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Von  den  zwei  Hauptquellen  der  königlichen  Einkünfte, 
dem  Grundbesitze  und  den  nutzbaren  Hoheitsrechten , tritt 
auch  in  dieser  Epoche,  und  zwar  stärker  als  bisher,  die  erste 
hervor^. 

Die  gesamte  Gütermasse,  die  sich  mehr  oder  weniger  direkt 
in  der  Hand  des  Königs  befindet,  zerfällt  zunächst  in  die  zwei 
Klassen  des  angestammten  Haus-  und  Familienbesitzes,  ge- 
mischt aus  allodialem  Eigen,  Lehen  und  anderen  Besitzungen, 
und  des  Reichsgutes,  d.  h.  desjenigen,  welches  als  Ausstattung 
des  königlichen  Amtes  nur  dem  jeweiligen  König  zur  Ver- 
fügung stehen  sollte.  Dieses  letztere  zerfällt  aber  wieder  einer- 
seits in  eine  Menge  von  zerstreuten  Domänen,  Königshöfen, 
Resten  der  karolingischen  Fisci,  andrerseits  gehören  dazu  alle 
die  grofsen  und  kleinen  Lehns^ter,  die  an  die  Fürsten  oder 
kleinere  Vasallen  oder  an  Dienstmannen  von  reichswegen  ver- 
liehen sind.  Eine  besondere  dritte  Gruppe  bildet  endlich  der 
gesamte  Komplex  des  Reichskirchenguts,  das  gerade  in  unserer 
Epoche  wieder  zum  Teil  auf  neue  Art  als  Finanzquelle  des 
Reiches  herangezogen  wird. 

Ihren  Landbesitz  zu  mehren  und  zu  bessern  ist  ein  Ziel, 
das  die  Staufer  auch  als  Könige  stets  im  Auge  behalten.  So 
lückenhaft  unsere  Kenntnis  dieser  Thätigkeit  in  den  Einzel- 
heiten  bleibt,  so  läfst  sich  doch  namentlich  unter  Friedrich  I. 
das  planmäfsige  Vorgehen  auf  dieses  Ziel  in  den  verschieden- 
sten Teilen  des  Reiches  erkennen. 

Wurde  hierdurch  Friedrich  I.  einerseits  der  Begründer 
des  staufischen  Familiengrundbesitzes,  so  gelang  es  ihm  andrer- 
seits, die  noch  immer  beträchtlichen,  aber  weit  verstreuten  Über- 
reste des  alten  Königsgutes  wenigstens  an  einzelnen  Punkten 

1 Vgl.  Waitz  VIII  216  ff.  — Lamprecht,  W.  L.  I 714  ff.;  801  ff.  — 
Frey,  Die  Schicksale  des  königlichen  Gutes  in  Deutschland  unter  den 
letzten  Staufern,  1881,  Berlin  (dazu  die  Recension  und  Korrektur  von 
Weiland  in  Gött.  Gel.  Anz.  1881,  S.  1551 — 91).  — Meister,  Die  Hohen- 
staufen im  Elsafs  1079  — 1255  (rec.  Gött.  Gel.  Anz.  1891,  S.  55 — 67;  Hist. 
Jahrb.  11  S.  818;  12,  S.  795).  — Stalin,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  2. 
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ZU  vereiuGii  od6r  mit  dGiii  Hausgutc  in  ZusamniGiihaiig  zu 
bringen  und  durch  eine  straffere  Verwaltung  ihre  Leistungen 

zu  steigern.  ^ t--  • 

Bei  der  Erwähnung  von  Gut  in  der  Hand  des  Königs  ist 

es  oft  zweifelhaft,  ob  es  sich  um  Reichsgut  oder  Hausgut 
ha  idelt;  nur  bisweilen  giebt  die  Bezeichnung  einen  entscheiden- 
de! Anhalt^.  Bedeutung  erlangte  diese  Unterscheidung  zuerst, 
ah  mit  Lothar  ein  neues  Geschlecht  den  ']''hron  bestieg,  das 
zvar  nicht  das  salische  Hausgut,  aber  wohl  die  Reichsgüter, 
wdclie  die  salischen  Könige  mit  ihrem  Familiengute  vereinigt 
ge  labt  hatten,  für  sich  zurückforderte.  Hierbei  zeigte  sich, 
wiä  wenig  sicher  noch  die  Rechtsgrundlagen  dafür  waien, 

H.ius-  und  was  Reichsgut  sei^,  ganz  abgesehen  davon,  dafs 
ei  le  thatsächliche  Trennung  der  beiden  Klassen  im  einzelnen 
ülerhaupt  undurchführbar  war.  Nachdem  die  btauter,  die 
E'ben  der  Salier,  Könige  geworden  waren,  trat  abermals  die 
Ul  terschiedslose  Vermengung  der  beiden  Bestandteile  ein. 

Eben  durch  diese  Verbindung  der  Staufer  mit  den  Saliern 
Wirde  der  Grund  gelegt  zu  ihrer  gewaltigen,  raschen  Macht- 
ei twickelung.  Der  bescheidene  Kern  des  stautischen^Familien- 
gi.tes  lag  in  Schwaben,  und  Schwaben  blieb  der  Mittelpunkt, 
v(  n dem  aus  die  räumliche  Ausdehnung  begann  und  immer 
wäitere  Kreise  zog^.  Schon  der  Vater  des  ersten  staulischen 
Hsrzogs  von  Schwaben  hat,  wie  es  scheint  als  Gemahl  einer 
el  iässischen  Grafentochter,  Fufs  im  Elsals  gehifst;  sein  Sohn 
b*jgrünclete  iind  sicherte  hier  die  staufische  Macht  bis  hinab 
nach  Mainz  und  verband  damit  die  Herzogsmacht  von  Schwaben. 
Liesen  ersten  Schritt  zur  künftigen  Gröfse  verdankte  er  haupt- 
sS.chlich  seiner  Verbindung  mit  dem  Königshaus,  dadurch  er- 
h eit  er  auch  als  Schwiegersohn  Heinrichs  IV.  die  Ansprüche 
a if  das  salische  Erbgut,  die  nach  Heinrichs  V.  Tode  verwirk- 
li  dit  wurden.  Die  Söhne  Herzog  Friedrichs  I.,  Iiiediich  und 
Eonrad,  dehnten  damit  wiederum  die  staulische  Macht  weiter 
n ich  Norden  hin  aus  und  bildeten  an  zwei  Punkten,  am  Rhein 
u id  in  Ostfranken,  zwei  neue  Mittelpunkte  staulischen  Besitzes. 


» Ausdrückliche  Bezeichnungen  als  „Reichsgut“  sind  z.  B.  SS.  21, 440 
(C  hron.  Laurisham.);  curtes  — in  servitium  et  proprietatem  regni  re- 
cipimus;  MB.  29»  469:  sicut  iinperium  temusse  dmoscitur;  ib.  31»  413: 
kcum  qui  nostri  iinperialis  iuris  erat;  439:  ein  Tausch  nomine  iinperii  — 
n »mine  iinperii  comparavimus ; vgl.  Or.  Guelf.  III  466,  ib.  500:  castnun 
i*(  «"no  in  perpetuum  pertineatj  Wilmans  II  345:  nobis  et  impeiio  in  pio- 
p Tetateni  dedit;  vgl.  \Yürdtwein  10,  1-56,  Böhmer,  Acta  No.  93  u.  a. 
Anders  wenn  nur  von  dem  persönlichen  Rechte  des  Königs  die  Rede 
is  t wie  MB.  29»  289 : in  nostram  possessionem  ridractum,  — nostro  luri 
e ’in-oprietati  addicta  (silva\  ib.  246:  ubi  libere  nobis  attinet.  — Beyer 
I ‘^12-  nraedium  nostrum  M.  — Wilm.  II  312:  in  territorio  nostro  R.  etc. 

2 Ann.  S.  Disib.  SS.  17,  23  (1125).  — Waitz  VIII  2-39  ff. 

3 Otto  Fris.  O.  F.  1 c.  8—12.  — Stalin,  \\  irt.  Gesell.  II  237  ft.  — 

IV  eister  S.  38  ff. 
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Konrad , der  spätere  König , war  schon  von  Heinrich  V.  mit 
dem  Herzogtum  in  Ostfranken  belehnt  worden ; er  erhielt  hiei- 
durch  Besitzungen  namentlich  um  Rotenburg  an  der  Tauber, 
um  Nürnberg,  im  Worms-,  Speyer-,  Nahe-,  Rednitz-  und  Nord- 
gau, teils  salisches  Erb-,  teils  Reichsgut.  Diese  Besitzungen 
blieben  in  Konrads  Hand , er  vererbte  sie  auf  seine  Söhne 
Heinrich  und  Friedrich;  sie  bildeten  auch  ferner  die  Aus- 
stattung eines  jüngeren  Zweiges  des  staulischen  Hauses,  als 
Kaiser  Friedrich  nach  dem  Tode  von  Konrads  III.  Sohne  sie 
seinem  eigenen  jüngeren  Sohne  Konrad  übergab,  der  erst 
nach  dem  Tode  seines  Bruders  vor  Akkon  1191  damit  auch 
das  schwäbische  Herzogtum  wieder  vereinigte  t 

Auch  König  Konrad  III.  war  gewifs  darauf  bedacht,  diesen 
Besitz  weiter  zu  vermehren,  wenn  auch  die  Ungunst  der 
politischen  Lage  ihm  dies  meist  unmöglich  machte;  wo  aber 
ein  Neuerwerb  nicht  gelang,  suchte  er  doch,  wenigstens  das 
Vorhandene  zu  schirmen^.  M eitere  Aussichten  aul  ein  nicht 
unbeträchtliches  Erbe  erwuchsen  jedoch  seinem  Hause  durch 
seine  Heirat  mit  einer  Tochter  eines  Grafen  von  Sulzbach, 
deren  Güter  sich  wohl  an  die  fränkischen  Besitzungen  an- 
schlossen, die  aber  zum  Teil  erst  durch  Friedrich  1.  den 
Staufern  erworben  wurden^. 

Auch  im  Westen,  am  Mittelrhein,  suchte  wohl  Konrad  111., 
sich  und  seinem  Hause  neue  Macht  zu  verschaffen.  Nach  dem 
Tode  des  Pfalzgrafen  Wilhelm  suchte  er,  wenigstens  einen  Teil 
von  dessen  Erbe  einzuziehen  ^ und  belehnte  dann  seinen  Halb- 


1 Chrou.  Weiiigart.  Coiit.  SS.  21,  478.  — Coutin.  Sanblas.  SS.  20,  323 
cap.  37.  — Eine  zusammenfassende  Aufzeichnung  über  die  allodialen 
Besitzungen  des  Herzogs  von  Rotenburg,  Konrad,  tindet  sich  in  dem 
Verlöbnisvertrag  Friedrichs  I.  mit  Alfons  VIII.  von  Kastilien  betr.  der 
Heirat  Konrads  mit  der  kastilischen  Prinzessin  Berengaria;  Constit.  1 

No.  319  (1188),  s.  Stalin  a a.  0.  . , , 

2 Namentlich  erwarb  er  Kirchenlehen  für  seine  Söhne;  s.  unten. 
Von  einem  zum  Schutze  seines  Gutes  vorgenommenen  Tauschgcschatt 
berichtet  eine  Urk.  des  Bischofs  von  Würzburg:  btiimpf,  Acta^^o.  109 
(1142);  auch  hier  handelt  es  sich  um  Klostergüter,  deren  \ ogt  bnedneh 
(von  Rotenburg),  Konrads  III.  Sohn,  ist. 


Egerlandes  Avar,  also  wohl  als  Ei’be  seiner  Mutter  (xertrud  von  Sulz- 
bach; während  Frey  S.  5 das  Egerland  als  Mitgift  der  Adelhmd  a on 
Vohburg,  ersten  Genialilin  Friedrichs  I.,  bezeiclinet,  ebenso  Kiezlei, 
Gesch.  Baierns.  I 87-5;. .beide  Ge.schleehter  scheinen  dort  Besitzungen 
gehabt  zu  haben.  — Über  andere  Teile  des  k^ulzbacher  Erbes  (bain- 

bevgische  Lehen)  s.  u.  MB,  29^  417 — 20. 

^ Beyer  I 590  (St.  8460)  für  KL  Springiersbach:  — defuncto  — \\il- 
lelmo  Palatino  comite  omnia  eins  allodia  iustis  modis  in  regni  propne- 
tatem  iure  deA^enerunt ; doch  mufste  er  sich  mit  den  AsKaniern  als 
Erben  auseinandersetzen : Heinemann,  Albrecht  der  B:ii%  S,  186  ft. ; S.  357 
Anm.  138.  Bernhardi,  Konrad  III.,  S.  136  ft. 
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bn.cler  Heinrich  mit  der  Pfalz,  der  sie  freilich  nur  kurze  Zeit 
ve]  waltete  ^ auch  der  nun  ernannte  Pfalzgrat  Hermann  von 
St5  leck  war  übrigens  ein  Verwandter  Konrads  HL 

Eben  hierher  wiesen  auch  die  rheinischen  Besitzungen  der 
sei  wäbischen  Linie  der  Staufer , zu  denen  aus  dem  salischen 
Eroe  Güter  im  rheinischen  Franken,  im  Speyer-,  Worms-  und 
Na  hgau  gehörten.  Herzog  Friedrich  IL,  König  Konrads  Bruder, 
hiiiterliefs  zwei  Söhne  Friedrich  und  Konrad;  sie  teilten  sich 
in  das  Erbe  so,  dafs  Friedrich  das  Herzogtum  Schwaben  mit 
de  n Elsafs  erhielt,  während  seinem  Bruder  die  rheinfränkischen 
Erbgüter  blieben  h Konrad  wurde  ferner  der  alleinige  Erbe 
seiner  Mutter,  einer  Gräfin  von  Saarbrücken,  und  war  selbst 
au  fs  eifrigste  bedacht  seinen  Besitz  überall  abzurunden,  früher 
entwendetes  Gut  wiederzuerwerben,  neues  Gut  und  neue 
Richte,  namentlich  über  kirchliche  Besitzungen,  hinzuzuge- 
winnen, dabei  kräftig  unterstützt  von  seinem  Bruder,  König 
Fl  iedrich  L,  der  diesen  Bestrebungen  vollends  zum  Siege  ver- 
hf  If  dadurch , dafs  er  1155  die  rheinische  Pfalzgrafschaft  an 
K)nrad  verlieh.  Jetzt  entstand  hier  aus  der  Verbindung  des 
st  lufischen  Hausgutes  mit  den  pfalzgräflichen  Lehen  und  Rechten 
eil  neues  mächtiges  Territorium,  die  Grundlage  der  späteren 
R leinpfalz,  angelehnt  im  Süden  und  Südosten  an  das  staufische 
Gebiet  im  Elsafs,  Schwaben  und  Franken,  die  Vermittelung 
bildend  zu  den  einzelnen  Gruppen  des  Reichsgutes  am  untern 
R lein  und  der  Maas,  insbesondere  aber  wichtig  durch  die 
m ichtvolle  Stellung,  die  der  Pfalzgraf  einnahm  gegenüber  den 
rleinischen  Bischöfen,  als  Vogt  über  die  Erzstifte  Trier  und 
Mainz,  als  Vasall  von  Köln  am  Niederrhein,  als  Vogt  der 
Abtei  Lorsch  und  vieler  anderer  kirchlichen  Güter 

Während  hier  am  Mittelrhein  das  staufische  Haus  neue 
Macht  gewann,  gelang  es  gleichzeitig  König  Friedrich  I.,  den 
B 5sitz  am  Oberrhein  und  in  Schwaben  immer  mehr  abzurunden 
u id  zu  erweitern.  In  Schwaben  wurde  ihm  dies  erleichtert 
durch  das  Aussterben  zahlreicher  kleiner  Herrengeschlechter, 
d e er  beerbte  oder  deren  Güter  er  durch  Kauf  oder  auch 
k 'aft  des  königlichen  Heimfallsrechtes  an  sich  zu  bringen 
WLifste-,  wichtig  waren  besonders  die  Erwerbungen  der  Güter 
d js  Grafen  von  Pfullendorf  und  des  Herrn  von  Schwabegg, 
d i hiermit  zugleich  Vogteirechte  über  die  Bistümer  Chur  und 


^ Vgl.  L.  Häufser,  Greschiclite  der  rheinischen  Pfalz,  Bd.  1 (Heidel- 

b'  i'g  1845)  S.  38,  51  ff.  m i • 

2 iio.  s.  54  f,,  57,  58.  — Chron.  Lauresh.  SS.  21,  445:  Illud  etipi 

fl  lod  prescrihunt  eum  per  introductum  comitem  palatinmn  iugum  ecclesiae 
a 'gravasse:  si  recolerent,  quas  minas,  quas  clades,  quae  exterminia 
ii  merator  toti  ecclesiae  intentaverit,  quamque  id  ei  fratrum  ac  niini- 
s1  erialiuin  precibiis  vix  extortum  fuerit,  ac  demnm  arcuato  vulneri  cau- 
t(  rium  obponens  pericnlo  periculum  lenierit,  veritati  non  inferrent  pre- 

ii  dicimn. 
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Augsburg  in  staufische  Hände  gelangten*.  Ein  anderer  höchst 
bedeutender  Zuwachs  war  die  Erwerbung  der  alten  welfischen 
Erbgüter  in  Schwaben , die  der  geldbedürftige  W elf  VI.  vom 
Kaiser  als  Lehen  nahm,  und  die  nach  sejnem  Tode  dem  Herzog- 
tum Schwaben  eiiiverleibt  wurden^.  Ähnlich  bedeutsam  war 
wohl  das  Tauschgeschäft,  das  Friedrich  I.  1158  mit  Heinrich 
•dem  Löwen  einging,  und  wodurch  gegen  Aufgabe  sächsischen 
Reichsgutes  die  Burg  Baden  mit  100  Ministerialen  und  500 
Hufen  Land  in  den  staufischen  Hausbesitz  überging;  durch 
ihre  Lage  gegenüber  der  bedeutendsten  Pfalz  der  Staufer  im 
Elsafs,  Hagenau,  fügte  sie  sich  vortrefflich  in  den  vorhandenen 

Besitzstand  ein  i p 

Auch  im  Osten  jenseits  der  Saale,  im  Anschluls  an  die 

ostfränkischen  Besitzungen  der  Staufer  erwarb  Friedrich  neues 
Gebiet,  namentlich  durch  den  Ankauf  von  Gütern  des  Grafen 
Rapoto,  eines  Erben  der  Grafen  von  Groitzsch,  deren  wich- 
tigste Bestandteile  die  Burggrafschaften  Leisnig  und  Kolditz 
waren ursprünglich  als  Hausgut  behandelt,  übertrug  Fried- 
rich I.  in  dem  genannten  Vertrag  mit  Heinrich  dem  Löwen 
diese  Güter  an  das  Reich.  Die  Fortsetzung  bildete  der  Güter- 
komplex um  Altenburg,  wo  Friedrich  u.  a.  ein  Hospital  stiftete 
und  dotierte^.  Von  hier  war  dann  leicht  die  Verbindung  mit 
den  Resten  des  alten  Reichsgutes  herzustellen,  wie  es  sich  in 
Thüringen  und  Sachsen  bis  an  den  Rhein  hin  noch  um  die 
alten  Pfalzen  gruppierte®. 

Charakteristisch  für  das  Vorgehen  Friedrichs,  wo  wir  es 
im  einzelnen  verfolgen  können , erscheint  das  allmähliche, 
schrittweise  Vorgehen,  das  auch  zunächst  ganz  unbedeutende 
Vorteile  nicht  verschmäht,  aber  sein  Ziel,  zum  Teil  freilich 


1 Stalin  a.  a.  O.  — Contin.  Sanblas.  c.  21,  SS.  20,  314.  — Chron. 
Ursp.  SS.  23,  356.  — Chron.  Weingart.  Contin.  SS.  21,  478.  — Ann. 

Pegav.  SS.  16,  262.  p , • x • i * • i a 

2 Wann  die  Abmachung  mit  Welf  stattfand,  ist  nicht  sicher;  das 

Jahr  1169,  das  z.  B.  Frey  angiebt,  haben  nach  Stalin  II  109  Anm.  1 die 

Ann.  Bebenhus.  (sec.  XA ).  rr  • • x i j- 

3 Or.  Guelf.  III  466  (1166)  St.  3792:  qualiter  Heinricus  etc.  heredi- 

tatem  nxoris  sue  Clementie,  quam  habebat  in  Svevia,  castrum  i idelicet 
Baden  et  centum  miiiisteriales  et  quingentos  mansos  nobis  m proprium 
contradidit,  hac  videlicet  ratione  ut  nos  quedam  regni  predia,  ex  vicissi- 
tudine  sibi  magis  competentia,  proprietatis  donatione  in  eum^  conrerre- 
mus.  — Es  ist  bezeichnend,  dafs  Friedrich  das  Tauschoyekt  nicht  selbst 
ans  Reich  gab,  sondern  als  Hausgut  behielt,  das  Reich  aber  mit  den 
entlegenen  pleifsnischen  Gütern  entschädigte.  n 

^ Arnold.  Lubec.  VII  c.  16,  SS.  21,  246.  - Frey  K 318f. 

Über  Altenburg  (das  von  Friedrich  gestiftete 
Acta  133  (1181),  135  (118.3),  168  1192),  169  (1192).  (St  4334.  43.ol.  4785. 
4788).  Eine  königl.  curtis  war  hier  schon  nach  St.  4334;  ein  castrum 
nach  DK.  III,  St.  3-594  v.  J.  1151  (Ludewig  11,  -539).  - Die  Urkunde 
St.  4137  (1172  Juli  21)  bezieht  sich  nicht  auf  die  Stiftung  des  Hospitals, 
sondern  auf  Kl.  Pegau:  N.  A.  16,  144 — 149. 

6 Vgl.  Frey  S.  305  ff. 
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ni.'ht  ohne  (4ewalts;imkeit  zu  erreichen  \A-eifs.  Es  tindeii  sich 
sc  unbedeutende  Tauscdigeschäfte  wie  z.  B mit  Kloster  8cheft- 
lam  um  einen  Hof  und  eine  lialbe  Hufe  in  Brunntlial  oder 
mit  dem  Kloster  Eberbach,  dem  der  König  eine  Insel  schenkt 
m t Ausnahme  des  Fischwassers,  wofür  er  ein  Klostergut  er- 
hi  .lt,  bestehend  aus  einem  Hofe  mit  ( >bstgarten  und  zwei  Hüten 
za  in  d'eil  Feld,  zum  Teil  \^"einlamH.  Auch  durch  Ankauf  er- 
w rbt  der  König  hie  und  da  Besitzungen,  dem  Kloster^^  eehters- 
w nkel  z.  B.  kauft  er  ein  Gut  in  Sachsen  für  30  Mark  ab"^, 
dl  in  Domstift  Aum  Bamberg  eines  für  70  Mark”. 

Kann  es  bei  Tauscligeschäften  bisweilen  zweitelhatt  bleiben, 
vuii  wekdier  Seite  die  Anregung  nusgegangen  sei,  wer  dabei 
di'H  gröfseren  Vorteil  gehabt  habe,  sind  insbesondere  die  häutigen 
Klauseln  der  Urkunden  für  Klöster,  durch  welche  denselben 
T luschgeschäfte  mit  Keichsministerialen  gestattet  werden,  zu- 
n ichst  wenigstens  zum  Besten  des  Klosters  bestimmt,  so  er- 
k mnt  mau,  wie  auch  diese  Bestimmungen  von  Friedrich  zum 
Vorteil  seines  Besitzstandes  ausgenützt  wurden,  wenn  er  hinzu 
s(tzt,  dafs  solche  Tauschhandlungen  nur  vorzunehnien  seien, 
nenn  das  Reich  dadurch  Gewinn  habe*’.  Zwar  bildete  diese 
K lausei,  die  uns  noch  weiterhin  begegnen  wird,  zunächst,  wie 
e;  scheint,  nur  das  nötige  Korrektiv  gegen  die  gleichlautende 
Eestiminung  des  kanonischen  Rechts,  welche  Klöstern  auch 
n ir  unter  dieser  Bedingung  des  eigenen  V^orteils  Tausch- 
g?schäfte  gestattet:  dafs  aber  nicht  immer  von  den  Stautern 
(1  e Gegenseitigkeit  des  Vorteils  streng  abgemessen  wurde,  wo 
sie  die  Mächtigeren  waren,  das  zeigen  auch  die  eben  ange- 
fi  hrten  Urkunden,  wie  besonders  das  Beisjnel  unten  in  Anm.  1. 


1 'Würdtwein,  Nova  subs.  10,  60  (1178):  Sed  iniperator  cum  esset 
p ndens  et  poteiis  atque  diversa  praedia  propter  inclitam  eins  prolem  in 
II  mm  aggregaret,  istud  taiitillum  praedium  nobis  dedit  pro  immenso 
iv  re,  quia  ea  non  audeliamus  eontradicere  ac  idcirco  oportebat  nos  istud 
ai  eeptare. 

- MH.  8,  518  (29a  450),  8t.  4358  (1183):  dedimus  eis  curiajn_  in 
8 razloch  — ; pro  cuius  recompensatione  curiam  unam  et  dimidium 
rransum  Bruntal  situm  nobis  datum  ab  eis  reoepimus. 

a \A’’enck,  Hess.  Landesgesch.  II,  1 8.  120  (1190)  (St.  4648)_:  ratum 
habemus,  qiiod  — pater  noster  Fr.  — insulam  in  Gimmensheim,  mie 
d citur  Varewerth,  excepta  aqua  piscaria  in  eadem  insula,  dilectis  nobis 
fiatribus  in  Eberbach  de  nostro  consensu  dedit  in  proprietatem.  Pro 
q la  insula  buiusmodi  predium  quod  idem  fratres  habuerunt  in  Durenc- 
h'  im  jiatri  nostro  et  nobis  in  proprietatem  dederunt,  seil,  curiam  unam 
el  pomerium  et  duos  mansos,  quorum  VIII  jurnales  sunt  in  vinetis, 
L jurnales  in  agris  campi. 

■ MB.  29»  433  (1180)  (8t.  4298). 

•*  Ib.  371  (St.  39971. 

Z.  B.  Böhmer,  Acta  No.  100  u.  101  (St.  3777  8),  ut  liceat  ei  (d. 
K loster  Pforta)  cum  unuquoque  ministerialium  regni  de  bonis  regni  con* 
ca  mbium  facere,  ita  tarnen,  ut  melior  sit  regni  recompensatio. — 
Dinach  der  Tainsch:  No.  101:  ita,  ut  pars  que'rrgno  recompensata  est, 
p ;r  omnia  precelleret.  — Walkenrieder  U.  B.  I 28  (1188):  ita-quod 
melius  concambium  imperio  restituatur. 
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Gelang  es  schon  auf  diese  Weise,  durch  direkte  Erwerbung 
von  Eigentum  an  Gruml  und  Ifoden,  den  Landbesitz  zu  erAveitern 
und  abzurunden,  so  war  ein  weiteres , vorzügliches  ge- 

wisse Lücken  auszufüllen  und  zugleich  bedeutenden  EiiiHuls 
zu  erlangen,  die  Erwerlmiig  von  gewissen  Anrechten  an  Kirchen- 
gut, sei  es  in  der  Form  der  N'ogtei , sei  es  durch  Lbernahme 
von  Kirchenlehen.  Beide  Formen  wurden  von  <len  Stautern 

im  ausgedehntesten  ^latse  angewandt. 

E.S  war  bisher,  Avie  es  scheint,  Sitte  gewesen  dals  der 
König,  wenn  er  vor  seiner  3'hronbesteigung  Kirchenlehen  be- 
sessen hatte,  nach  derselben  sie  nicht  lieibehie It  ^ aa^ ährend  die 
Reichsfürsten  ohne  Niederung  ihres  Heerschildes  Lehen  von 
Geistlichen  übernehmen  konnten,  scheint  man  tür  den  König 
dies  Verhältnis  für  unpas.send  gehalten  zu  haben:  ein  eclites 
Lehnsverhältnis  konnte  ja  auch  der  oberste  Lehnsherr  in  \a  ahr- 
heit  nicht  eingeheiD.  Nicht  minder  jedoch  als  anderen  Fürsten, 
niufste  den  Königen  daran  gelegen  sein,  kirchliche  Besitzungen, 
zumal  wenn  sie  ihre  eigenen  Besitzungen  ergänzen  und  aus- 
füllen konnten,  in  ihrer  unmittelbaren  GeAvalt  zu  behalten, 
nicht  etwa  lilofs  sich  mit  den  Anrechten  und  Leistungen  zu 
begnügen,  die  ihnen,  wenigstens  bei  Reichskirchen,  auch  als 

Königen  gebührten.  , , i i 

Wie  eifrig  schon  Konrad  HI.  sich  bemühte,  solche  Lehen 

seinem  Hause  zu  erwerben,  zeigen  einige  Urkunden  ; iiber  auch 
er  scheute  sich  noch,  selbst  als  Lehnsträger  der  Kirche  zu  er- 
scheinen. Dagegen  suchte  er,  seinem  Sohne  solche  Guter  zu 
verschaffen,  ln  dem  Verzeichnis  der  tiildaischen  \ asallen  aus 
der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ist  der  junge  hriedricE  von 
Rotenburg  als  Träger  von  sieben  Fürstenlehen  autgetulnff 
Den  Bischof  von  Speyer  zwang  Konrad,  seinem  bohne  ein  Gut, 
welches  Heinrich  V.  der  Kirche  geschenkt  hatte,  ids  Lehen  zu 
übertragen;  sehr  ungern  fügte  sich  der  Bischof,  nur  damit 


1 Ficker,  HeersebiUl,  8.  39  t.  , . , • r u 

8o  erklären  auch  z.  B.  üie  Libiä  Fe^dor.  jedes  passive  Lehii.s- 

verhältnis  des  Kaisers  für  unmöglich  (II.  4.  100),  Iickei  a.  a.  0.  4b. 
Von  Leistling  der  Mannschaft,  d.  h.  des  eigentlichen  Lehnsaktes,  durch 
den  König  ist  in  Deutschland  auch  nicht  die  Rede,  ^ fV 

bältnis  zu  der  betr.  Kirche  den  Namen  des  Lehens  tragt.  ^ ^1; 

DH.  VI  bei  Trouillat  I 399,  avo  über  die  8uccession  in  einem  Kiii  lien- 
leben  bestimmt  ivird,  dafs,  wenn  ein  jüngerer  hohn  Heimic  is 
dem  Bischof  das  bomagium  leisten  solle,  sei  aber  der  zum  König  er- 
wählte 8ohn  der  Erbe,  so  soll  er  es  ea  integritate  qua  et  nos  ab 
possidebit.  — Ficker  S.  49  f.  — Boos,  Die  Kirchenleben  dei  stauhschen 

Kaiser.  München.  Diss.  1886,  S.  42  ff.,  49  ff.  r i a i jit  T 

3 Böhmer,  Fontes  III  172,  vgl.  Heinemann,  Cod.  dipl  Anha  t.  I 366 

(Dronke,  Tradit.  Fuld.  153—157):  Dux  etiam  Fridericus,  hhus  Chumadi 

regis  septem  principum  beneticia  de  hoc  Fuldei.si  obtinuit  mona.sterio. 

Auch  später  scheint  er  noch  solche  Güter  an  sich  gebracht  zu  haben, 

Ib.:  Nonne  landgravius  et  tilius  Cunradi  regis  plurimorum  principum 

ben^'ficia  sibi  contraxumnt  et  adhuc  sitiimt. 


sucht  er  sich  zu  trösten,  dafs  ja  Konrad  der  nächste  Erbe  der 
8{,lier  seih  Auch  von  Würzbiirg  besafs  Friedrich  von  Roten- 
bi  rg  Lelien,  wie  ein  Vertrag  von  1151  zeigt,  vielleicht  ge- 
lu  rten  dieselben  schon  vorher  Konrad  III.  als  Herzog  und 

w irden  nach  seiner  Thronbesteigung  resigniert  zu  Gunsten 
se  ner  Söhne“. 

Anders  verfuhren  Friedrich  1.  und  Heinrich  VI.  Beide 
verschafften  nicht  nur  ihren  Verwandten  Kirchenlehen,  sondern 
si<i  behielten  eine  ganze  Anzahl  auch  als  König'e  in  eig’ener 
Hind,  zum  Teil  solche,  die  zuin  schwäbisch-elsässischen  und 
fri  nkischen  Fainiliengute  gehörten,  zum  Teil  andere,  die  sie 
dl  rch  andere  Erwerbungen  mit  übernommen  hatten;  noch 
ar  dere  endlich  erwarben  sie  neu  hinzu. 

Unter  den  Lehnsträgern  Fuldas  hguriert  in  erster  Linie 
Kaiser  Friedrich  I.  selbst,  der,  wie  es  heilst,  nicht  nur  das 
von  seinem  Vater  ererbte  Lehen  im  Elsafs,  welches  er  als 
Horzog  besafs,  behielt,  sondern  dazu  auch  die  Lehen  Markgraf 
D epolds  übernahm 3.  Ebenso  besafs  Heinrich  VI.  bis  zum 
Jahre  1195  ein  Lehen  des  Klosters  Prüm,  das  einst  sein  Grofs- 
vater  Herzog  Friedrich  erhalten  hatte,  das  aber  dann  weiter 
ve 'liehen  worden  war^. 

Friedrich  I.  erbte  nach  dem  Tode  Friedrichs  von  Roten- 


106  f.  Urk.  de.s  Bischofs  Günther  von  Sjieyer, 
1L_/  März  lo.  Das  Gut  hatte  Heinrich  V.  der  Kirche  geschenkt,  öuin 
aul  eni  Cuiiiadum  regeni  Roinanoruin  predicti  iniperatoris  et  proxiniiun 
hei  edein  et  in  regno  fieri  successoreni  contiiigeret,  ijise  ut  predictuin 
pr6  dium  filio  suo  in  beneficiuin  darenuis,  sepenuniero  instaiitissiine  jiostu- 

P^ide  et  minis  etprecihusprefatiregisCuon- 
rac  i dm  renitehamur,  _set  cum  imllam_  evadendi  facidtatem  haberemus — 
SIC  precibiis  sepedicti  regis  C,  paruimus,  non  lil)enter  (piidem,  minus 
tar  len  inviti  eo,  ^od  ipse  donatoris  prediorum  et  successor  et  proximus 
heies  diceretur.  Cuius  rei  gi'atia  et  ipse  nobis  immunitatem  ab  instanti 
exj  editione  jirestitit. 

2 MH.  29a  302  (Hol)  (8t.  85S7j:  effecimus  cum  filio  nostro  Friderico 
qm  tmus  silvam  que  vocatur  Htegerwalt  — in  manus  domini  sui  G.Wirzi- 
bmgensis  episcopi  resignaret  behufs  Schenkung  an  Kloster  Ebracli.  Ut 
aut  praedictus  filius  nostei*  libentius  praeberel  assensum  (Friedrich 
Ava  damals  6 Jahre  alt!)  abbas  et  fratres  sui  quinque  mansos  in  manus 
epi  icqpi  G.  delegaverunt,  quibus  nichilominus  ipse  filium  nostrum  bene- 
fiCMVit.  Außerdem  erhält  der  König  noch  3 Hufen  und  30  Mark  Silber, 
um  damit  ein  anderes  W ürzburger  Lehen  zu  lösen,  das  auch  der  iun^'’e 
rri  'drich  erhalten  soll. 

Wohl  Diepold  II.  von  \ ohburg,  K.  Friedriidis  Schwiegervater* 
Bölrner,  Fontes  IH  172:  Ipse  imperator  Fridericus,  qui  quondam  dux,’ 
nob  lissimi  ducis  riiderici  filius,  qui  non  solum  patris  lieneficium  in 

Als  itia  habuit,  scd  ct  Gijioldi  inarchionis  bcncficium  tcnuit. \örl  Boo.s 

S.  ] 4.  • ö • • 

’ ^P^ir.  U.  B.  I 127  (S.  4955)  bestätigt,  dafs  cenobiuni 
de  Jleinmenrode  per  enipeionem  — villain  acquisivil  — attiiientein  feodo 
quo  l dux  Fridericus  avus  quondam  noster  tenuit  ab  ecclesia  Prumiensi. 
Da.-  Lelien  war  von  Friedrich  an  die  Grafen  von  Leiniimen  und  von 
iliesen  nochmals  weiter  verliehen. 


bürg  u.  a.  ein  fulclaische.s  Lehen,  das  er  zur  Anlage  eines 
V einbergs  benutzte’. 

Von  Augsburg  hatte  er  den  Ort  Herbrechtingen  zu  Lehen; 
einiges  Dazugeliörige  verlieh  er  weiter;  aber  in  <ler  Umgegend 
kaufte  er  auch  viele  Grundstücke  hinzu;  schliefslich  übei'gab 
er  1171  den  ganzen  Komjdex  dem  Kloster,  das  er  dort  er- 
richtete^. Bis  in  die  dritte  Hand  weiterverliehen  war  auch 
ein  Lehen,  welches  Friedrich  I.  vom  Bischof  Udalrich  von 
Speyer  (1178 — 1190)  erhalten  hatte  ■'*.  Von  Basel  erwarb  Hein- 
rich VI.  als  König  die  Hälfte  des  Hofes  und  der  Burg  Breisach 
und  des  Eckartsbergs  als  Lehen'’. 

Von  Mainz  hatten  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.  die  Stadt 
Seligenstadt  zu  Lehen  Besonders  zahlreiche  Lehen  besafsen 
beide  vom  Bistum  Stralsburg,  sie  ergänzten  vielfach  ihren 
elsässischen  Allodialbesitz 

Andere  Lehen  erwarb  Friedrich  seinen  Söhnen.  (Otto  von 
St.  Blasien  versichert,  er  habe  bei  seinen  Erwerbungen  alle 
Kirchenlehen  der  früheren  Besitzer  seinen  Söhnen  überwiesen. 


’ MB.  29»  396  (1170)  (St.  4108):  postquam  villa  Hcitingisvelt  ditioiii 
iiostre  cessit,  cx  beneficio  abbatis  Fuldcnsis  aecclesiae  post  obitum  — 
Friderici  ducis  de  Kotonburg,  dilectum  ac  fidelem  nostrum  Reigiiihardum 
novi  monasterii  praepositum,  quem  eiusdem  villae  procuratorem  con- 
stituimus,  ad  bomines  in  ea  liabitantes  dii'eximus,  ut  nobis  ab  eisdem 
hominibus  obtineret  totum  montem  — , cuius  pars  praecipua  nobis  atti- 
neliat.  Das  gescliieht,  und  der  procurator  verjiaclitet  nun  den  ganzen 
Berg  zum  Roden  und  Weinpfianzen  auf  sieben  Jahre  nach  Teilbaurecht. 

^ Wärt.  UB.  II  162  (1171)  (St.  4123):  in  ipsa  villa  curiam  nostram, 
quam  feodali  iure  ab  ecclesia  Augustense  tenuimus,  — potestati  — fra- 
trum  contulimus.  b>odum  (pioque  quoddam  Theobaldi  (4.  quod  in  eadem 
x'illa  de  manu  nostra  receperat  etc. 

^ Ib.  II  244  (1186)  (St.  4470):  E.  de  S.  feodum  suum,  quod  a B.  de 
S.  in  Therdingen  habuerat,  quodque  idem  B.  a me,  ego  autem  a Spirensi 
ecclesia  et  eins  tune  temporis  pontitice  Uodalrico  percejjeram  etc. 

■*  Trouillat  I .399  (118-5)  (St.  4575):  H.  Basileensis  episcopus  nobis  — 
in  beneticio  coneessit  medietatem  curtis  Brvsach  et  medietatem  montis 
Bri  i'sach,  uxcepta  nna  mansione  — , modietatemque  montis  qui  dicitur 
Eggehartberc.  — Ami.  Ai-gont.  88.  17,  89. 

MB.  30,  261  f.  (Reg.  Frid.  II.  No.  2273)  (1237):  Friedrich  II.  be- 
zeugt, quod  civitas  Seligenstat  non  sjiectat  ad  imperium,  set  eandem 
civitatem  iure  hereditario  feodaliter  possidemus  ab  ecclesia  maguntinu 
sicut  avus  et  pater  noster  divi  augusti  recolendae  nnanoriae  eam  per 
eandem  ecelesiam  possedisse  noseuntiir.  Andere  Besitzungen  erwarb  der 
Erzbischof  Konrad  wieder  zurück,  nach  der  Urk  : Stumiif,  Acta  Mog. 
No.  112. 

® AVürdtAvein,  Nova  subs.  XII  118  (1189)  (St.  4515):  Tausch  mit  Kl. 
Eufserthal:  nos  jiredium  illud  in  Spelitesbach,  quod  ab  ecclesia  Argen- 
tinensi  in  beneficio  habuimus  et  aliud  pn^dium  in  Tegerenbaeb,  quod  ab 
eadem  ecclesia  in  feodo  tenuimus  — Heinrico  — episcojio  resignaviinus,  — 
ut  i])se  eadem  jiredia  et  alia  eeiam  — et  quaecuinjue  a predieta  ecclesia 
Argentinensi  liucusque  habuimus,  monasterio  fratrum  in  Uzerstal  — con- 
cederet  et  in  concambio  reciporet  predia  — que  — ecclesia  in  U.  pos- 
sederat  et  nos  eadem  praedia  a sepedicta  ecclesia  Argentinensi  in  bene- 
ficio suscepimus.  — Vgl.  Ann.  Marbac.  88.  17,  168  (1198):  Cliron.  Ebers- 
heim. 88.  23,  448.  — Frey  8.  175  tf.,  Meister  S.  90  tf.,  Boos  S.  25—29. 


1< 


n 11  diese  so  reich  als  möglich  zu  machen  80  ist  z.  B.  1168 
d'*r  damals  circa  zweijährige  Friedrich  von  Schwaben  schon 
in  Besitze  eines  Lehens  der  Abtei  Ellwang-;  1170  erhält  er 
Von  Ciiur  das  Vogteilehen,  das  zuvor  der  Graf  von  Pfullen- 
d trf  besessen  hatte  1172  erwirkt  der  Kaiser  für  denselben, 
di.fs  der  Bischof  von  WUrzlnirg  ihm  einen  Hof  verleiht,  den 
di  r Kaiser  durch  Schenkungen  an  ^^’ürzl)urg  von  allen  Ab- 
gaben befreit  und  endlich  1174  erwirbt  er  für  seine  Söhne 
F ’iedrich  und  Otto  die  bambergischen  Lehen , welche  bisher 
die  Graf<*n  von  Sulzbach  inne  gehabt  liatteu,  nicht  ohne  tlafür 
eile  bedeutende  Entschädigung  an  den  Bischof  zu  zahlen’’. 

Aufser  Lehnsgütern  besalsen  aber  die  Staufer  auch  eine 
sehr  grofse  Anzahl  von  vogteilichen  Rechten  lüber  Klöster  und 
selbst  einzelne  Bistümer;  sei  es,  dafs  es  g<ilang  die  Wahl  des 
Vigtes  auf  einen  Staufer  zu  lenken,  sei  es,  dafs  sie  erbliche 
A isprüche  auf  eine  Vogtei  erhoben  als  Grundherren  und  Nach- 
k'iiiimen  des  Klostergründers”.  Auf  diese  Weise  gelang  es  in 


^ Cont.  Sanblas  c.  29,  SS.  20,  314;  Supraclictorum  etiam  ot  aliorum 
qi  orum  predia  in  ins  ocsari.s  cesscrant,  omnia  bonefieia  que  ab  ccclo- 
si;  sticis  principibus,  cpiscopis  vol  abbatibus  snb  hominio  habucrant, 
fil  is  suis  prestai'i  faciens,  pacative  possedit.  — Preter  hoc  omnia  res 
ec  -lesiarum  ab  cpiscopis  vel  abbatibus  sibi  conces'as  vendicans  sub  iure 
lic  minii  multa  amore  filiormn  contraxit. 

- AVürt.  UB.  II  156  (St.  4097)  (1168):  Friedrich  I.  bestätigt  der 
Kirche  Ellwang  silvam  quae  Virgunda  nuncupatur  — eo  — tenore,  ut  — 
fil  US  noster  dux  Sveviae  Fredericus  (damals  zAvei  Jahre  alt)  eiusque 
SU  ‘cessores  qui  idem  beneficium  ab  abbate  — obtinuerint,  in  venationi- 
bi'ä  et  extirjiationibus  ins  defensionis  obtineant. 

^ Mohr,  Cod.  dipl.  Raet.  I 198  (1170)  <St.  4113):  Egino  episcojjus 
fcxlum  advocatiae  emäensis  cum  ipsa  advocatia  tilio  nostro  Frederico 
du  fi  Svevie  eo  iure  concessit,  quod  eam  comes  Rodulfus  de  ßregenze  et 
p<  -itmodum  comes  Rudolfus  de  Phullendorf  obtinuisse  diiioscitur.  S.  a. 
H<  OS  S.  32  f. 


* MB.  29*1  408  (1172)  (St.  4135):  Wirzeburgeusis  ecclesia  pro  peti- 
ci(  ne  nostra  euriam  illam  iuxta  Cazenwichus  sitain  — nobis  contradidit, 

R.  — tune  electus  episcopus  — eandem  euriam  nomine  beneficii  filio  nostro 
Fiiderico  Svevorum  duci  concessit.  — Nos  vero  ut  eadem  curia  apud 
nc  stros  sine  ouere  pensionum  remaneret  — in  reconipensationem  iugera 
vi  learum  et  insuper  XX  marcas  argenti  cum  quibus  aliquod  ematur 
pr  ‘dium  eidem  aecclesiae  tradidimus.  — Über  weitere  Würzburger  Lehen 
au  5 dieser  Zeit  vgl.  Boos  S.  17  f. 

Ib.  29®'  417 — 420  (1174)  (St.  4166/7).  — Bei  manchen  Kirchenlehen, 
di'i  erst  in  den  Urkunden  der  späteren  Staufer  erwähnt  werden,  bleibt 
dii  Zeit  ihrer  ersten  Erwerbung  oft  zweifelhaft;  bis  auf  die  Zeit  Fried- 
riclis  I.  scheinen  noch  zurückzugehen  z.  B.  Lehen  von  den  Reichsabteien 
K(  mpten  und  Lorsch,  beide  vielleicht  aus  der  Avelhschen  Erbschaft,  Reg. 
Fr  II.  No.  703  (MB.  30®  14)  u.  676  (Schannat,  Ep.  Wormat.  S.  98),  in 
de  letztgenannten  Urkunde  ist  auch  ein  Worms(‘r  Lehen  der  früheren 
Sti  ufer  „erwähnt.  Vgl.  Boos  S.  30,  31  u.  23. 

Über  die  Kirchenvogteien  der  Staufer  vgl.  den  Exkm-s  bei  Frey 

S.  230 — 240;  dabei  sind  folgende  Citate  von  Stuuqifs  Regesten  zu  korri- 
git  ren : S.  235  1.  St.  4.322  (st.  4321);  4320  (st.  4329):  4321  (st.  4320);  St.  4035 
ist  verdächtig;  1.  4323  (st.  4;)22).  S.  236  Anm.  13:  St.  4097  bezieht  .sich 
au  Ellwang,  St.  3738  ist  unecht.  — Direkt  unter  dem  Schutze  allein 
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Schwaben  und  am  Oberrhein,  zum  Teil  auch  in  Franken  das 
Kirchengut  in  Aveitem  Umfang  für  die  politischen  und  linan- 
ziellen  Interessen  der  stauhschen  Hausmacht  heranzuziehen, 
während  durch  das  stauhsch-pfälzische  Gebiet  der  stauhsche 
Eintlufs  sich  über  die  mittel-  und  niederrheinischen  Kirchen 
erstreckte. 

Aulserhalb  dieses  fast  zusammenhängenden  stautischen 
Landgebiets,  das  vom  Egerland  im  Osten  durch  Franken  und 
Schwaben  bis  an  den  Rhein  und  die  Mosel  sich  ausdehnte, 
lagen  nun  in  einzelnen  Teilen  hie  und  da  verstreut  die  Reste 
der  alten  Domänen  der  Ottonen  und  Salier , namentlich  in 
Sachsen  und  Thüringen,  aber  auch  im  Rheingebiet b Auch 
hier  griff  Friedrich  I.  ein.  Die  alte  hskalische  Verwaltung 
war  verfallen,  die  alten  Fisci  hatten  sich  aufgelöst;  war  es 
auch  unmöglich,  sie  in  der  alten  Weise  zu  restituieren,  so  ge- 
lang es  doch,  die  einzelnen  noch  vorhandenen  Teile  Avieder 
unter  eine  einheitliche  und  straffe  VerAvaltung  zusammenzu- 
fassen. Die  Mittel,  durch  Avelche  dies  gelang,  Avaren  die  Reiehs- 
ministerialen  und  der  Burgenbau-. 

War  schon  Friedrichs  Vater  rastlos  thätig,  überall  seine 
Besitzungen  durch  Anlage  von  Befestigungen  zu  sichern,  so 
setzten  seine  Nachkommen  diese  Thätigkeit  eitrig  fort;  auf 
350  Burgen  schätzt  Arnold  \^on  Lübeck  das  Erbe,  AV'elches  die 
Tochter  Philip})s  von  Hohenstaufen  König  Otto  zubrachte 
Aviederholt  Avird  die  Ministerialenmacht  hervorgehoben,  die  sich 
in  den  Händen  Friedrichs  und  seiner  Söhne  befond.  Nicht 
nur  auf  den  Hausbesitzungen,  auch  überall,  wo  noch  alte  Fiskal- 
gebiete bestehen,  sehen  Avir  seit  der  Mitte  des  zwölften  Jahr- 
hunderts an  der  Spitze  der  VerAvaltung  die  Burggrafen  er- 
scheinen. Zunächst  ist  die  Burggrafschaft  ein  rein  militärisches 
Amt,  die  Hauptaufgabe  ist  die  Burghut,  die  Instandhaltung  der 
Burg  und  die  Sorge  für  die  Besatzung.  Zugleich  aber  gelangt 
die  hnanzielle  Venvaltung  an  den  Burggrafen.  Ersehen  Avir 
die  Gestaltung  dieser  neuen  VerAvaltungsart  deutlich  auch  erst 
aus  Urkunden  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  so  Aveisen  die 


dos  Königs  standen  die  sogen,  römischen  oder  freien  Abteien  (Ficker, 
Reiebsfürstenstand  § 225),  die  sämtlichen  Klöster  der  Cisterzienser  und 
Avenigstens  zum  Teil  die  Prämonstratenser,  die  alle  drei  eine  weltliche 
Herrschaft  über  sich  überhaupt  nicht  anerkannten,  also  auch  dem  Reiche 
zu  keinen  materiellen  Leistungen  verpflichtet  Avaren.  Ficker,  Vom  Reichs- 
fürstenstande 225—227. 

1 Vgl.  die  Zusammenstellungen  bei  Frev  S.  220  f.,  296  f.,  300  fl., 
305  ff. 

2 Vgp  Lamiu-echt,  W.  L.  I,  2 8.  1358  ff,  1360,  1368.  — Nitzsch, 
Ministerialität  u.  Bürgertum  S.  324  ff. , ders.,  Deutsche  Studien  S.  41  ff. 
(=  Stauflsche  Studien)  H.  Z.  III).  — Meister  a a.  O.  Anhang  über  den 
Burgenbau  im  Elsafs.  — Frey  S.  285  ff. 

^ Arnold.  Lubec.  VII.  e.  19,  SS.  21,  246. 
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i^ntange  derselben  doch  in  die  Zeit  Friedric  hs  1.  zurück  \ Wie 
vn-schieden  auch  ini  einzelnen  an  den  verschiedenen  Orten 
d e Befugnisse  der  Burggrafen  gestaltet  waren,  allen  ist  ge- 
u einsam  der  Oharaktei-  als  Beamte,  nicht  als  Vasallen  ihres 
F errn.  Die  Einrichtung  der  Burggrafschaftea  ist  eine  Gegenmafs- 
r(gel  gegen  die  Schäden,  welche  das  schon  ühermäfsig  entwickelte 
Lehnswesen  verursacht  hatte.  Der  Burggraf  erhielt  durch  das 
Bui'glehen  kein  rechtes  Lehen  und  leistete  dafür  auch  nicht 
d e rechten  Lehnsdienste,  er  war  frei  von  Hof-  und  Heerfahrt, 
s(  in  Dienst  bezog’  sich  nur  auf  die  Burg^  (T  war  nur  Beamter, 
b'tzog  als  solcher  gewisse  hlinkünfte  aus  Grundbesitz  oder  Ge- 
fällen, aber  sein  Amt  war  nicht  erblich,  er  selbst  absetzbar. 
Auf  dieser  Grundlage  wurde  nun  die  stiufische  Verwaltung 
oiganisiert.  Die  Burgen  werden  die  Mitteljjunkte  für  die  Ver- 
w iltung  der  umliegenden  königlichen  Ländereien^  bisweilen 
aber  bilden  mehrere  solche  Burgen  zusammen  wieder  ein 
Ganzes,  das  in  einer  älteren  Verwaltungsstätte  des  lieichs 
snnen  administrativen  Mittelpunkt  findet;  so  z.  B.  sind  der 
P :alz  zu  Ingelheim  die  Burgen  Stein  und  Kallenfels  im  Nahe- 
tlal  untergeordnet,  so  erscheint  Frankfurt  als  Oberhof  für 
G slnhausen , Friedberg  und  Kalsmunt^.  Zu  diesem  Zwecke 
stillt  Friedrich  alte  Pfalzen  wieder  her,  wie  Kimwegen  oder 
Ir  gelheim , oder  erbaut  neue , wie  z.  B.  Kaiserslautern  ^ ; in 
G )slar,  das  Friedrich  durch  den  Wiederaufbau  der  Harzburg 
sc  lirmte , läfst  sich  mit  Hülfe  der  aus  der  Mitte  des  drei- 
ze  inten  Jahrhunderts  stammenden  Vogteirolle  die  Verwaltungs- 
Organisation,  wie  sie  seit  Friedrich  I.  bestand,  überblicken, 
dfs  Burgensystem  bildet  die  Grundlage  ähnlich  werden  die 
ardern  grofsen  Verwaltungscentren  am  Rhein,  wie  im  Osten 
(um  Altenburg,  Kolditz,  Leisnig)  geordnet  gewesen  sein.  Um 
di  i einzelnen  Pfalzen  und  Burgen  entstanden  nun  bald  An- 
si<  delungen , entwickelte  sich  der  Marktverkehr;  schon  die 
er iten  Staufer  begünstigten  dies  eifrig  im  Interesse  der  Pfalz- 


Lainpieeht,  • E.  I,  2 b.  1367  ff.  — Audi  in  Goslar  und  Nürn- 
be  g finden  sich  zu  Anfang  dieser  Periode  Burggrafen:  Waitz  VII  -52 ff  — 
Ul  er  die  Burggrafen  von  Regensburg  vgl.  Mayer,  Manfr.,  Gesdiiciite 
de;  Burggrafen  von  Regensburg,  Diss.  Mündieh,  1883,  bes.  S.  11—18 
22.  44  (nach  Gtrörer.  Verfassungsgeschichte  von  Regensburg  bis  1250) 
2 Nitzsch  a.  a.  0.  S.  325. 

Rahev  in  lA  c.  86;  Palatia  sicjiiideni  a Karolo  Magno  qiiondain 
jiii  cherrime  fabricata  et  regias  clarissiino  opere  decnratas  aput  Novio- 
ma,uini  et  iiixta  villain  Inglinheini  . . decentissinie  reparavit  . . . aiiud 
Lii  radoinum  regalem  ex  riibris  lapidibiis  fabricatain  non  minori  niuni- 
fieoitia  accuravit  etc.  — A"gl.  auch  Frey  S.  2’20  ff.  S.  221  Anm.  5 ist 
zu  lesen:  bt.  .3o00  (st.  3800),  b.  223,  Zeile  i)  f.  von  unten,  handelt  es  sich 

um  den  Grafen  Engelbert  von  Berg  (nicht  Adolf  II.);  S.  228  Anm  4 1 
bt.  ;!602  (st.  3652).  ' ^ m i.  i. 

■»  Arnold.  Lubec.  II  c.  18  (1180),  bb.  21,  138.  — Die  Vogteirolle  bei 
Fri  y b.  252  ff.,  vgl.  b.  285  ff. 
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Verwaltung.  Konrad  111.  gestattete  in  Duisburg  den  Hauser- 
bau um  den  Konigsliof,  und  Friedrich  I.  privilegierte  die  Kaut- 
leute  des  Orts  weiterhin';  ähnliche  Begmistigung  des  Handels 
und  Verkehrs  erfuhren  auch  z.  B.  Aachen -.  Crelnhausen 
und  Hagenau  h Xanientlich  aus  den  Urkunden  tUr  die  beiden 
zuletzt  genannten  Orte  ist  das  .Streben  des  k.aisers  ersichtlich, 
die  städtischen  Amsiedler  möglichst  selbständig  zu  lassen , sie 
unabhängig  zu  machen  von  der  Pfalzverwaltung  und  vor  h orde- 
rungen  von  dieser  Seite  zu  schützen.  Dadurch  gerade  schien 
ia  dem  Interesse  der  Pfalzverwaltung  gedient  zu  sein,  wenn 
durch  die  ungestörte  Entwicklung  des  städtischen  Lebens  und 
Verkehrs  auch  alle  Bedürfnisse  der  Pfalz  befriedigt  werden 

konnten.nn  Verwaltung  noch  einmal _ die  alte 

Pfalzwirtschaft  geordnet  wurde,  so  konnte  sie  nun  wieder  wie 
vorher  als  die  eigentliche  Grundlage  der  direkten  königlichen 
Einkünfte  dienen  , da  ja  meist  nicht  nur  die  Verwaltung  der 
königlichen  Ländereien,  sondern  zugleich  auch  (he  der  wich- 
tigsten Regalien  an  eben  diesen  Punkten  vereinigt  war. 

Zum  Reichsgute  gehören  aber  auch  eine  grolse  Anzahl 
von  Gütern,  welche  von  den  Königen  als  Lehen  vm’geben 
waren,  insbesondere  die  grofsen  Reichslehen,  welche  die  Fürsten 
als  Ausstattung  ihres  Amtes  in  ihrer  Hand  haben.  Dem  König 
war  hierdurch,  wenigstens  den  weltlichen  Vasallen  gegenüber, 
eine  direkte  Nutzung  dieser  Gebiete  verloren  gegangen,  nur 
die  aus  dem  Lehnsverhältnis  sich  ergebenden  hoheitlichen 
Rechte  verblieben  ihm,  während  andrerseits  der  königliche 
Vasall  eine  ziemlich  weitgehende  Verfügungsgewalt  über  das 

verliehene  Gut  besals.  ^ , 

Gerade  in  dieser  letzteren  Beziehung  zeigte  sich  wieder 

Friedrich  I.  bemüht,  Übergriffen  und  weiteren  Schädigungen 
des  Reichs  entgegenzutreten.  In  seinen  Ronkalischen  Lehn»- 
gesetzen,  die  zwar  zunächst  für  Italien  erlassen,  doch  aber  für 
das  ganze  Reich  gelten  sollten,  wendet  er  sich  namentlich  gegen 
die  Verschleuderung  der  Lehnsgüter  durch  Verkauf  oder  \ er- 
pfändung  ohne  Genehmigung  des  Lehnsherrn,  weil  hierdurch 

’ Lacomblet  I 242  (1145,  bt.  3499),  295  (1166,  bt.  4058),  vgl.  b.  204 

Ib.  t 284  (1166,  St.  4062),  372  (St.  4773),  379  |St.  48.54).  Hm  U'-k. 
St.  4061  scheint  auch  mich  .len  neuesten  Untei-suclmiipn  nnecl.t.  .5111.  iv. 
12  311:  13,  107.  Zs.  des  Aadiener  Gosch.  A er.  IL  2<  i . N.  A-  P,  . 

2 Lüiiig,  Teiitsclies  Reichsarchiv  Bd.  13  p.  <84  >o.  - (bt.  4119, 

”)“L.|n.i.flin,  Als.  .lipl.  I 2.5.5  ff.  (1164,  St.  4019).  - llemerkensmert 
ei-seheint  am.|i  Oie  Bestätlpiingilci.  gvefsen  stn.ltischeii  ’U  , 9 

nachdem  dioBO  btadt  kihiiglicli  geworden  war:  F 1>.  ./.Ü  , .s-oi 

(118.8):  Nendruck  mit  Faksimile  von  P.  Hasse  Kai.ser  ^ 
l.rief  für  Lübeck  vom  19.  bept.  1188.  Zum  Andenken  an  das  7o0jalm,.e 

Ucstehon  dev  Stadt.  Lübeek  1S98. 
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dii  Ehre  und  die  kriegerische  Stärke  des  Reichs  Schaden 
lei  de  k Entsprechend  diesem  Verbote  kassierte  er  z.  B.  1157 
in  Burgund  ein  Tauschgeschäft  der  Bürger  von  Marseille, 
welches  diese  mit  einem  Lehen  vorgenommen  hatten,  ohne  die 
El  laubnis  ihres  Lehnsherrn,  des  Bischofs  von  Arles,  oder  des 
Kaisers  als  Oberlehnsherrn  einzuholen;  Friedrich  erklärt,  dafs 
aller  vom  Reich  herrührende  Besitz  unter  Lehnsrecht  ’ stehe 
urd  nicht  ohne  Zustimmung  des  Lehnsherrn  unter  einen  andern 
H'-rrn  kommen  dürfe 

Sehr  wichtig  ist  ferner  die  Bestimmong  in  dem  Lehns- 
gesetz  von  1158,_  dafs  Herzogtümer,  Markgrafschaften  und 
Giafschaften  unteilbar  sein  sollten'^,  ln  den  Grafschaften  war 
dieser  Grundsatz  freilich  schon  längst  aulser  Acht  gelassen 
werden  und  konnte  nun  keine  Kraft  niehi-  haben;  bei  den 
gr)fsen  Reichslehen  indessen  galt  er  bis  zur  Mitte  des  drei- 
ze  mten  Jahrhunderts  noch  fort  und  wird  auch  von  den  Rechts- 
bücdiern  als  Rechtssatz  betrachtet Nur  der  König  kann  auch 
di.  se  Fürstentümer  teilen.  Seit  Friedrich  verschwinden  auch 
di.  letzten  Herzogtümer,  welche  noch  den  Charakter  von 
St  immesherzogtümern  bewahrt  hatten : sie  werden  zerteilt, 
eil  zelne  Teile  werden  ganz  selbständig,  z.i  neuen  rein  terri- 
toiialen  Herzogtümern  erhoben.  Von  Bayern  trennt  er  die 
Ml  rk  Österreich  und  mehrere  Grafschaften  und  bildet  daraus 
das  neue  Herzogtum  Österreich;  1180  löst  er  auch  Steyer- 
imirk  als  selbständiges  Herzogtum  von  Bayern  ab.  Sachsen 
Avi  d ganz  aufgelöst  und  ein  Teil  desselben  zu  einem  west- 
täl  sehen,  ein  anderer  zu  einem  sächsischen  Herzogtum  erhoben. 
Nea  gestärkt  wird  nur  das  alte  schvv'äbische  Herzogtum,  aber 
es  befindet  sich  in  den  Händen  des  königlichen  Hauses  selbst 
un  1 kann  daher  als  selbständiges  Stammes herzogtum  keine 
Rolle  spielen.  Die  alten  Schranken,  welche  auf  der  Stammes- 
gli  iderung  beruhten,  sind  endgiltig  durchbrochen,  neue,  landes- 
fürsdiche  Bildungen  erheben  sich  an  ihrer  Stelle. 

\Var  die  Unteilbarkeit  ein  J\Iittel,  die  freie  Entwickeluiu'- 
de:'  Erblichkeit  der  hVirstenlehen  zu  hemmen,  so  ist  die  Erblicln 


’ Coiistit.  No.  148  (ll-)4)  u.  177  (11-58):  imde  .lebita  servitia  ainitte- 
biuitur  et  houor  imperii  et  nostre  felicis  ex])edirionis  conii.lementum 
mii)  uebatur.  ^ 

Coiistit.  No.  169  (11-57)  »St.  8782.* : quoiiiain  ea  que  ab  iini)Orio 
teil,  ntiir,  iure  teodali  possi.leiitur  iiec  ea  sine  doiniiii  coiiseiisu  ad  alteriiis 
pos  mit  transfem  domiiüiini.  - über  ein  vom  bayrischen  Pfälz^rafen 
als  Vogt  des  bayrisclien  Reichsgutes  vollzogenes ' Tauscbgeseliäft  mit 
foLender  Restatigung  Konrads  ITl.  vgl.  MR.  81*.  896  u.  18.  169  eit.  bei 
aiayer,  nurggraten  ^'on  Regenslmrg  S.  28. 

- Coiistit.  No  177  S 6;  Preterea  dueatus,  marcliia,  comitatus  de 
cetm-o  11011  dividantnr.  ~ Uber  die  Giltigkeit  dieser  Hestimmung  auch 
m , lenlsehland  s.  Schulze,  Herrn.,  l)a>  Recht  der  Erstgeburt  in  den 
den  sehen  Fürsrenhäusem  (Leijizig  1851)  S.  99  If. 

•*  Schulze  ib.  S.  102  fl’.,  184. 


l 


l 


15 


fli 


i- 


L.- 


f 

u 

)' 

1 ■ 


keit  sellist  im  zwölften  Jahrhundert  schon  allgemein  avierkaimt; 
aber  während  die  kleineren  Lehen  auch  in  Deutschland  be- 
reits seit  der  Zeit  Konrads  H.  erblich  geworden  waren,  p- 
langte  der  Grundsatz  bei  den  grofseu  Reichslehen  erst  seit  den 
Tagen  Heinrichs  IV.  zur  Geltung  k Wendet  sich  im  zwölften 
Jahrhundert  das  Königtum  auch  nicht  mehr  gegen  den  An- 
spruch der  Erblichkeit,  so  ist  doch  das  Erbrecht  noch  mannig- 
fach beschränkt.  Auch  der  anerkannte  Erbe  bedarf  bmiii  Antritt 
der  Erbscliaftnoch  der  besonderen  neuen  kaiserlichen  \ erleihung ; 
durch  \"erletzung  der  Lehns]iflicht  kann  das  Lehen  füi  imiiiei, 
auch  für  die  Nachkommen  des  Inhabers,  verwirkt  werden. 
Ein  anerkannter  Erbanspruch  aber  besteht  überhaujit  nur  für 
die  direkten  männlichen  Descendeiiten.  Aller.lings  haben 
Friedrich  1.  und  Heinrich  VI.  selbst  Anregung  gegeben  zu 
einer  weiteren  Ausdehnung  der  Erbaiisprüche;  (Jsterreich 
wurde  das  erste  Fürstentum  mit  weiblicher  Erbfolge  und  der 
Befugnis,  bei  Fehlen  der  Nachkommenschaft  frei  idjer  die 
Nacld'olge  zu  verfügen-.  Pfalzgraf  Koiirad,  der  keine  Söhne 
hatte,  erlangte  für  seine  Tochter  Agnes  die  Erbfolge^  in  einem 
Teile  seiner  Lehen ’k  Heinricli  VI.  war  bekanntlich  sogar 
o-ewillt,  die  Pwblichkeit  der  Fürstentümer  im  vollen  Umfang, 
aucli  für  die  weiblichen  und  Seitenlinien , allgemein  anzu- 
erkennen, um  dafür  die  Erblichkeit  der  Krone  zu  gewinnen  k 
Als  dieser  Plan  fehlschlug,  zeigte  gerade  Heinrich,  dids 
er  die  bislierige  Beschränkung  aufrecht  erhalten  wolle  und  das 
Recht,  da,  wo  die  nächste  erbberechtigte  Nachkommenschaft 
fehlte  das  heimfallende  Lehen  einzuziehen,  nicht  prei.sgebe. 
Zunächst  geschah  dies  1190  l)ei  der  Erledigung  der  LandgrM- 
schaft  Thüringen  nach  dem  Tode  Ludwigs  \ .,  dessen  Bruder 
Hermann  der  König  die  Belehnung  ver.sagte:  es  wäre  ein  sehr 
bedeutungsvoller  Zuwachs  der  stautischen  Macht  ge\psen,  w enn 
es  gelungen  wäre,  dieses  Land  an  den  staufischen  Besitz  anzu- 
gliedern, aber  die  Schwierigkeiten  seiner  Lage  z^^angen  ihn 
schliefslich  doch  nachzugeben  und  Hermann  zu  belehnen  k 


’ Schulze  S.  90  ff.  II  * 

- Constit.  No.  1-59:  emi(U‘m  ducatum  — patmo  uostro  11.  et  pre- 

iiobilissime  uxori  sue  Tlieodore  in  heueücium  conce.ssimus  — , .saiictientes, 
ut  ipsi  et  liberi  eorum  post  eos  indifferenter  fflii  siye  hhe  .nindem  Austne 
ducatum  hereditario  iure  a regno  teneant  et  possideant.  Si  antem  pre- 
dictus  dux  Austrie  — et  uxor  eins  absque  liberis  dca-esserint.  libmaatem 
liabeant  eundem  ducatum  affectandi  cuicumqut'  Muueiint. 

« Chron.  Reg.  Col.  ed.  Waitz  S.  1-58  ==  SS.  17,  8u4;  Schulze  a a.  ( ». 
S.  195.  ders.  Erb-  u.  Familienrecht  der  deutschen  Dynasten  des  M.  A. 

(1871)  S.  86,  88.  — Häufser.  Gesch.  der  Pfalz  S.  -58.  , , v n 

^ l’iukoi’  Huiuripi  VI.  couatu  (‘tc.  p.  oO.  I^chulzu.  iLibicuht  41. 

^ Chron’  Col.  ed.  Waitz  S.  - SS.  17.  T9s  (H9U):  m meiise 

Novembri  i*ex  in  A]>uliam  proHciscitur,  s(*d  audita  inorte  patris  et  Lude- 
vici  lant^’ravii  — il>se  in  Tluiringiani  proticisoitur,  eam  siji  >ujKeie 
temidanä^  i)Ostea  tarnen  fratri  ipsius  omuia  pernnttens.  1 ncdi  selunnt 
Heinrieh  wenigstens  einen  kltanen  Gewinn  davongetragen  zu  haben 
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Besser  glückte  es  ihm  einige  Jahre  später,  als  wieder  in  jenen 
G<  bieten  durch  den  Tod  des  Markgrafen  Albrecht  die  Mark 
M'-ifsen  heimtiel  und  Heinrich  VI.  sich  beeilte  sie  einzuziehen; 
es  gelang  ihm,  sie,  ohne  sie  Aveiter  zu  verleihen,  bis  an  seinen 
T(d  in  seiiier  unmittelbaren  Verwaltung  zu  behalten,  die  er 
durch  seine  Ministerialen  führen  liels.  Durch  die  Verbindung 
mit  dem  schon  in  staulischem  Besitze  behndlichen  Pleifsner- 
laiid  und  Leisnig  und  Kolditz  stand  wenigstens  auf  einige 
Jaire  somit  hier  im  Osten  ein  geschlossener  grofser  Komplex 
ZU’  direkten  Verfügung  des  Königs  b 

Der  gröfste  Teil  des  nicht  mehr  unmittelbaren  Reichs- 
gutes betindet  sich  im  Besitz  der  Kirchen,  auch  die  Staufer 
ha  jen  diesen  Besitz  noch  weiter  vermehrt.  Aber  wenn  es 
eil  erseits  in  dieser  Periode  gelingt,  auch  die  Vorsteher  der 
R(  ichskirchen  einzuordnen  in  den  allgemeinen  Lehnsverband, 
so  behauptet  andererseits  gegenüber  dem  Reichskirchengut 
da 5 Königtum  die  alten  Rechte,  behandelt  es  nicht  nach  den 
se  ne  Verfügung  beschränkenden  Sätzen  des  Lehnsrechts.  Es 
ist  erwiesen  worden,  dafs  die  königliche  Verfügungsgewalt  sich 
auf  den  gesamten  Komplex  des  einer  Reichskirche  gehörenden 
Gutes  bezieht,  gleichviel,  ob  dieses  Gut  vom  Reiche  oder  von 
pr  vater  Schenkung  herrührte  der  Umfang  der  königlichen 
Rechte  selbst  nimmt  in  dieser  Periode  aber  nach  gewissen 
Ri  ihtungen  noch  zu. 
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h Anu.  Reinhardsbrunn,  (ed.  Wegele,  Thür.  CTeHchichtsqu.  I 61):  llei'- 
anus  — fratri  successit,  Tandem  Hinricus  imperator,  filius  avunculi 
ipsum  — hereditate  fi-atris  emancipatum  e rädere  et  proscribere 
iper  cogitabat  — , sed  prudenti  auxiliatorum  adiutus  consiiio  sub 
irum  civitatum  et  unius  provincie  resignatione  principatum  obtinuit. 

I.  Toecdie,  Heinrich  VI.  S.  166 

^ Chron.  montis  sereni,  SS.23, 166(1196):  Imperator  denique  marchiam 
mensem  suis  reservans  usibus,  fidelibus  suis  eam  commiserat  procuraii- 

II,  que  eciam  usque  ad  mortem  imneratoris  per  eosdem  administrata 
— Ein  Zeugnis  für  diese  kaiserliche  Verwaltung  ist  die  Urkunde 

1 119o  Okt.  27,  Böhmer,  Acta  S.  186,  worin  sich  Heinrich  VI.  Abgaben 
tauscht,  die  bisher  dem  Markgrafen  zuflosseii,  s.  a.  Toeche  S,  394.  — 
ch  aufserhalb  des  Lehnsrecdites  wird  das  einst  auf  alles  erblose  (xut 
Reiche  überhaupt  bezogene  Heimfallsreclit  des  Königs  nur  gegenüber 
i Fürsten  und  Herren  und  auf  dem  unmittelbaren  Reichsboden  noch 
Übung  gekommen  sein.  Konrad  III.  bemerkt  einmal  ausdrücklich 
1 Anrecht  auch  auf  erblose  Allodien  gegenüber  einem  einfachen  Edeln, 
rmann  von  Severitz  (Heinemann,  Cod.  dipl.  Anlialt.  I 247);  dafs  es  in 
iwaben  unter  Friedrich  geübt  wurde  im  Interesse  der  stauüscheu 
ismacht,  ist  erwähnt  worden  (successione  fiscali : Cliron.  Ursp.  S.  3Ö6); 
indet  sich  auch  in  den  Privilegien  für  Lübeck  und  Hagenau  wieder, 
^r  bereits  nach  1120  hatte  der  Herzog  von  Zähringen  in  der  von 
1 2:egründeten  Stadt  Freiburg  frei  und  selbständig  in  seinem  Inter- 
^ das  Heimfallsrecht  geordnet  (Zs.  f.  Gesch.  d(>s  ObeiTludns  Bd.  40  = 
. 1.  1886,  S.  193  ff.)  s.  Tomaschek,  Das  Heiinfallsreelit  S.  9 ff.,  23  ft'. 

“ Ficker,  Über  das  Eigentum  des  Reichs  am  Kircliengut  (Sonder- 
Iruck  aus  SBW.  1872).  Wie  juristisch  eigentlich  die  Grundlage  dieses 
*hts  aufzufassen  sei,  kann  ]wv  anfser  Betracht  bleiben. 


17 


'II 


f ■ 


,1 

t . 


Zunäclust  l.eliuuptct  der  Koni^-  das  Recht  der  Veraiguiig 
über  die  J{eiehsklöstcr  G er  vertauseht  oder  verschenkt  sie, 

Avie  es  ihin  A'orteilhalt  scheint,  . . , o i * 

Die  (T)crptil)0  der  Abtei  !^t.  jMaximin  an  das  Lizbistum 

Trier  durch  Konrad  Hl.“  kann  allerdings  hier  kaum  angeführt 
Averden,  da  es  sieh  dahei,  Avenigstens  nacli  der  lestgehaltenen 
iuristiseheii  Fiktion,  um  eine  Restituierung,  nicht  um  eine  vom 
König  ausgeliembi  neue  Sclienkung  bandelte.  Kacli  byigem 
Streite  sehenkt  er  ferner  die  Kh'ister  Kemnade  und  Fisehbeek 
an  Corv'ey^;  die  Abtei  Ringelheim  unterstellt  er  dem  Bistum 
hildesheim-*,  und  das  Rciehskloster  llihvartshausen  dem  Chor- 
herrn Dietmar,  Avohei  er  aber  bestimmt,  dafs  die  Ministerialen 
des  Klosters  mit  ihren  Gütern  dem  servitium  regis  verbleiben 

Kbenso  übergiebt  Friedrich  l.  die  alte  Reiehsahtei  Kiedei- 
altaieh  „zur  Besserung  der  Zucht“  der  Bamherger  Kirche ^ 
die  Marienahtei  in  Passau  gelangt  an  das  dortige  Bistum  gegen 
einen  jährlichen  Zins  von  40  Pfund  und  Vorbehalt  der  VogteD, 
worauf  Heiurieh  VI.  dann  verzichtet,  aber  datVir  vom  Bischot 
einen  Hof  in  Merdingen  erwirbt«.  1168  tauscht  Friedrieh  die 

1 Dills  üImt  die  iJistüiiier  der  König  niidit  dasselbe  freie  \ er- 
fii"Uie--sreeht  besafs,  daCs  alier  Friedrieli  1.  \vie<lerholt  Vcrsiielie  luaehte, 
aiudi  hier  sieli  an  keine  Scliranke  zu  binden,  zeigen  folgende  heispiele. 
Dem  Herzog  Hertbold  a’oii  Ziiliringen  batte  er  die  Investitur  der  l.is- 
tümm-  (ienf  und  Lausanne  übertragen;  doeh  das  llofgerieht  erklärte 
1102  und  1174,  dafs  es  dem  König  nieht  zustebe,  das  einer  Kirebe  über- 
tnuuMu»  ins  rcgalimu  (öncr  amlcvcn  Pt'rson  zu  uiitcrstellmi  (vgl.  I ranUim 
Senfmitiae  eiiriae  No.  ÖS  n.  ob,  letztere  aiudi  (’oiistit.  1 No.  LSI).  A ueli 
bei  Gidegenlieit  der  Verleilinng  des  Investitnrreelits  der  ubeivlbiselien 
Hiseliöfe  an  Heinrieli  den  Löw'im  11Ö4  tt.’om>tit.  I No.  147:  a inann  ipsins 
iiiiod  regii  inris  i>st,  taimiuam  a nostra  reeiinaiit)  erklärt  Helmold,  Lliron. 
Slavor.  [ e.  6<J  (SS.  21,  ü4):  Ejiiseopos  enim  im'estire  solius  imperatorie 
maiostatis  e,st  . . . ]>ensari  deeet,  qualiter  inyestiturae  pontiinuun  impiv^^^ 
torie  tantum  dignitati  iiermisse  sint.  — Die  von  krieilneli  Ho..  Acr- 
suelite  ITnterwerfiing  des  Histums  Cambrai  unter  die  Holieit  des  Graten 
von  Flandern  miCslang  inhdge  des  AVidersprnebs  der  geistlndimi  1' iirsten, 
welelie  den  Hisehof  \’on  Gambrai  unterstützten,  ipiomam  inmna  tiia 
ne<|iiaipiam  tna,  immo  nobis  ut  propria  potius  repiitatur  (.\nn.  L amerae. 

SS.  1(),  ö2:lf.).  . ....  . .. . 

- Beyer  1 5(55  u.  5b7  (112b)  (St.  ;«‘J2  d);  e.x  ludieio  euriae  no.stie 

reddidiniiis  . . seeinidiim  teiiorem  anticpiorum  jirivilegiorum. 

Wilmans  II  202;  de  nostro  atqiie  regni  iure  — transegimus  et 

firma\'imus  (St.  2242  4). 

^ <)r.  Giielf.  III  428  (1120)  (St.  2271. 
l.udeAviu',  Kel.  II  4U0  (1142)  (St.  2444). 

llö'-»-  MB.  11,  l()2(2b'‘  210)  St.  2018,  zur  Bes-serung  taiu  iii  tempn- 
ralibus  quam  spiritualibus,  mit  allen  jälirlielieii  Abgal.eii.  die  sonst  di;m 
Fiskus  zuilos.seu,  ipiatenus  episeopus  vice  abbatis  plemus  et  devo  ins 
riirie  regal i deservire  et  necessitatibus  predicti  ‘"i 

et  uberius  iirovidcre  valeat;  bestätigt;  llo4  k ebr.  2,  MB.  211,  um 

1160  Febr.  14,  ib.  250  (St.  2681  u.  288b). 

MB.  2f>  226  (1161)  (St.  2901). 

« Ib.  469  f.  (1192)  (St.  4801). 

►Schol/.  “ 
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A ttci  i^ienburg  un  Magdeburg  ein  gegen  'lie  Höfe  Oberwesel 
und  Wegenheiiii  und  Burg  Seliünl)urg  am  Uheiii  b 

Es  ist  nicht  zutallig,  dals  in  den  säintliclion  angetührten 
B -ispielen  die  Vcrgalningen  an  Geistliche,  Biscliöte  oder  Al)te 
ei  folgen : Sclienkungen  von  lieichskireheiigut  an  Laien,  Ein- 
g ilfe  in  den  Güterljestand  durch  Abtrennung  einzelner  Teile 
als  Lehen,  wie  sie  früher  die  Könige  wold  vorgenoinmen 
li  Uten,  l.)egegnen  nicht  melir-,  hierdurch  wurden  die  Einkünfte 
auch  des  Reichs  dauernd  beeinträchtigt,  während  jetzt  die 
L bernahme  von  Kirchenlehen  und  -vogteicn  denselben  Zweck 
ei  füllte,  ohne  den  thatsäeldiehen  Bestand  des  Reiehskirehen- 
g its  zu  verringern.  Wenn  dagegen  (wie  cs  in  den  meisten 
a igeführten  Beispielen  der  Fall  ist)  Klöster,  die  in  ihrem 
( i üterbestand  oder  ihrer  Verwaltung  heral)gekommen  waren, 
n it  dem  Gute  eines  grCdseren  geistlichen  Stifts,  einer  gröfseren 
Beichsabtei  oder  einem  Bistum  vereinigt  wurden,  so  wurden 
h erdureh  die  Reiehseinkünfte  nicht  nur  nicht  geschädigt,  son- 
d “rn  der  König  konnte  hoffen,  vielleicht  mehr  zu  erhalten  als 
b sher,  wenn  durch  die  geordnetere  Verwaltung  sieh  die  Lage 
d >r  verliehenen  Klostergüter  besserte;  denn  die  Leistungen, 
d e man  bisher  von  dem  verfallenen  Kloster  nicht  hatte  er- 
h ilten  können,  sollte  nun  das  damit  beliehene  Bistum  mit  auf- 
b’ingen,  man  durfte  nun  um  so  höhere  Anforderungen  an 
d eses  stellen.  Dies  dürfte  wenigstens  sehr  oft  der  Grund  ge- 
wesen sein,  wenn  ein  Reichskloster  einem  Bischof  übergeben 
wurde,  Avie  es  bei  der  Schenkung  von  Niederaltaich  heifst, 
un  die  Ordnung  in  den  Temporalien  wde  Spiritualien  wdeder- 
h *rzustellen , „damit  nun  der  Bischof  an  Stelle  des  Abts  um 
s(  vollständiger  und  reiehlieher  dem  Könige  dienen  könne“. 
Iit  anderen  Fällen  behält  sieh  auch  der  König  noch  bestimmte 
liechte  vor,  wie  z.  B.  Konrad  111.  die  Verfügung  über  die 
inistcrialen,  Friedrich  1.  eine  jährliche  Abgabe  und  die  Vogtei. 
ln  wie  unbeschränkter  M eise  noch  dei-  König  über  Reiehs- 
k öster  von  bedeutender  Stellung  verfügte,  zeigt  deutlich  das 
Beispiel  der  Abtei  Echternach,  welche  Heinrich  VI.  dem 
1 rierer  Blrzbischof  gegen  die  Burg  Nassau  überlassen  Avollte^. 
t r schickte  einfach  ein  Mandat  an  den  Abt  mit  der  Anf- 
f(  rderung,  die  Lehen,  die  er  bisher  vom  Reiche  empfangen, 
n inniehr  vom  Erzbischof  von  Trier  zu  nehmen , diesem  sieh 
zu  unterw'erfen.  Der  Abt  erlangte  zunäcLst  nur  mit  grofser 
M ühe  durch  den  persönlichen  Einflufs  einiger  Vertrauten  des 
Königs  so  viel,  dafs  dieser  versprach,  die  Ausführung  seines 
Beschlusses  aufzuhalten,  bis  die  Fürsten  darüber  geurteilt 
b itten  (ad  principum  sententiam);  die  Wrleihung  war  nur 


^ Or.  Guclf.  III  500  (St.  400G)  und  Ludewi^,  Itel.  12,  öG4  (St.  4075). 
- Monmiu'ntii  Ejitcniac.  SS.  23,  G4  ff.:  Li)»p|lus  de  libertate  Epter- 
iii  i-en.si  propugnata  aiictorc  Tlieodorico  nionatdio. 
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de  consilio  ]>rincij)um  et  tidelium  ertolgt:  man  sieht,  ein  törm- 
licher  Urteil.ss]»ruch  der  Fürsten  erscheint  rechtludi  nicht  er- 
forderlich, es  ist  eine  besondere  Gunst,  dals  der  König  nach- 
träglich ihn  erfolgen  läfst;  zuerst  hatte  er  erklärt,  was  er 
verfügt  habe,  könne  nicht  zurüekgenommon  Averden.  Nachdem 
der  Aufschub  erreicht  war,  gelang  es  dem  Kloster  freilich 
durch  eine  ausführliche  Darlegung  seiner  Bedeutung  tür  das 
Reich  und  der  früher  demselben  geleisteten  Dienste,  den  König 
zur  freiwilligen  Aufhebung  seiner  Verfügung  zu  bestimmen  b 
Zeigen  diese  Verhandlungen  den  König  durchaus^  unbe- 
schränkt, so  ist  um  so  bemerkenswerter  ein  anderer  Fall  aus 
demselben  Jahre,  aus  Avelehem  auf  geAvisse  rechtliche^  Ein- 
schränkungen des  persönlichen  Verfügungsrechtes  des  Königs 
über  alles  Reichsgut  im  allgemeinen  geschlossen  werden  könnte. 
Heinrich  VI.  hatte  1191  in  Rom  die  Reichsabtei  Erstein  im 
Elsafs  an  das  Bistum  Strafsburg  geschenkt,  aulserdem  auch 
sein  Allod  Milzich  im  Bistum  Metz  und  zAvei  Hofstätten  in 
Stralsburg  und  Molsheim.  Als  er  nun  nach  seiner  Rückkehr 
A’on  Italien  im  folgenden  Jahre  in  Hagenau  Hof  hielt,  Avurde 
auch  jene  Abmachung  zur  Sprache  gebracht  und  beschlossen, 
diese  Schenkung  des  Reichsklosters  rückgängig  zu  machen,  „da 
es  nicht  erlaubt  sei,  Beichszubehör  ohne  \ orteil  und  Nutzen 
des  Reichs  zu  A^eräufsern“  ; dagegen  bleiljt  die  Scheid'cung  dei' 
Allodien  bestehen“.  Bis  ist  dies  Avohl  die  einzige  Urkunde  aus 
dieser  Zeit,  in  der  sich  der  Unterschied  in  der  Behandlung  des 
Reichs-  und  des  königlichen  Privatguts  so  scharf  ausspricht: 
dagegen  scheint  mir  die  Urkunde  für  die  Anerkennung  einer 
MitAvirkung  der  B''ürsten  bei  solchen  Akten  nichts  zu  bcAveisen^. 


1 Bevor  II  125  (St.  476G). 

Würütweiii,  NoA'a  .sub.s.  10,  15G  f.  (Sr.  4780).  IHo  Sclienkung: 
1191  A])i’il  17,  Rom;  die.se  ürkundo:  Hagenau  1192  März  4.  — elaustrum 
de  Eristein  euin  ministerialibns  et  uniA'ersi.s  pertinentiis  eins,  sieiit  ad 
im])erium  .speetarc*  dinoseitur  et  allodiuin  nostrnin  .s])eeiale  Milzeelie  in 
Metensi  eijiseopatu  .sitnm  iiir(‘  donavimus  ])roprietatis  et  jierjietno. 


proces.su  autein 
constitutis,  tain 


tern])oris  prineii)il)us  in  presencia  nostra  :i]md  Ilageiinwe 
de  <‘om'('iitione  inter  nos  et  iam  dietiun^  fi(lelem  nostruin 
arg’entinensein  e])isoo])uni  habita,  quam  etiam  de  ])rinci)Uiin  sciencia 
(?,  sententia?),  placuit  ut  ])redicta  donacio  facta  de  claustro  Eristein  ad 
inq)erium  ])ertinente  retractaredur,  qua  non  est  licitum  ri's  ad  impenum 
s])cctantes  alienare  absque  imj)erii  jiroventu  et  utilitate.  Dagegen  fdeibt 
die  Sclumkung  des  Allods  bestehen. 

^ tarn  de  coiiAmntione  — placuit  möclite  icli  ültersetzen:  sovold 
infolge  einer  (neuen)  Übereinkunft  (de.,  als  infolge  d(*s  Erkenntnis,'S(“s, 
Spruches  der  Fürsten  wurd(!  beschlossen.  — ■ Unter  der  conventi(j  wird 
also  eine  neue,  zunächst  pei'sönliche  Abmachung  ZAvischen  Heinrich  und 
dem  Bischof  in  Hagenau  zu  \mrstehen  sein;  dabei  ist  ((s  ebensogut  nmg- 
lich,  dafs  die  InitiatiA’e  A'on  Heinrich  selbst,  nicht  A'on  den  bürsten  aus- 
ging, dafs  er,  wde  iin  A'origen  Beispiele,  seim'  Absicht  geändert  hatte 
und  der  Fürstemspruch  nur  die  formelle  Motivierung  geben  ■';'>llt(‘;  die 
Schenkung  des  Allods  konnte  natürlich  auf  diese  Weise  nicht  rückgängig 


gemacht  werden. 


•I 
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Zwar  verlangte  die  Theorie  schon  damals  aiisdriicklidi, 
(Ids  Uber  Keichsy-ut  der  K(inij^  nur  naeh  Beratung-  mit  den 
Firsten  behufs  Schenkung  verfügen  dürfe*.  In  der  Tliat 
ti  idet  sich  in  den  angeführten  Beispielen  fast  ausnahmslos 
eine  gewisse  ^Mitwirkung  der  Fürsten  erwähnt.  Nicht  nur  die 
S . iMaximiuabtei,  auch  Kemnade  und  Fischbeck  werden  durch 
Frteil  der  Fürsten  im  Ilofgericht  übertragen';  das  Khjster 
Hingelheim  kommt  an  Ilildesheim  1150  ,consilio  et  peticione 
ppineipum  Saxonie^  und  die  Entschei<lung  erfolgt  wieder  in  Form 
ei  ics  llofgerichtssjji-uchs**.  Friedrich  I.  verschenkte  Nieder- 
altaich  zuerst  1152  und  erneuerte  die  Scheid^ung  1154  und 
1 00;  während  in  der  ersten  Urkunde  von  Beteiligung  der 
b irsten  nicht  die  Hede  ist,  w-ird  in  der  zweiten  von  einer  Be- 
st itigung^  auf  dem  Keichstage  in  Kegensburg  ,consilio  et  con- 
sc DSU  priiicipum*  gesprochen,  sow'ie  von  einer  abermaligen 
A aerkcnnung,  da  einige  iMönche  widerspenstig  blieben,  durch 
llotgerichtsspruch;  die  letzte  Urkunde  ist  nur  abermalige  Be- 
st itigung  ohne  Nennung  von  Zeugen  b — Bei  der  Übergabe 
ih  r Älaricnabtei  in  Passau  an  den  Bischof  ist  w'iedcr  von  der 
V ‘rmittelung  und  dem  Hate  der  Fürsten  die  Bede;  hei  der 
A Minderung  des  Vertrags  durch  Heinrich  VI.  fehlt  jede  der- 
aitige  Erwähnung”. 

Interessant  ist  der  4 auschvertrag  Friedrichs  mit  IVIagde- 
bi  rg  über  Kloster  Nienbui-g.  Es  existieren  darüber  drei  Ur- 
kunden**, von  denen  die  erste  als  sehr  vei-dächtig  hier  aufser 
B-tracht  bleiben  magb  Die  zweite  berichtet,  dais  der  Tausch 

* aitz  \III  ‘248  Ainn.  2.  (t(!rlioli  di;  acüif’.  Dei  e.  10:  Di:  regni 
auu‘111  tacultatc,  ijuae  ost  res  publiea,  iioii  il(“b(‘t  a rege  lii-ri  donatio  jiri- 
viita.  Hst  eniin  et  regibus  in  |)osterum  sneeessuris  iidegro  eonservanda 
aiit  eoininunieato  prineipnni  eoinsilio  donanda.  De  re  antiaii  ])ri\-ata  tain 
a -egünis  ({iiain  a eeteris  ]irinei])ibus  poti'st  lleri  ibniatio  ju'ivata. 

. '^***1*'*'^.  k (Ht.  8548):  liane  nostre  auctoritatis  donationein 

ex  indieio  prineipuni  regni  nostri  sieut  preseriiituin  est  inanere  in  iier- 
pe-unni  deeernimus.  Priinain  indieii  scntentiani  dedit  ete. 

^ ( >r.  Duelf.  III  489  (St.  8571):  Et  ipua  baue  donationian  indieio  et 
eo  isdiu  prineipuni,  lind  mit  Znstimmniig  der  Stift.slente,  legitime  eon- 
tii  iniu>.  Si-ntentia  nostrae  buins  donationis  a eomite  Hmnianno  re- 
(p  isit.i  (‘tplata,  indieio  jirineipum  eeterornimpic  nobilium  eonfirmata  i'st. 

1 29‘‘  810  ( — 11,  105),  Aaelien  1152  (St.  t'.OlS)  ohne  Erwdilinnng 

de  • I- nrstoih  10.29*^811,  Hamberg  1154  (St.  86S1):  eonsilio  et  eonsen.su 
])i-  neipum  Ivatisponae  in  euria  sollempni,  und  da  einige,  Mönelie  xvider- 
sjti  n.stig  blieben,  noelimals  in  Stalbaum  dnreb  Ilrteil.ssprucli,  eonsentienti- 
biM  imi  aderant  regni  jirineipibus.  — Ib.  II,  171  (29ii  850),  1100  (St.  8889), 
oll  le  Zeugen  oder  Erwähnung  der  Fürsten. 

Mli.  29 II  856  (1161)  (St.  8901):  jiio  ae  sedulo  rogatu  — ■ Conradi  — 
jia  aviemsi.s  ecelesiae  einseopi  et  prineipiun  interventu  et  eonsilio-  und 
ib.  469  (1198)  (St.  4801). 

_ **  St.  4065;  4066  = Or.  Guelf.  III  500  AlOO  .März  8);  4075  = Lmle- 

w-i;-,  Eel.  1-2,  804... 

1 iekei,  MÖG.  III  10  fl.  zieht  diesi*  Urkunde  mit  heran;  Stumiif 
un  l l’ertz  hielten  .sie  für  uneelit;  sie  beriehtet  von  einfaehm-  Sebenknng 
Xi  mbiirgs  an  Magdelmrg,  woliei  die  Abtei  gewisse  Freiheiten  behält; 
vo  I einem  Konsens  der  Fürsten  ist  nicht  die  liecle. 
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in  rccliter  Weise  durcli  Rat  und  Urteil  der  Fürsten  -vmllzogen 
sei*,  und  die  dritte  erzählt  noch  ausführlicher  das  Verfahren 
durch  gerichtliche  Urteilsliudung  am  Hofe,  „im  Angesicht 
des  Beielis  unter  einmütiger  Zu.stimmung  aller  anwesenden 
Fürsten“  2;  auch  w'ird  besonders  bemerkt,  dafs  das  Hcichsgut 
nicht  verringert  worden  sei,  sondern  für  die  Schenkung  das 

Heich  entschädigt  worden  sei**. 

Auch  wo  es  sich  nicht  um  Kirchengut.  sondern  unmittel- 
bares Heichsgut  handelt,  ist  meist  die  Beteiligung  und  Zu- 
stimmung der  Fürsten  zu  dem  V eräufserungsakte  liesonders 
erwähnt;  die  Übertragung  erfolgt  aucli  hier  öfters  in  der  Form 
des  Hofgerichlssjn-uclis.  Bei  dem  grofsen  Tau.sehvertrag  init 
Heinrich  dem  Löw-en  w'ird  die  Verw-andelung  der  bisherigen 
Allodialgüter  in  Beicli.^^gut  als  Ersatz  für  die  hingegebenen 
sächsischen  Heich.sgüter  durch  das  Urteil  der  Fürsten  voll- 
zogen, und  dabei]  genau  vermerkt,  dafs  der  Ersatz  dom  A er- 
schenkten  an  Gröfse  und  Wert  ent.s]n-eche k ^ 11 50  übertrug 
Friedrich  das  bayrische  Reich.sgut  Rebdort  auf  „Fürbitten“  der 
Fürsten  an  Eichstätt”;  eine  von  der  Goslarcr  Kirche  ein- 
getauschto  Besitzung  verleiht  er  an  den  Grafen  Engelbert  voii 
Berg  auf  dem  Reichstag  in  A\  ürzburg  , eonsilio  et  concordi 
]irincipum  nostrorum  as.sensu*  ** ; ähnlich  in  grofser  Versamndung 
in  Erfurt  die  Burg  Stade  an  den  Erzbi.schof  von  BremeiU. 
Heinrich  VI.  vollzieht  z.  B.  1103  einen  l'ausch  von  Reichs- 
gütern  naeh  Hat  und  Urteil  der  Fürsten**. 

Diesen  Fällen  stehen  freilich  andere  Verfügungen  gegen- 
idier  von  nicht  minderer  Bedeutung,  liei  denen  jene  ausdrück- 

’ in  rooti  conoambii  vicissitmline  — ex  eonsilio  et  sententia  pvin- 
eipnin. 

2 ilec  antem  de  donatione  eastri  et  abbatii'  facta  snnt  lUme  in  con- 
speetn  regni,  omnibns  jn-im-ipibns,  ipii  aderant,  illi  sententic  nn:ininiit(‘r 
eon.si’ntii’iitibn.s  ipnim  ad  legalem  impiisitionem  nostram  ete.  i-t  rnr>nm 
ex  sententia  omnilms  jirineipibns,  qni  Houmemdmrg  erant,  eonsonantilms 

et  eonsentientibns.  . 

2 Lndewig  a.  a.  O.:  ne  in  tarn  larga  donatione  regnnm  alipnid  dam- 
nnm  snstineret,'  pro  Castro  V.  — in  rccti  concambii  viei.ssitndine  ad  ins 
regni  receiiimns. 

•*  Or.  Onelf.  TU  466  (St.  8792):  Vernm  qnia  imperatoriae  inaie.4:i- 
tis  e.st,  rem  pnblicain  semjier  angere  et  nunqnani  alienins  rei  yel  ]iei- 
sonae  gratia  vel  in  aliipio  Tninuere,  tain  ex  eonsilio  ipiam  cx^  indieio^  II* 
cijium,  .\lberto  marchione  scntentiani  jironinlganti’  i‘t  eeteris  jirineijnlms 
eollaudantilms,  quedain  allodia  nostra  — in  ins  i’t  jn-ojirietatom  legin 
legitime  eontuUmns.  — Collatis  itaqne  bis  prediis  regno  — ex  eonsilio 
et  indieio  iirincipnin  jiro  bis  inre  eoneainbü  ademimns  regno  ]iraedia  haec. 

J"’  MH.  81a  413  (St.  3861):  pia  petitione  dileetis.simae  consortis  nostrae. 
Heatrieis  — et  eeteroriim  enrie  nostri'  jirineijmin  sedulo  interventu. 

**  Laeoinblct  I 297  (St.  40i)4).  . 

’ Lappenberg  I 225  (St.  4812):  aecedente  etiam  eonsilio  et  innlta 

peticione  nliornin  ]n-ineii)nm. 

« Laeoinblet  I 876  (St.  4820):  Selilpfs  .'Mir  vertan.selit  ex  eonsilm  jn-in- 
cipum  et  aliorum  innltornm  iinperii  tidelinm. 


liclie  TIervorliel)Uiig  des  Fürstenrats  fehlt,  wenn  sich  aucli 
meist  die  Anwesenheit  der  Fürsten  erg’ielit.  Z.  B.  schenkt 
Fr  edrieh  l.  1152  die  Burg  Berwartstein  an  das  Bistum  8])eyer 
,lil  era  ae  legitima  donacione',  Fürsten  sind  nur  als  Zeugen  auf- 
gelührt,  die  Handlung  ist  auf  einem  Reichstag  vorgenommen k 
Auch  in  der  Urkunde  über  die  bedeutende  Schenkung  der 
zw3i  Reichshöfe  Andernach  und  Fckcnhagen  mit  allen  Ge- 
rechtsamen an  Rainald  von  Dassel  wird  einer  besonderen  Zu- 
stinmung  der  Fürsten  nicht  erwähnt";  ebensowenig  bei  der 
Üh ergäbe  der  königlichen  Burg  und  des  Hofes  in  Nordhausen 
an  das  dortige  Kloster*^;  1171  ver|>fändet  der  Kaiser  den  alten 
Kölligshof  Kröv  an  der  Mosel,  wobei  nur  die  Zustimmung  des 
j Ul  gen  Königs  Heinrich  betont  wird,  die  Fürsten  nur  als  zu- 
gegen genannt  werden"^;  und  in  der  zeugenlosen  Urkunde 
übi  r die  Verpfändung  der  jenseits  der  Maas  gelegenen  Reiehs- 
aüier  an  Lüttich  erscheint  der  Kaiser  ebenfalls  ganz  frei 
pei  sönlich  verfügend 

Aus  allen  ‘diesen  Beispielen  ergiebt  sich  wohl  mit  Sicher- 
heit, dafs  eine  gewohnheitsrechtlichc  Verjiflichtung  des  Königs 
alhi  Verfügungen  über  Reichsgut  zu  Gunsten  anderer  nur  nach 
Ra.  und  mit  Zustimmung  der  Fürsten  vorzunehmen  nicht  be- 
staid;  diese  Forderung  begegnet  überhaupt  nicht.  Zwar  über- 
wi(  gen  wohl  die  Urkunden , welche  die  Zustimmung  der 
Fürsten  besonders  hervorheben,  aber  in  anderen  Fällen  er- 
scl  eint  doch  wieder  der  Kaiser  ganz  persönlich,  frei  ver- 
fügend, ohne  dafs  i.  A.  ein  sachlicher  Unterschied  zwischen 
dei  Verfügungen  der  ersten  und  der  zweiten  Art  aus  den 
ang-eführteii  Beispielen  zu  erkennen  wäre.  Alles  scheint  zu 
zei  >-en,  dafs  es  sich  hierbei  noch  viel  weniger  um  eine  Frage 
de:  Rechts,  als  vielmehr  der  IMacht  des  Kaisers  handelt, 

namentlich  aus  der  Art  der  Verfügung  über  Eehternaeh 
scheint  das  hervorzugehen,  ln  einer  Beziehung  nur  scheint 
ein?  nicht  j»ersönliche,  aber  sachliche  Beschränkung  der  Ver- 
fügungsfreiheit des  Königs  bereits  anerkannt,  nämlich  insofern 
als  Veränderungen  im  Reichsgut  nur  zulässig  sein  sollen,  wenn 
da>  Reich  davon  Vorteil  hat.  Diese  Form»?!  fand  ihre  prak- 
tisdie  Anwendung  zunächst  wohl  nur  bei  der  Vornahme  von 


’ ItoTiüiiur,  Speyr.  UH.  1 100  (Sr.  Ü650);  castrum  B.  quoü  regno  ac 
nob  s attinot  — libera  ac  legitima  donacioiio  coutradimus.  i Per  den 
Bei  distag  vgl.  Wacker,  S.  92  No.  34. 

- Lacoinblet  1 296  (St.  4086). 

3 Förstemann,  Gescbichte  von  Nordbau.sen  S.  2-5  (u.  Naclitr.  12), 
(St.  3804). 

* Beyer  II  40  (St.  4127):  per  mannin  nostrani  et  per  as.sen.‘^nm 
lilii  nostri'  regis  lieinrici  — in  pre.sentia  nostri  et  principnin  et  nml- 
tori  m qni  aderant  nobiliuni. 

3 Stumpf,  Acta  No.  15.5  (1174—76)  (St.  4-5.57)_:  ex  nostra  senteiitia  — 
coii!  titnimus.  — Vgl.  z.  B.  auch  den  Vertrag  Ileinricli.s  mit  Worms  (1190): 
MB  31=1  439  (St.  4651). 
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l'auschgesehäften , hier  finden  wir  sie,  wie  die  angeführten 
Beispiele  (s.  a.  S.  6)  zeigen,  immer  wieder.  Bei  eben  diesen 
Tauschverträgen  begegnet  nun  aber  auch,  soAvcit  ich  sehe, 
ausnahmslos  die  Heranziehung  der  Fürsten  zur  formellen  \ oll- 
ziehung  des  Geschäfts,  und  um  testzustellen,  dals  der  eben 
erwähnte  Grundsatz  genau  innegehalteu  worden  sei. 

Wenn  nun  zur  formellen,  rechtsgiltigen  Vornahme  dieser 
Handlungen  damals  die  JMitwirkung  der  Fürsten  auch  dem 
Köni"’e  erforderlich  schien,  so  ist  damit,  allerdings  zunächst 
nur  fbr  eine  gewisse  Art  von  Verfügungen,  die  Beschränkung 
auch  des  persönlichen  Verfügungsrechts  anerkannt,  und  es  hing 
nur  von  den  besonderen  Umständen  des  einzelnen  h alles  al>, 
welche  Bedeutung  der  Anteil  der  Fürsten  erlangen  konnte;  die 
Anfänge  zur  Entwickelung  eines  fürstlichen  Konsensrechtes 
aucli  bei  anderen  VertVigungen  des  Königs  waren  vorhanden, 
nur  die  augenblickliche  (Macht  des  Königtums  lälst  es  vohl 
nicht  deutlicher  hervortreten. 

Durch  den  Investiturstreit  war  die  Stellung  des  Königs 
zur  Kirche  eine  andere  geworden;  zum  erstenmale  war  \x*r- 
sucht  worden,  eine  Trennung  vorzunehmen  zwi.schen  dein, 
worauf  sich  die  weltlichen  Beziehungen  der  Reichsbisclmfe  und 
-übte  stützten,  und  dem,  was  ihr  geistliches  Amt  ausmaclite. 
Mufste  der  König  auf  Einmischungen  in  das  geistliche  (rehiet, 
namentlich  den  unmittelbaren  Einflufs  bei  der  Besetzung  der 
Abteien  und  Bistümer  des  Reichs  verzichten,  so  entwickelt 
sich  bald  um  so  schärfer  der  gebliebene  Ansjirueh  auf  die 
Leistungen  der  Reichskirchen  auf  Grund  ihrer  Aiisstattung 
mit  Gütern  und  Hoheitsrechten  weltlicher  Art,  die  insgesamt 
als  von  dem  Königtum  herrührend  betrachtet  werden.  Unter 
Friedrich  1.  schon  erreichen  diese  Ansiu’üche  wohl  ihre  weiteste 

Ausdehnung. 

Unter  ihm  werden  die  letzten  BiCste  beseitigt,  die  daran 
erinnerten,  dafs  die  geistlichen  Fürsten  innerhalb  des  Lchns- 
verbandes  bi.sher  eine  Ausnahmestellung  eingenommen  hatten: 
von  nun  an  erscheinen  auch  sie  vollkommen  eingeordnet  in 
das  System  des  Lehnrechts,  fähig,  Lehen  zu  nehmen  und  zu 
gellen.  Sie  haben  teil  an  allen  Verpflichtungen  und  Lcistimgiui 
der  weltlichen  Vasallen  gegenüber  dem  Könige  aber  anderer- 
seits dauert  die  grofse  Verfügungsfreiheit  des  Königs  über  ihr 

Gut  fort.  _ 1,1 

Der  Akt  der  Investitur  mit  den  Regalien,  welche  dem 
König  durch  das  Wormser  Konkordat  zugesprochen  worden 
war,  entsprach  von  Anfang  an  vollkommen  einem  Akt  der 
Belehnung.  Der  zu  investierende  Abt  oder  Inschot  leistnte 
Ilulde  nicht  nur  durch  Treuschwur,  sondern  auch  durch  (len 
Akt  der  Mannschaft,  also  denjenigen  Akt,  welcher  erst  eine 
rechte  Lehnsverbindung  schuf,  wozu  die  Leistung  dei  ndelitas 


a lein  nielit  genügte^.  Wurde  dieses  Verfahren  vor  Friedricli  I. 
ii  negehalten , so  var  es  docli  erst  Friedricli  I.,  der  ans  dem 
so  geschaffenen  Verliältnis  die  vollen  lehnsrechtlichen  Konse- 
»1  lenzen  zog.  Fisher  war  das  Verhältnis  der  geistlichen  Fürsten 
z im  Keicho  nocli  durchaus  unterschieden  ^vorden  von  dem  der 
weltlichen  Fürsten;  jetzt  indessen  erscheinen  die  geistlichen 
Lchnsträger  vollkommen  parallel  hehandelt  den  weltlichen, 
n imentlich  hinsichtlich  der  llauptlehnsjitliclit,  des  j)crsönlichen 
h riegsdienstes  Die  geistlichen  Fürsten  sind  nun  ebenso 
]i  issiv  zu  einem  echten  Lelien  fällig,  wie  sie  in  aktiver  Ilin- 
sidit  jetzt  zuerst  Lehnsherren  der  weltlichen  Fürsten  und  des 
Königs  seihst  werden  können.  ^Sämtliche  Regalien  der  Keichs- 
k rchen  gelten  als  Lehen  des  Königs^. 

Ls  kann  vielleicht  vermutet  werden,  dafs  Friedrich  ah- 
si  ditlich  die  lehnsrechtlichen  Formen  d(‘s  Verhältnisses  so 
sdiarf  betonte.  Das  Lehnsband  war  damals  schon,  nachdem 
dor  alte  staatliche  Unterthanenverband  alle  Wirksamkeit  ver- 
loren hatte,  das  einzige,  das  noch  eine  rechtlich  sichere  und 
p aktisch  wirksame  Verbindung  zwischen  dem  Königtum  und 
diai  einzelnen  Gliedern  des  Reichs  herstellte.  Nur  auf  dieser 
Grundlage  konnte  die  frühere  enge  Verknüjifung  zwu'schen 
Königtum  und  Reichskirche,  die  durch  den  Investiturstreit  fast 
z(rrissen  schien,  wiederhcrgestellt  werden.  Diese  Verbindung, 
ai  f der  ja  seit  den  ( Rtonen  die  deutsche  Verfassung  beruhte, 
in  konseipientester  Weise  hergestellt  und  ihr  eine  sichere 
rechtliche  Grundlage  gegeben  zu  haben,  ist  w'ohl  das  gröifste 
R'sultat  der  Regierung  Friedrichs  I.  in  Deutschland. 

War  auch  das  Lehnsrecht  die  Grundlage  der  Beziehungen 
zAÜschen  den  Reichskirchen  und  dem  Körnig,  so  gelang  es 
d(  ch,  die  Beschränkungen,  die  dasselbe  dem  König  gegenüber 

’ Die  eiitff(>jj:eiiges('tzte  Aiisielit  Fielp>rs,  Reerscliild  .59  ff.,  62  f.  fjiucli 
\ ( Ikinar,  !•  DG.  26,  4a9  ff.),  dai.s  voi'  Frii'drieh  kein  Iioiiihiiuin  j^eleistet 
wnnlen,  ist  irri»:;  IJeispiele  für  die  Leistnn;;-  schon  vor  dem  Konkordat 
bei  Waitz  VII  287  Anin.  2.  Hinschiii.s,  KirclH'nrecIit  II  .ÖÖ6:  nacli  dom 
Konkordat;  Hinschins  .569  f.  nnd  (ü-rlioh  v.  Reiclier.sb.,  de  invcstif,o 
Al  ticlir.  über  den  Inhalt  des  Konkordats  (ib.  Amn.  5).  Audi  Lothf7r 
ha  - nicht  auf  das  hominiiim  der  Hischöfe  nnd  Keichs.äbte  überlianpt  ver- 
ziditet,  vielmehr  nur  auf  die  Krnenernng  bei  seiner  'riironbesteigung, 
Hi  ischins,  jb.  .570  Anm.  1 vgl.  auch  die  Urk.  Konrads  III.  Höhmer, 
Alfa  No.  87  (114o)  St.  ,{.507  f.  Kloster  St.  Ghislain;  rmdorem  libere  sibi 
eli,mnt,  qui  ~ facto  regiae  maiestati  hominio  investitnram  abbatiac*  de 
im  mi  regia  snsciiiiat,  bestätigt  von  Friedrich  I.,  1174  (St.  4b56)  nnd 
Hiinridi  VI.,  1191  (St.  4708).  Neu  war  vielleicht  nur,  dafs  Friedrich  andi 
be  seiner  Thronbesteigung  die  Lehnse.rnenernng  forcierte.  — Über  den 
W der-sju-nch  des  Pajistes  gegen  das  hoinininm  der  Hischöfe  y<A.  Si'ud). 
Co  it.  Acpiic.  SS.  (),  408;  Rahew.  III  c.  12,  IV  c.  :14,  35.  — ^Scheffer- 
Hoichorst,  Kaiser  Fr.  letzter  Streit  mit  der  Kiiric«  S.  12  Anm.  2 n.  3. 

Ficker,  Jleerschild  S.  64,  67  f.  lies,  auch  Otto  Fris..  G.  F.  II  c.  12; 
Di*  Gleichstellnng  der  weltlichen  Keichsldien  mit  ilen  Rc^galien  der 
Ui:  ühöfo.  ^ 

^ Fick<M',  ib.  S,  59  ß',  87. 
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(len  weltlichen  Fürsten  auferlegte,  den  geistlichen  gegenüber 
zu  vermeiden  und  die  alten  weitgehenden  Forderungen  an  die 
Leistungen  der  Reichskiivhen  aufrecht  zu  erhalten,  ja  z.  T. 
zu  erweitern. 

Zu  jeder  Veräufserung  oder  anderen  dauernden  Belastung 
des  Reich.skirchenguts  ist,  Avie  ja  auch  beim  weltlichen  Kedchs- 
gut,  die  besondere  Zustimmung  des  Königs  erforderlich  b 

Ein  Reichssjiruch  bestimmte  1184,  (lafs  kein  geistlicher 
Fürst  gehalten  sei,  die  Schulden  seines  Vorgängers  zu  be- 
zahlen, aufser  denen,  Avelchc  er  mit  Zustimmung  des  Kaisers 
und  auf  Rat  seines  Kajiitc'ls  übernommen  habe;  dafs  er  Kirclien- 
güter  weder  v<*rkaufen  noch  verjifäudon  dürfe  ohne  die  Ein- 
Avilligung  der  kaiserlichen  Majestät.  Die  Schulden,  die  der 
Vorgänger  des  Bischofs  ohne  Zustimmung  des  Kai.sers,  ohne 
ihn  auch  nur  zu  fragen,  gemacht  hatte,  Avcialen  darauf  kassiert, 
die  Ansju’üche  der  Gläubiger  abgewiesen-.  — Ahidich  regelt 
l'h’iedrich  1.  1174  die  zerrütteten  Verhältnisse  des  Baseler  Dom- 
stifts und  läfst  sich  von  dem  Bischof  das  \b*rsprechen  geben, 
hinfort  ohne  den  Kat  des  Kaisers,  der  Domgeistlichkeit  und 
der  Stiftsministerialen  keine  Ver[ifändung  oder  Belehnung  des 
Kirchenguts  vorzunehmen 

Auch  bei  Verleihungen  von  Kirchengut  durch  die  Stifter 
ei'scheint  bisweilen  die  Genehmigung  des  Königs  erforderlich, 
bisweilen  wird  die  A'eiteiwerlcihung  b(‘schränkt  oder  verboten; 
namentlich  ist  jiale  Verleihung  oder  Verpfändung  der  biscluif- 
liclien  oder  reichsabtei liehen  sogenannten  Tafelgüter  sowohl 
von  Konrad  III.  als  von  Friedrich  und  Heinrich  ^ I.  verlioten 
Avorden;  ist  sie  doch  geschehen,  so  soll  sie  für  den  Nach- 
folger des  Veräufserers  keine  Giltigkeit  haben ■*.  Ebenso  ist 


’ Vgl.  Fickoi*.  Ri‘ic*hskii’eli(‘ngnt  S.  85 — 94. 

“ (toiistit.  I No.  300(1184)  qiiml  imllns  ])vinee]is  ei'clesiasticus  teiie- 
tnr  soU'ovG  d(9>ita  ])r(Mlc(*cssoris  sui,  (jiic  iinii  jiev  üoiisfaisnni  iinjHMRitovir 
inniüstatis  vt  voiisiliuni  cajtituli  sui  iinituo  avcGpit;  ot  lioua  (H'ci(‘sia>tii*u 
n(H*  (‘i  ^'OlKl(^rc  licet  iiec  pi^uori  ol)lii^ar(',  iiisi  j)er  euindein  iinjioratorie 
inaiestatis  consonsinu. 

^ Trouillat  I o52  (1174)  (St.  455.5):  Si(*  — opiseopus  Uasilieu.sis  data 
iu  inaiium  uostram  (4  aveliiejiiscopi  Bisuntiuoiisis  <l(V\tra  sid)  pi^nore  jid(M 
finnit('r  proinisit,  fpiod  al>S(pie  consilio  iiostro  et  ]>rudentiormn  de  eeelesia 
iuaiori  eanouieornni  vt  niinistevialium  res  eeelesiasticas  am))lius  u(‘c  ob- 
ÜLjaret  iiec  iufeodaret.  — Die  Notwendigkeit  der  kaisevliehen  /iistiui- 
num^  zu  Verptauduu^eu  zeic^t  besonders  d(*utlieh  Laeonddet  1 
No.  ‘468  (1179),  vgl.  Ül  No.  497;  No  517  (1189). 

^ Constit.  r No.  146  (1158)  (f.  Köln):  quod  eottidiana  servitia  a<l 
episeo])alem  ineusain  ]4ertinentia  ne(juafjuain  inljeuetieiari  vcl  invadiari 
iure  possint,  eo  (ptod  rogno  et  eeidesiae  debeantur,  — ll)id.  N<4.  886 
(1191)  (f.  Strafsburg):  quod  nullus  cpiscoporuni  vel  al)l>atiun  imporio 
])(Ttinentiuin  ]>ossit  vel  debeat  aliquid  <ie  bonis  ad  eoquinaiu  yel  ad 
aliud  ofHciuui  suum  pertinentibus  infeodaia^  vel  alienaia» : rpiod  si  fortt' 
ali(piem  (‘piscoporum  sou  al)batuin  taeere  (‘ontigiunt.  talis  inteodatio  S(M1 
alienatio  a sueca^sson^  (qiiseopo  jiotest  (4  debef  de  ratione  in  irrituni 
revoeari.  De.  alibatibus  idem  est  iudieinm.  — Ein  Hofgericbtsspnudi 
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i»  ‘i  Taiiscli^esc'liüften  der  Reicliskirelien  die  Zustimmung  des 
Königs,  wie  es  scheint,  erfbrderlicli  ‘ ; ja  meist  werden  die- 
st  lljen  in  Gegenwart  des  Königs,  l)isweilen  durcli  ilm  seihst 

V )llzogen.  Auch  V^ergahungen  von  Gütern  dui-ch  Private  an 
de  Kirchen  vollziehen  sich  öfters  in  der  Form,  dafs  der 
iS^henkende  das  Gut  nicht  der  Kirche  direkt,  sondern  dem 
König  iiliergieht,  und  erst  dieser  es  der  Kirche  überträgt“; 
itt  auch  dahei  die  Sicherstellung  der  Schenkung  seihst  die 
n ichste  Veranlassung,  so  prägt  sich  doch  in  der  Vornahme 
snlcher  Akte  auch  ein  gewisses  Verfügungsrecht  des  Königs 
ü »er  alles  Reichskirchengut  aus. 

Entsprechend  der  Entziehung  der  Lehen,  welche  die  welt- 
li.;hen  Lehnsträger  des  Reichs  nach  hegangener  Felonie  traf, 
ü )te  der  König  den  geistlichen  Fürsten  gegenüber  das  Recht 
dir  Regaliensperre.  V^hihrend  aber  der  Avadtlichc  Vasall  seine 
Lehen  auch  für  seine  Nachkommen  verwirkt,  kann  der  Genu fs 
(Gr  Güter  und  Rechte,  welche  einer  Reichskirche  übertragen 
sind,  nur  dem  derzeitigen  Vorsteher  derselben  entzogen  werden, 
de  Kirche  seihst  soll  nicht  daueimd  geschädigt  werden'^. 

Von  dieser  Mafsregel  ist  unter  Friedrich  I.  und  Hein- 
r ch  VI.  mehrfach  Gebrauch  gemacht  worden.  Als  die  Bischöfe 

V in  Bremen  und  ITalberstadt  ihrer  Ileerespflicht  auf  dem  Rom- 


VI  11  1190  (ib.  No.  322)  verbot  aucli  die  Verleiliung  .und  Veräufserung 
VI  n liiseliöf lieben  Zehnten  durch  die  Hiseliöfe.  — Über  einzelne  Ver- 
lii  te  gegen  Hnrgenverleihnng  s.  o.  Abschn.  III,  — S.  a.  Stninjif,  Acta 
N 1.  201  (1196);  Laeoinblet  I 362  (1189),  bezieht  sich  wahrscheinlich  auf 
ih,  No.  100. 

' MH.  9,  409  (St.  3472)  be.stätigt  Konrad  III.  einen  bereits  voll- 
zrgenen  Tausch  zwischen  Otto  von  Freising  und  Abtei  Weihenste|ihan ; 
bl  ide  sollen  im  vorläufigen  Besitze  bleiben,  (inatenns  de  Ins  oinnibns 
Ic^itima  transactio  facta  est  coram  nobis.  Vpl.  MH.  11,  161;  ö,  160 
(Sr.  3520  n.  4068).  - Wenck  II  502  (1170)  (St.  4114);  Gnden,  Cod.  dijil. 
3,  1068  (1170)  (St.  4117);  Tanscli  des  Abts  von  Fulda  ex  consilio  des 
K liscrs. 

^ Ficker,  Reichskirchengnt  S.  83.  — Hiihincr,  Acta  No.  100  (1157) 
(S:..  3777):  Friedrich  wiederholt  persünliidi  eine  Schenkung  an  Schnl- 
jiiorta,  s.  No.  101;  ib.  No.  128  (1167)  n.  129  (1169)  überträgt  er  Unter 
ai  die  Merscduirger  Kirclii“,  die  ihm  hii'rzn  der  Bischof  bezw.  ein  Dom- 
li(  rr  übergeben  liaben.  Ib.  No.  198  (1195)  überträgt  Heinrich  VI.  ein 
E gengnt,  das  er  zu  diesem  Zwecke  erhält,  an  die  Wormser  Kirclie.  — 
d>  iiuch  die  Erklärung  des  Markgrafi'n  Albreclit  des  Hären  bez.  des 
H stnms  Havclberg  (1151),  lleinemann,  Cod.  dipl.  Anhalt.  I 278:  Qnid- 
qi  id  eci.am  aliqnis  Sclavornm  de  posessione  terrarnm  sen  facnltatnm 
ei  lern  vel  alieni  ecclesiae  in  eodem  episcojiatn  donare  volnerit,  nos 
ai  etoritate  piissimi  regis  Conradi  id  ipsnm  concedentis,  ratnm  habebi- 
m IS.  Scimns  enim  iam  dictam  ecclesiain  sie  esse  p ri  vi  l egi  a t a m , 
qi  od  qnecnnqne  jiersona  — ali(|uam  alicnlns  rei  olilationem  dare  vel  ven- 
dt  re  volnerit,  libci-am  hec  fiiciendi  per  se  habeat  potestatem  et  ec  c 1 es  i a 
liberum  snscijiiendi  et  possidendi  jier  se  ha  I»  i>  at  f a c n 1 1 a t e m. 

^ Ficker,  S.  103  ff.  — Otto  Fris.  (4.  F.  II  c.  12  (lb54):  regalia  jier- 
sc  lös  tantnm,  qnia  nec  personis  sed  ecclesiis  perjietnaliter  a jirincijiibns 
tr  idita  sunt,  abindicata  fnere. 
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zuge  nicht  nachgekommen  waren,  liefs  Friedrich  durch  einen 
Gesandten  alle  hischöflichen  Höfe  zu  Gunsten  des  Liskus  mit 
Beschlag  belegen  ü Noch  weiter  ging  er  gogenülier  der  Nü/.- 
buif>-er  Kirche.  Schon  Erzbischof  Eberhard  hätte  ihm  \ < r- 
anhrssung  geboten  dasselbe  Verfahren  gegen  ihn  geltend  zu 
machen;  nicht  nur  als  eifriger  Anhänger  der  Partei  Alexan- 
ders 111. , sondern  mehr  noch  durcli  die  Nichtertüllung  der 
vom  Kaiser  geforderten  LehnspHichten,  hatte  er  diesen  gereizt; 
um  so  erstaunlicher  ist  die  ungewöhnliche  Langmut,  mit  der 
Friedrich  ihn  behandelte;  immer  wieder  schickt  er  Auttorde- 
runo-en  und  Mahnungen,  nach  Italien  zu  kommen,  i»ersönlich 
lleevesfolge  zu  leisten  erst  zuletzt  droht  er,  er  werde  l»ei 
weiterer  Hartnäckigkeit  des  Erzbischofs  so  über  die  Salzburger 
Kirche  verfügen,  dafs  die  Ehre  Gottes  keinen  Schaden  erleide, 
aber  auch  dem  Reiche  der  schuldige  Dienst  fortan  gebührend 
geleistet  werdet  d.  h.  er  kündet  die  Regaliens]»errc  an.  Aber 
es  kam  nicht  so  weit,  noch  einmal  liefs  sich  der  Kaiser  zurück- 


letzte Zwangsinittel  zu  vermeiden,  so  betaml  er  sieh  von  vorn- 
herein  in  anderer  Lage  gegen  Eberhards  Nachfolger.  Dem  Neu- 
gewählten,  Konrad  von  Passau.  einem  Oheim  des  Kaisers,  aber 
Anhänger  Alexanders,  verweigerte  er  die  naehgesuehte  Beleh- 
nung;  die  Regalien  blieben  also  in  der  Hand  des  Kaisers ; nach- 
dem er  auch  in  Nürnberg,  wohin  er  geladen  xvorden  war,  sich 
den  Forderungen  Friedrichs  nicht  g’etügt,  sprach  der  Kaiser 
auf  einem  Tage  in  Laufen  das  Urteil  und  schritt  sogleich  zu 
seiner  Ausführung,  indem  er  Ijaien  mit  den  Piesitzungen  dei 
Kirche  belehnte'’.  Es  entstand  darüber  eine  wüste  Lehde, 
während  welcher  Konrad  starb  (1168).  Aber  auch  unter  seinem 
Nachfolger  Adalbert  blieb  die  l.age  dieselbe,  ja  sie  verschlim- 
merte sich  noch  mehr,  als  der  Kaiser  selbst  vor  Salzburg  rückte 

1 Ilolniol.li  ChrOH.  Slavor.  T c.  82,  SS.  21,  74:  Iiivotorat.*  <oum  iii- 
iinicitiac  (iiu‘  dmliim  fuoraiit  inter  cos  (llciiincli  d.  Linvon  it.  Ilavtwidi 
von  Hrnncn)  eo  temiiore  invciieruiit  locuin  grassaiidi,  i‘o  qnoil  airhi- 
oiiiscoims  omisisspt  Italicam  pxjipditionpin,  trans<>;rps;^or  iiivampiiti  o.sser- 
qup  reus  maipstatis.  Unde  ctiani  lop:atus  inq»pratoia.i  vpnunis  l.miiain 
oppuiiavit  oimips  purtps  pjiiscopalps  pt  quppnnqiip  rcjipnsspt,  addiilit  lisci 
iuribu.s.  Idem  factum  pst  Otlielrico  Halverstadensi  ppiscopo. 

- Reuter,  Gosch.  Alcxaudors  III.  und  dm-  Ivirclie  seiner  Zmt  11  llo  tt., 
I 114,  174,  191.  Vgl.  Constit.  1 No.  195  (1160),  197  (1161),  199  (1161  Herlist), 

202  (1162).  , , 1 

3 Constit.  I No.  199:  indubitanter  scire  te  volumus,  quqil  no>  — 

cum  consilio  iirinciimm  et  retigiosorum  ita  de  Salzburgensi  pcclpsia 
(»rdinabimus,  ut  et  liouor  Dei  et  religio  non  imminuatur  et  delutum 
sprvitium  imperio  de  cetero  rationabiliter  exsolvatur.  „ • i i 

^ Reuter  II 118— 120.  Vita  Gebehardi,  SS.  11,  45— 46.  Ann.  Ri-icliersb., 

SS.  17  471. 

Amu  litnvlierslL.  472  f.  \ ita  Gt'boliartli  4b.  Iicutoi  11  214  f. 
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u ul  der  scliwaclie  ErzLiscliof  sich  ilim  unterwarf  und  das 
g uize  Erzstift  mit  sämtlichen  Kegalicn  ihm  auslieferte  h Fried- 
r ch  zögerte  nicht,  im  vollsten  Umfange  davon  Besitz  zu  er- 
greifen: dem  Erzbischof  verhlieh  keine  Hufe  zum  Unterhalt. 
1 »io  Begalien  Salzburgs  hliehcn  nun  in  dei  Gewalt  des  Kaisers 
l is  zu  der  Neuordnung,  welche  durch  den  Frieden  von  Venedig 
erfolgte.  Wie  durch  Fürstenheschlufs  einst  die  Kirchengiitcr 
z i Lehen  ausgethan  worden  waren,  so  ward  jetzt  durch  S])ruch 
dar  Fürsten  bestimmt,  dafs  alles,  was  durch  den  Kaiser  seihst, 
sniange  er  die  Güter  in  seiner  Gewalt  hielt,  oder  durch  andere 
V u’lehnt  oder  veräufsert  worden  sei,  völlig  nichtig  und  ungiltig 
s‘in  solle,  der  neugewählte  und  investierte  Erzbischof  die 
1 egalien  in  dem  Umfange  zurückerhaltcn  solle,  den  sic  heim 
d ode  Eberhards  gehabt".  Das  Kirchen  vermögen  selbst  sollte 
a so  wieder  hergestellt  werden,  die  Kirche  sollte  keinen  Schaden 
h iben  von  der  gegen  ihre  widers})cnstigen  Vorsteher  gerichteten 


Mafsregel. 


Dasselbe  Verfahren  richtete  sich  auch  gegen  Erzbischof 
1 artwig  von  Kremen,  nachdem  dieser  sieh  Heinrich  d(!in  Löwen 
a igeschlosscn  hatte;  Heinrich  VI.  vertrieb  ihn  1190  und  ver- 
hlngte  über  die  Kirchengüter  die  Regaliens]>erre.  Die  Einkünfte 
.1  IS  der  Stadt  Bremen  überliefs  er  der  Bürgerschaft  zur  Ver- 
\>altung;  die  anderen  Einkünfte  verwaltete  im  Aufträge  des 
h aisers  Graf  Adolf  von  Holstein  und  verteidigte  sie  gegen  den 
1‘ rzbischof,  bis  derselbe  sich  1195  mit  dem  Kaiser  verseihnte 
g2gen  Zahlung  von  600  IVIark  und  Belehnung  des  Grafen  mit 
<’er  Grafschaft  Stade 

Handelt  es  sich  bei  der  Regaliensperre  um  ein  Straf- 
verfahren, um  einen  aufserordentlichen  Eingriff  des  Königs  in 
die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Kirchenguts,  so  übte  dagegen 
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’ Chvon.  Miigiii  Prcsl).  SH.  17,  489  ff.  Vita  Gcl)ohardi  47.  Rontor 
l 07  ff..  7:!.  — Einen  Einblick  in  den  üinfang  der  Salzburgisclnni  J5e- 
fznnf,uni  giel)t  n.  a.  die  grofsi»  Hestätifi-nni^surkimde  Friedrichs  1.,  117(S 
iini  14,  Stnni])f,  Acta  No.  1.78  S.  218  ff  (St.  4248). 

- Constit.  I No.  267  (1177)  Schreiben  Friedriclis  an  den  Salzl)iirger 
lerns.  Nam  generali  principnin  sententia  indicatum  est,  qnicqnid  vel 
n-  no.s  dnin  eiu.sdem  eccle.sie  l)ona  in  nostra  tencremu.s  jadestate  vel 
•r  (pioslibet  alios  inhunlatinn  vel  quocnnnpie  modo  snb  hoc  tempore 
ienatnm  est,  inane  prorsus  esse  delnn-e  et  irritiim.  — Vgl.  den  Vertra" 
in  Venedig  ib.  No.  200  10  No.  249  § 10).  "" 

^ Arnold.  Lnbee.  V c.  21,  SS.  21,  198:  Ci\'es  — ei  (llartwich)  reditus 
\'itatis,  (juos  imperator  in  manibns  eornm  posnerat,  inpedire  stnde- 
int.  — c.  22:  Adolphns  — qni  non  tantmn  cometiarn  Stadii,  sed  et 
ias  res  episcopii  de  manu  im])cratoris  ex  magna  parte  tenebat.  — Id- 
■quo  sic  ordinatnm  e.st  ab  ipso  et  a civibus  et  aliis  amicis  imperatoris, 
cnm  domnus  archiei)isco])us  aliqna  in  civitate  ordinäre  volnisset  de 
clesiasticis  tantum  causis  non  nisi  nna  die  Aud  ad  maius  duobns  tole- 
retnr:  de  reditibus  tarnen,  ((ui  sub  interdicto  jiositi  erant,  non  nteretur, 
mec  ista  cesari  insinuassent  et  ijisiiis  volimlatem  cognovissent.  — 
a Toeche  S.  884—87  und  DU.  ^'l.  Lappenberg  1 270  (1195  Okt.  25, 
4907). 
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der  König  das  Recht  der  unmittelbaren  Nutzung  regelmäfsig 
auch  daun,  wenn  ein  Bischofssitz  oder  eine  Reiclnsabtei  erledigt 
war,  also  beim  Tode  des  bisherigen  Bischofs  oder  Abtes,  aber 
auch  bei  Abberufung  desselben  auf  einen  andern  Stuhl  galt 
derselbe  Grundsatz  b 

Es  finden  sich  für  die  Erhebung  dieses  als  Rcgalienrcclit 
bczeichncten  Ans])ruchs  zuerst  Beisj>icle  aus  der  Zeit  Hein- 
richs V.;  während  des  Investiturstreits  verlautet  nichts  von 
einem  solchen  Rechte  des  Königs".  Es  ist  daher  sehr  wahr- 
sclu'iidicli , dafs  eben  erst  der  Investiturstreit  und  die  durch 
denselben  veränderte  Stellung  des  Königs  zur  Kirche,  die 
Hervorhebung  des  Unterschiedes  zwischen  geistlichem  Amt 
und  weltlicher,  vom  König  herrührender  Ausstattung  d<‘.sselben, 
die  Ausbildung  des  Rechts  verursacht  haben.  Es  fügte  sich 
ein  in  die  lehnsrechtliche  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen 
Reichskirchen  und  Königtum,  \^de  eben  erwähnt,  sollte  das 
einer  Kirche  Verliehene  derselben  immer  bleiben  , während  der 
symbolische  Akt  der  Verleihung  sich  nur  auf  die  Lebenszeit 
des  jeweiligen  Vorstehers  bezog,  von  jedem  Nachfolger  wieder- 
holt werden  mufste.  \\'ie  min  bei  Unmündigkeit  eines  welt- 
lichen Lehnserben  für  denselben  in  Deutschland  ein  besonderer 
Lehnsvormund  bestellt  werden  mufste,  dem  für  die  Dauer  der 
Vormundschaft  die  Nutzniefsung  des  Lebens  zuficl,  so  trat  der 
König  nach  Erledigung  eines  Bischofssitzes  gewissermafsen 
als  natürlicher  LchensA’ormund  der  unmündigen  Reichskirche 
für  die  Regalien  ein^,  deren  Verwaltung  eben  nur  der 
Bischof  selbst  leiten  konnte.  Also  gewifs  nur  für  die  Dauer 
der  Sedisvakanz  sollte  der  königliche  Ansjuaich  Giltigkeit 
habeiD;  sobald  ein  neuer  Bischof  (Abt)  gewählt  und  vom 
Könige  investiert  war,  trat  er  naturgemäfs  in  die  Rechte 
seines  Vorgängers  ein. 

Aber  nicht  selten  scheint  diese  zeitliche  Grenze  über- 
schritten worden  zu  sein.  Konrad  III.  behielt  die  Abtei  Lorsch 
sogar  fast  drei  Jahre  lang  in  seiner  eigenen  Verwaltung''’. 


.11  • 


' Böhmer,  Aeta  No.  1.50:  <lefuiiftis  Jibbalibii.s  llersv<’kl.  eeclesiae 
seu  viviö  ab  ea  r ee  e d e ii  t i b ii  s.  — Selieffcr-Boichor.'^t,  K.  Fr.  h-tzter 
Streit,  Beilage  IV  189 — 95.  Ficker,  Reichskircheiigiit  S.  94  ff  Waitz, 
Der  Ursjirmig  des  sog.  Spolii'iirecht.s,  FDG.  13,  494  ff. 

- Sclieff’er-Boiehorst  S.  189;  anders  Ficker  S.  95,  der  den  Ursjiriing 
schon  in  fränki.sche  Zeit  zurückversetzen  will.  — A’gl.  Schröder,  Deutsche 
Rechtsgescli.  - S.  407. 

lloiupiet,  SS.  16,695,  Brief  Friedrichs  I.:  res  ejdscoii.ules  ad  ean- 
tlem  manum  redierunt,  d(>  cuius  munere  constat  eas  descendi.sse. 

* Lacomblet  I 288  No.  417  (St.  4072):  usque  ad  substitutionein 
alterius  episco))i. 

^ Chron.  Laurisham.  SS.  21,  444:  Quo  defuncto  (Abt  Marqnard 
1149,'50)  rursum  Laureshamensis  abbatiae  jiroiuiratio  ad  regalem  manum 
devolvitur.  Unde  fere  jier  triennium  fratres  ad  extremam  coacti  inopiani, 
tum  ex  annorum  sterilitate,  tum  ex  procuratorum  sua  quaereutium  in- 
gluvie  etc.  Ficker  S.  97. 


* 
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Friedrich  1.,  der  zuerst  in  einer  Urkunde  des  .Jahres  1 H3G  das 
h’egalienrceht  als  altes  Gewohnheitsrecht  bezeichnet,  erkennt 
d ibei  zwar  auch  die  l^cschräidvung  auf  die  Zeit  der  Sedis- 
V ikanz  an,  aber  auch  er  heohachtete  sie  nicht  k Dei-  Erz- 
1)  schof  von  Mainz  klagt  1183,  dafs  der  Kaiser  im  ersten  Jahre 
st  ines  Episkoj)ats  fast  .alle  lilinknnfte  des  Erzhistunis  auf- 
g thraucht  hatte und  in  der  That  scheint  Ausdehnung  aul 
ein  volles  .Jahr  üblich  gewesen  zu  sein^. 

Welchen  materiellen  Umfang  aber  das  Recht  schon  unter 
Friedrich  1.  hesafs,  zeigt  die  erwähnte  Urkunde  für  Köln  von 
1 tid.  ln  derselben  erweist  der  Kaiser  Rainald  eine  besondere 
Omuh',  indem  er  hestinmit.  dafs  nacli  dem  Tode  eines  Kölner 
Frzbischofs  zwar  auch  fernerhin  alle  Zinsen  in  Geld  oder 
Naturalien  und  alle  Dienstleistungen  von  allen  Htifen  und 
Ländereien  des  Bistums  dem  Könige  zur  Verfügung  stehen 
St  ilen,  dafs  aber  doch  die  bewegliche  Ausstattung  an  Vieh  und 
dis  zur  Saat  und  zum  Unterhalt  der  llofhörigen  bestimmte 
Getreide  an  Ort  und  Stelle  zum  Nutzen  des  Flrzbistums  bleiben 
sdlek 

Dieses  Recht  scheint  der  Kaiser  mit  grofscr  Strenge  gel- 
tt  nd  gemacht  zu  haben;  er  beklagt  sich  einmal  heftig  über  den 
Scliimjif,  den  ihm  das  Ka])itel  in  Gambrai  angethan,  dafs  cs 
d esc  schuldigen  Ptlichten  versage  "^,  und  er  betont  es  als  eine 


1 Laeoiiililet  I No.  417  (St.  4072):  Cum  itaque  constet  et  ex  aiitiquo 
ii  re  rej^um  ft  imperatorum  atque  ex  eotidiaiia  eoiisuetudim;  manifestum 
sit,  qimd  ejiiseopis  in  imjierio  nostm  eonstituti.s  ah  hac  ^'ita  ileeedontihus 
episeopales  redditus  et  bona  deputata  usHuis  eorum,  annona  videlieet  et 
V num  et  eetera  luüusmodi  victualia  seu  servitia  (pieeunqut^  — intus  vel 
f<  ris  inveniuntur,  äseo  regali  universa  iure  debmuit  applieari  et  usque. 
a I substitutionem  alterius  e]iiseopi  eedere  in  nostros  usus. 

- Stumpf,  Acta  Mog.  in  primo  anno  reditus  nostri  oinnia 

iiip(*rator  eonsumserat  u.sfiue  ail  novos  fr u ( t u s praeter  45  s<didos 
ii  Mogontia  et  .septem  libris  in  Turingia.  --  Sclndfer-Hoieborst  S.  101. 

Vgl.  den  Verzieht  Frie<lriehs  II.  LL.  II  22ü:  per  totius  primi 
a mi  eireulum. 

^ Laeomblet  I 288  No.  417;  iit  (juandoeuim(ii<' Keinoblus  Coloniensis 
a (diie|)iseopus  vel  eins  sueeessor  ab  lute  vita  deeesserit,  redditus  ejiiseq- 
p des  et  servitia  (piae  de  eiirtibus  proveniunt,  sive  in  eensu,  sive  in 
a inona,  sive  in  vino  lad  in  aliis  victualilius  in  potestatem  nostram  redi- 
g intur  et  — nostris  usibus  dt'serviant,  reliipiae  vero  res  mobiles,  vide- 
li  -et  boves  et  oves  et  caetera  animalia  ad  agriculturam  pertinentia  et 
si  niliter  annona  quae  ad  seinen  agrorum  e.st  deputata  et  illa  quae  ad 
1»  oeurationem  colonorum  et  servorum  in  eiirtibus  necessario  est  designata 
ii  ipsis  territoriis  et  eiirtibus  ad  arehieiiiscojiatiim  Col.  pertinentibus 
li  lere  et  secure  et  abs((ue  diininutione  eins  sueeessori  remaneaut.  — 
S hon  Waitz,  FIK4.  13,  494  liat  wohl  mit  Keelit  die  Hezieliung  dieser 
Urkunde  auf  das  Spolienreeht,  wie  Seheffer-Hoieliorst  S.  193  f.  u.  Ficker 
S 102  wollten,  zurüekgewiesen  ; es  ist  nur  von  victualia  und  servitia 
d' r bischöflichen  Güter,  nicht  von  dem  persünliclien  Mobiliarnachlafs 
des  IJischofs  die  Hede. 

Bouquet,  SS.  16,  695  (1167);  Iura  imperii  (lualmn  num(|uam  alibi 
iiicturam  vel  ignominiani  recepiinus,  ajmd  ims  iiobis  negata  sunt. 
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besondere,  vom  sonstigen  Brauch  aliweichende  Ausnahme,  dafs 
er  Regensliurg  einmal  wegen  der  grofsen  Not  und  Armut  des 
Stiftes  die  Erlaubnis  gebe,  dafs  der  eben  erst  Gewählte  schon 
jetzt,  also  vor  der  Investitur,  über  die  Llinkünfte  und  Güter 
des  Bistums  verfüge  k 

Die  königlichen  Ansprüche  erstreckten  sich  aber,  wenigstens 
unter  Friedrich  1.,  noch  weiter;  er  forderte  nicht  nur  die  Fhn- 
künfte  aus  den  Regalien  wähi’end  eines  gewissen  Zeitraumes 
nach  der  .Stuhlcrledigung  (usijue  ad  substitutionem  alterius 
episcojii)  für  sich,  sondern  er  beschlagnahmte  auch  nach  dem 
Tode  des  Bischofs  dessen  ganzen  persönlichen  IMobiliarnach- 
lafs,  alles,  was  derselbe  an  Vermögen  und  Kostbarkeiten  sich 
etwa  erworben  hatte;  man  darf  Avohl  in  diesem  sogenannten 
Spolienrechte“  eine  bis  an  die  äufsersten  Grenzen  des  Rechts 
erstreckte  Erweiterung  des  Regalienrechts  sehen : was  der 
Fiischof  an  W'eltlichem  hesafs,  galt  eben  als  vom  Reiche  her- 
rührend odi'r  durch  die  Einkünfte  aus  dem  Besitz  der  Regalien 
erworben,  zu  diesen  gehörig.  Während  aber  niederen  Klerikern 
die  Erlaulmis  zugestanden  Avurde,  über  ihr  Vermögen  nach  Be- 
lieben testamentarisch  zu  verfügen^,  Avar  den  geistlichen  Fürsten 
das  Recht  der  Testamentserrichtung  versagt.  Fhn  Llofgerichts- 
urteil  verbot  1170  ausdrücklich,  dafs  ein  Bischof  von  dem 
IMobiliarnaehlafs  seines  Vorgängers  etAvas  den  natürlichen  Fk’ben 
desselben  cedieren  dürfe,  nur  der  König  dürfe  darüber  ent- 
scheiden 

Dieser  Ansjiruch  verwickelte  den  Kaiser  noch  einmal  in 
Streit  mit  der  Kurie,  er  bildete  einen  der  Anklagepunkte,  die 
Papst  Urban  III.  gegen  ihn  vorbrachte  Aber  es  gelang 
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^ Coiistit.  I No.  234  (1167):  Qiiia  Aoiro  ecelesia  A-e.-^tra  — fere  sujire- 
mao  calamitati.s  et  jiaupertatis  miserias  .su.stiimt.  — licet  a coiisuetudiiiu 
curiac  iiostrae  iliscordare  videantur,  benigne  admisimu.s  (petitione.s 
vestra.s)  et  — Cii.  electo  A'estro,  ut  de  jmlatiis  no.stris  et  omnibiis  red- 
ditibiis  et  lionoribus  (>t  dignitatibus  et  castris  et  eiirtibus  iqiiseojiatiis  se 
intromittat  et  ]»ro  voluntate  siia  dispenset  et  legitime  ordinet  et  aliena 
re.stauri't,  liberam  facultatem  tribuimus. 

2 Es  kann  wohl  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  dafs  dieses  sogen. 
S|)olienrecht  zuerst  Amn  Friedrich  1.  angeAvemlet  Avurde;  die  von  «Schetfer- 
Boichorst  8.  193  f.  und  Ficker  8.  101  f.  für  früheres  \'orkommen  bei- 
gebrachten Stellen  scheinen  doch  nicht  stichhaltig,  wie  Waitz,  FDG. 
13,  495 ff.  gezeigt  hat;  auch  das  bestimmte  Zeugnis  Ottos  IV.  (Laeomblet 
I 392)  giebt  Avenn  auch  keinen  .sicheren  Binvins,  so  doch  keinen  Anlafs 
zu  besonderem  ZAveifel.  — Die  ursprüngliche  Bedeutung  A'on  .spolium 
ist ahd.  roub,  d.  h.  Avas  ein  Älensch  an  Kleidung  etc.  hei  sich  trägt; 
Steinmeyer-Sievers,  Ahd.  Glossen  I 647,  549. 

Comstit.  I No.  227  (1165),  No.  240  (1173). 

^ Constit.  I No.  236  f.  Bist.  Verden:  quod  — episcojuis  vester  in 
s up p e 11  e c tile  predecessoris  sui  heredibus  ipsius  nichil  hereditarii 
iuris  concedere  (lebet  et  seculares  controversiam  nusquam  nisi  in  curia 
nostra  ad  discutiendum  debent  transfem'. 

Arnold.  Lubec.  III  c.  17,  88.  21,  158  f. : Urban  affirmabat  etiam 
quod  episcoporum  exuvias  iniuste  acciperet,  que  dum  ipsis  mortuis  de 
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tliesem  niclit  , seine  Forderungen  durelizusctzen ; die  deutschen 
1 ischöte  selbst  erklärten  auf  jenem  bedeutsamen  Tage  von 
(lelnliausen  am  28.  November  118b  sieli  bereit,  dem  Kaiser, 

( em  sie  den  Lelinseid  geschworen,  von  dem  sie  die  Temporalien 
1 esäfsen , auch  die  daraus  sieh  ergebenden  Leistungen  zu  er- 
t dleiiL  Wie  rücksichtslos  auch  das  Spolienrecht  unter  Fried- 
lich geübt  wurde,  zeigt  namentlich  das  Vergehen  nach  dom 
'ode  des  wegen  seines  Reichtums  gerühmten  Erzbischots 
Arnold  von  Trier".  Refreiungen  von  diesen  drückenden  An- 
tprüchen  des  Königtums  scheinen  selten  ertolgt  zu  scin^.  ie 
^ •ertvoll  dieselben  auch  Heinrich  \ I.  erschienen,  zeigt  der  Um- 
stand, dafs  er  ihre  Aufhebung  als  Preis  in  die  Wagschale  warf 
tiir  die  Erlangung  der  Erbliclikeit  der  Königskrone'*. 

Infolge  dieser  weitg<‘henden  Verfügungsrechte  des  Königs 
liinrnt  das  Rcichskirchengut  unter  den  finanziellen  Hilfskräften 
( ine  ganz  eigentümliche  Stellung  ein.  j\lan  hat  diese  aulser- 
( u’dentlichen  Hetiignisse  in  letzter  Linie  alizuleiten  \ersucht 
-011  jenem  viel  umstrittenen  Sammelbegriff  gewisser  könig- 
licher Rechte,  die  einen  ursprünglichen  Anspruch  auf  ein  ( )ber- 
< igentum  des  Königs  an  allem,  selbst  jirivaten  Land  anzudeuten 
fcheinen,  von  dem  sogen.  Bodenregal  des  fränkischen  Königs. 
Hat  ein  solches  auch 'wohl  niemals  als  einheitlicher  Grundsatz 


I oolosiis  riipiuiitur,  ccclesic  ipnisi  coitoso  ('t  cxspoliate  aü  ('piscopis  siil)- 
utrantihus  invt'niuiitiir  etc.  8.  1-59 : Ciii  precipue  favebat  IMiilippus 
; ivliiepiscopus  CoL,  dobais  (pKul  post  mortem  episeoporum  mmoa  mo- 

liilia  in  fiseiim  redigerentur.  _ , . . 

1 11).  161:  der  Erzl).  von  Mainz  erklärt  vobis  — eui  hominium  teci- 
mis,  a (pio  et  tmiiporalia  possidomiis  ail  e.xsisjiiendas  omnes  institias 
-fstras  iure  tenemur  assistere.  \T'l.  Selietler-lJoielmrst  S.  114  ft.,  120. 

“ (4)‘sta  Trevir.  S8.  24,  ÖK5:  l’ost  euius  deeestium  ])arum  vtd  nielul 
le  Omnibus  divitiis  suis  (juas  in  nrbc  V(d  in  castellis  laditpierat  ad  efteetum 
ame  ordinationis  ])roeessit.  — Sitjuidem  Werncrus  de  Bonlandeii  eiim 
düs  nuntiis  imperatoris  omnia  ubiiiinHnvasernnt  et  eopiosas  eins  (li- 
,dtias  in  potestatem  imperatoris  redegermit.  — Sidiefifer-Boitdiorst  S.  104  t., 
lie  dort  eitierte  8t(41e  des  Cliron.  Lanresli.  j.;eht  wobl  nur  auf  das 

ve^alienreidit.  . ,,  i- 

•*  Hersftdd  bewilligte  Friedrieh  1.  Fredieit  .sowohl  vom  Kegalieii- 

ils  vom  Spolienreidite,  lüilimer,  Acta  No.  150  (1FS4)  (St.  4.305):  (|uiefpdd 
n N'ietiialibus  v^id  in  su]i])elleetile  \'<d  in  (juaeum|U()  alia  re  inventum 
n eis  tüerit,  et  similiter  in  allodio  Iluhstede  umpie  nos  neque  succes- 

;ores  nostri  ali(|uid  tollant  indc*.  ^ 

Ficker,  De  eonatu  Heinriei  VI.  etc.  S.  57  ft“.  — Die  von  heludler- 
{oicdiorst  S.  195  eitierte  Urkunde  1 leinriidis  VI.  für  Brenien,  in  d(‘r  den 
lisebrifen  völlige Te.stierfreiheit  zugestanden  wird,  bei  Lünig,  KA.  16,  107  t. 
das  Regest  bei  Stumjif  fehlt),  scheint  mir  hinsiehtlieh  der  Echtheit  ver- 
lächtig.  Die  Datierung  ist  unvollständig;  (las  Orts-  und  Monatsdatum 
)asseii  nicht  zu  der  Indictio  \I11,  die  auf  d.is  .Jahr  1100  weist-,  da.s 
Uonatsdatum  stimmt  auch  in  keinem  andern  .lahre  mit  dem  Itinerar 
leinriehs  übm’cin;  f(‘rner  wäre  für  1100  d('r  litid  Tiom.  Rex  seinpm  aug. 
•t  rex  Cecilie‘  ungewüihnlich,  da  er,  von  vereinzeltim  Ausnahmen 
ib”-es(dien , erst  von  V^eihnachten  1104  ab  stehend  ist.  Inhaltliih  end- 
icTi  widersiiricht  doch  das  Mandat  den  thatsächlichen  VerhältTUSsen. — 
Im  Brmnischen  und  im  Hamburger  UB.  ist  die  Urk.  nicht  erwähnt. 
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Realität  besessen,  so  scheint  doch  aus  dieser  Grundlage  sieh 
die  Entwickelung  der  meisten  einzelnen  sogeminnten  Regalien, 
wie  sie  im  Mittelalter  entgegmntreten,  erklären  zu  lassen*. 

Der  Begriff  der  Regalien,  wie  er  gegenüber  der  Reichs- 
kirche  seit  dem  Investiturstreit  zum  Ausdruck  kommt,  ist  in- 
des ein  anderer,  weiterer  als  er  sonst  angewendet  wird;  den 
Reichskirchen  gegenüber  umfafst  der  Begriff  in  unserer  Periode 
die  Ge.samtheit  der  weltlichen  Rechte,  welche  die  Kirche  be- 
sitzt; die  Bezeichnungen  Regalien  und  Temporalien  erscheinen 
gleichbedeutend.  Es  wird  also  nicht  unterschieden  zwischen 
den  Teilen  des  weltlichen  Besitzes,  welche  von  Privaten  der 
Kirche  übergeben  worden  sind,  und  denjenigen,  welche  vom 
König  herstammen.  Der  gesamte  Komplex  vielmehr  wird 
durch  die  Investitur  dem  Vorsteher  der  Kirche  vom  König 
allein  übertragen,  und  eben  deshalb  erscheint  aller  Aveltliche 
Besitz  der  Reichskirche  als  nur  vom  König  herrührend,  nur 
durch  königliche  Übertragung  zur  Nutzung  überlassen,  d.  h. 
eben  als  Regal.  Dem  gegenüber  ist  der  Regalbegritf  in  seiner 
Anwendung  aufserhalb  der  Reichskirche  beschränkt  aut  ge- 
wisse Objekte,  auf  Rechte,  welche  dem  Gegenstand  nach  nur 
vom  König  herrühren  können  und  desliall)  Regalien  heifsen. 
Also  nicht  alle  Aveltlichen  Rechte,  Avelche  der  Kirche  gegen- 
über als  Regalien  bezeichnet  werden,  gelten  als  solche  im 
aufserkirchlichen  Gebrauch;  umgekehrt  aber  sind  alle  vom 
König  auch  aufserhalb  der  Reichskirche  als  Regalien  be- 
anspruchten Rechte  in  jenem  ersteren  Regalbegriff  mit  ent- 
halten; derselbe  schlielst  den  lieschränkteren  Regalbegriü  ein. 
Hinsichtlich  dieses  letzteren,  allgemein  angewendeten  Regal- 
begriffs ergiebt  sich  aber  von  vornhei-ein  die  Schwierigkeit, 
dafs  die  einzelnen  Gegenstände,  auf  welche  er  angCAvendet 
Avird , niemals  in  Deutsehland  fixiert  Avorden  sind , sondern, 
Avie  alles  Recht,  nur  durch  die  geAvohnlieitsmäfsige  Übung 
erkennbar  Averden;  der  Versuch  Friedrichs  I.,  in  Italien  durch 
eine  künstliche  Definition  diese  Rechte  bestimmen  zu  lassen, 
steht  ganz  vereinzelt  da  und  hat  für  Deutschland  keine  Gfiltig- 
keit.  Hier  sind  wir,  um  zur  Kenntnis  der  Regalien  und  der 
Art  ihrer  Übung  durch  den  König  zu  gelangen,  fast  allein 
angewiesen  auf  die  Urkunden  der  einzelnen  Zeiten,  aus  denen 

^ Über  den  Ee^alicnbegrift’  vgl.  busonders  Ad.  Arndt,  ./ur 
scliielite  und  Theorie  des  liergregals,  § 7,  bes.  S.  10  f.  “ , 
lb)denregal : Tjani])r(^cht,  WL.  I 103  f.,  1274  f.  und  Cnnrads  Jalirliueliei 
f.  Nationalük.  NR  9 (1884),  wo  S.  132  Anni.  1 auf  die  Ablidtung  aus 
dem  Reehte  der  gerinaniselieii  ei\'itas,  bezw.  des  eoiudlium  en  itatis  aui- 
merksain  geinaeht  wird.  — Seliröder,  Die  Franken  und  ilir  Reelit, 
S.  62  f.,  77  f.,  81  f.  - Ältere  Auffassungen  l>ei  Ilüllinann,  Deselnelitc 
des  Ursprungs  der  Regalien  in  Deutschland  (1806).  — (}(*gen  das  Intden- 
regal  z,  Ik  auch  W.  Siekel,  Zur  Gesehit  hti*  flcs  Hannes  (Marbnrgei 
ITniv.-Progr.  1886),  8.  45  fl*,  mit  si»ezieller  Beziehung  auf  dnn  kihuglichen 
Wildbann. 
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öiili  direkt  der  Charakter  der  Regalität  nur  in  einzelnen  Fällen 
er.  .eben  Uüst. 

Gelang  es  dem  Königtum  überhau})t  wohl  niemals  infolge 
se  iK‘s  Mangels  an  einem  Beamtentum  seims  Oberhoheitsreehtc 
gl  ‘iehinäfsig  und  gegen  alle  Stände  geltend  zu  maehen,  stand 
es  in  unmittelbaren  Beziehungen  bald  fast  nur  mehr  mit  dem 
Fi.rstenstande,  so  war  die  natiirliehe  Folge,  dafs  zahlreiche 
se  ner  Rechte  von  den  unteren  Sehiehten  durch  Usurpation  in 
B(  sitz  genommen,  bald  den  Charakter  der  Regalität  verlieren 
m dsten , der  durch  die  zahlreichen  Verleihungen  des  Königs 
se  bst  olmehin  immer  mehr  seine  Bedeutung  einbüfste. 

\\"enn  man  i.  A.  zwei  Gebiete  unterscheiden  kann , aut 
welche  späterhin  sich  vornehmlich  die  Regalien  beziehen, 
G -und  und  Boden  und  Verkehr,  so  gilt  dies  insbesondere 
v(  n früh  an  für  die  erste  Gruppe.  Konnten  sich  die  Ver- 
k(  hrsregalien  bei  dem  Zurücktreten  und  der  langsamen  Ent- 
w ckelung  des  Verkehrs  anfänglich  überhaupt  nur  an  Avenigen 
b(  vorzugten  Plätzen  des  Verkehrs  cntAvickeln,  Avurden  sie  erst 
al  mählich  immer  Aveiteren  Kreisen  begehnmsAvert,  so  lag  bei 
je  len,  den  eigentlichen  Bodenregalicn,  die  eben  in  der  Allein- 
b(  rechtigung  zu  geAvissen  Nutzungen  des  Grund  und  Bodens, 
insbesondere  des  Waldes  und  Wassers  bestehen,  von  vorn- 
h(  rein  die  Gefahr  nahe,  dafs  die  mächtiger  gewordenen  Grund- 
b(  sitzer  A’on  sich  aus  Ansprüche  auf  diese  Rechte  erheben 
Av  irden,  ohne  dafs  das  Königtum  es  verhindern  konnte. 

Von  dem  allgemeinen  Bodenregal  ist  im  Mittelalter  ge- 
b ieben  das  unmittelbare  Verfügungsrecht  des  Königs  über 
alles  noch  herrenlose,  unbebaute  Land  G also  namentlich  über 
d e noch  nicht  in  Privatbesitz  übergegangenen  W älder.  Noch 
unter  Konrad  III.  ist  dieses  Recht  durch  einen  Hofgerichts- 
s]  ruch  anerkannt  worden  Es  äufsert  sich  einerseits  in  dem 
Richte  der  Einfurstung,  d.  h.  der  Schliefsung  eines  Waldes 
zii  Gunsten  des  Königs  oder  PriAnater,  um  diesen  die  alleinige 
Nutzung  desselben  zu  gewährleisten,  namentlich  das  Jagdrecht; 
andrerseits  in  der  Gestattung  der  Waldnutzung  in  Weide  und 
d irch  Rodung.  Ncueinforstungen  zu  Gunsten  des  Königs 
k »mmen  überhaupt  nicht  mehr  Amr.  Die  anfangs  noch  ohne 


1 Waitz  VIII  256  f. 

Waitz  VIII  256  u.  Amn.  2:  DK.  III  (1143)  f.  Maiia-Eiiisiedeln, 
Sn  3456,  Herrgott  11  1 S.  171:  totam  circiimpositain  silvam  .siA^e  eain 
f'o  •esteni  seu  liereimun  vel  A'a.'^tain  solitudiiiem  appellari  plaeeat,  den 
()  to  I.  u.  II.  und  Heinrich  III.  n.  IV.  geschenkt  hatten,  tanquam  pos- 
Ht  •isionem  (luae  oninium  iudicio  ad  regni  proprietat«nn  pertinere  coinpro- 
bi  tur.  — Vgl.  auch  Stumpf,  Acta  Nr. 334,  Konra<l  III.  schenkt  desertiim 
(|i  oddain  iuris  regni  mei,  sc.  nemus  adhuc.  — Desgl.  Friedrich  I. 
I.  idcAvig,  Rel.  10,  145.  Derselbe  giebt  die  Erlaubnis,  geAvisse  zum  Erz- 
Ijistmn  liremen  gehörige  Moorstrecken  anzubaueu:  Lappenberg  I 191 
{1  5.S)  (St.  3801):  paliuies  iu.xta  Hremam  sitas  — qiiae  prims  absque 
CI  Itura  erant,  inhabitari  et  coli  concessirnus  infra  hos  terminos. 
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jede -Rücksicht  auf  etAvaige  Jagdanrechte  Dritter  geübte  Er- 
teilung des  ^^'ihlbannes  an  die  Grofsen  Avar  bereits  im  II.  Jahr- 
hundert Avesentlich  eingeschränkt;  in  unserer  Periode  ist  mir 
eine  Ncuverleihung  durch  den  König  nicht  bekannt  geAvorden : 
auch  die  beiden  Privilegien  für  Heinrich  den  LöAven,  Avelcher 
den  Wildbann  I»ezAV.  das  Forstrecht  im  ganzen  llarzgebirge 
als  Lehen  erhielt,  und  für  den  Bischof  von  Würzburg  sind 
nur  Erneuerungen  früherer  Verleihungen  b Neben  der  Jagd 
Avird  stets  der  Fischfang  in  dem  betrefienden  Bannbezirk  mit 
Amrliehen“.  Scheint  der  Wildbann  bereits  damals  in  die  Hände 
der  meisten  Grofsen  des  Reichs  gelangt  zu  sein,  Avird  er  a^ou 
ihnen  selbst  bereits  Avie  ein  grundherrliches  Recht  gehand- 
habt^,  so  ist  dadurch  der  König  beschränkt  auf  die  in  seinem 
eigenen  Besitze  befindlichen  Waldungen,  namentlich  am  Rhein, 
in  Franken  und  im  Harz'^.  Auf  diese  königlichen  Waldungen 

1 Wirt.  UB.  II  117(1158)  (St.  3793),  Heinricli  der  Löaa'c  beanspruchte 
das  Recht  als  Be.sitzer  eines  Gutes  in  Einbeck  und  Erbe  eines  Grafen 
Udo,  auf  Grund  eines  PriA'ilegs  Kaiser  Koin-ads,  Ayelches  bestimmte:  nt 
(luiciimque  heredum  predium  — in  loco  (jui  Linbike  A'ocatiir,  obtineret, 
i.s  (iiKMiue  ])redicta  duo  beneficia forestum_  videlicet  et  comitatuni  pre- 
dicti  comitis  Utonis  — iure  beneticiali  possidere  deberet.  Vgl.  St.  3792, 
Or  Guelf.  Ul  466  a-ou  Heinrich  d.  L.:  Wiltpan  (piem  in  foresto  Harz  a 
noi.is  in  beneticio  hal)ct.  — Die  Urk.  f.  Würzbiirg  St.  4134,  MB.  29  ^ 
406  J172):  — nos  — quendam  bannum  ferarum  qui  vulgo  Aviltj)an  dicitur 
— iiominato  electo  suisque  siiccessoribus  imperiali  auctoiitate  et  legi- 
tima  traditione  contulimus.  Nacli  dem  Wortlaut  sGieint  cs  sich  um 
einen  bereits  bestehenden  Bannbezirk  zu  liandeln,  nicht  um  eine  Neu- 
el•richtun'^  — Nicht  eigentlich  ein  Wildbann  ist  die  Beschränkung  des 
freien  Jagd-  und  sonstigen  Nutzungsrechts  in  einem  ^\  aide  des  Klosters 
Elhvang:' St.  4097,  Wirtemb.  Ulk  2,  156.  EbensoAvenig  kann  man 
hierher  rechnen  das  ins  forestie  in  Hitendort,  da.s  HeinrKG  } I.  dem 
Kloster  Neuburg  i.  Eis.  gcAvährt:  Schöptlin,  Als.  ili}d.  1 30->  (St.  5008). 

Vgl.  z.  B.  die  Bestätigung  für  Berchtesgaden:  MB.  29«  4M  (St. 
4j^.V2).  — Von  einem  noch  selbständig  geübten  Avirklichen  „Fischerei- 
regal“ des  Königs  kann  man  Avohl  in  dieser  Zeit  nur  in  Verbindung 
mit  dem  noch  zu  erAvähnenden  allgemeinen  Holieitsreclit  übm-  schitlbare 
Öti'iune  i'cdcii,  uiif  (Ionen  Jiller(liiij.^‘S  iiielit  die  Am\olmer  d(^rf  Ltcis, 
semdern  der  Künif^*  dieses  Keeht  übt»*  niid  auf  eiiizolne  StnrkiMi  vor- 
leihen  konnte,  Avie  z.  B.  Friedrich  I.  den  Hamburgern  auf  einer  Strecke 
der  Elbe  (Lappenberg  I 25;>),  den  Lübeckern  auf  der  l'rave  A'on  Oldesloe 
bis  ans  IReer  (UB.  d<-r  Stadt  Lübeck  1 S.  9).  - EliensoAvenig  ist  er- 
kennbar als  königliches  Regal  die  tlbiing  des  M ii li  1 eiibann e s;  zaaui 
riwhiict  Friodrioh  L,  "wio  in  der  Ixonkalischcii  l)(‘liiiition,  auch  in^  (*11101 
Urkunde  für  Bistum  Brixen  den  >usus  niolondinorunV  zusammen  init  (lom 
Königsbann  zu  den  ,iiira  qiiae  civitates  consiieveriint  iib  iinperia  i 
^ratia  j)ostulare  et  teuere'^  (MB.  St.  4*292),  und  llommdi  \ . 

nennt  Mühlen  des  Bistums  Cambrai  ,ad  regalia  nostra  s]iectant.-s' 
(Stiimi)f,  Acta  Nr.  200,  St.  4997);  ein  Beispiel  der  Übung  dn-ses  Rechtes 
als  Regal  durch  den  König  ist  mir  aber  aus  dieser  Zeit_  niclit  bekannt, 
und  andererseits  üben  auch  Grundherren  A'ou  sich  aus  in  voller 
hängigkeit  dieses  Bannrecht  aus  Hgl.  z.  B.  Beyer  II  44  ii.  4o  (11  d); 

46,  88  (1181).  — Lacomblet  I 267  (1155),  274  (ll-)8)].^  _ 

3 z,  B.  Lacomblet  I 344  errichtet  Philipii  Amn  Köln  einen  A\  ildbann. 

Über  die  königlichen  Forsten  vgl.  K.  Kotli,^  CtCscIi.  des  rm st- 
und Jagdwesens  in  Deutscliland  (Berlin  1879),  bes.  55  8-^  S.  144  ft.,  und 
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ilkin  beziehen  sich  auch  die  Privilegien,  welche  jetzt- noch 
an  geistliche  JStiftnngen  zur  Ausiibiing  des  \\  eiderechts  oder 
der  Ilolztallung  und  der  Rodung  erteilt  werden  sie  zeigen 
aber  den  König  nur  als  Grundherrn,  siii'l  Pesehränkungen 
seiner  rein  persönlichen  Rechte,  berühren  nicht  das  Wesen  des 
Regals. 

Nur  ein  Recht,  das  man  auch  zu  der  Gruppe  der 
Px)  lenregalien  rechnen  mufs,  tritt  schart  als  königliches 
Re  ervatrecht  hervor,  ja  scheint  erst  in  dieser  Zeit  gröfsere 
Be  leutung  zu  bekommen;  das  ist  das  Bergregal^.  Auch  dieses 
Re  dit  hat  man  für  die  ältere  Zeit  nicht  als  Regal  anerkennen 
wo  len;  auch  Waitz^  wagt  aus  den  Beispielen  der  früheren 
Ze  t nicht  zu  entscheiden , ob  es  sich  bei  Erwähnungen  von 
Verleihungen  von  Bergwerken  und  Salinen  durch  den  König 
un  Regalien  handelt,  oder  ob  dieselben  als  Zubehör  zu  den 
Giundstücken  aufgefafst  werden;  einen  Anspruch  des  Königs 
au’  Abgaben  von  diesen  Nutzungsrechten  in  einzelnen  Fällen 
ko  istatiert  er  seit  Heinrich  II.  Dagegen  hat  zuerst  Ad.  Arndt 
na ihzuweisen  gesucht,  dafs  Salinen  und  Bergwerke  seit  der 
ält  3Sten  Zeit  als  Regalien  gegolten  haben.  Scheint  infolge  des 
Mi.terials  der  Schlufs  für  die  früheren  Zeitim  bis  ins  11.  Jahr- 
hniulert  nicht  zwingend,  so  ist  allerdings  auch  für  diese  Zeit 
ke  ne  Urkunde  vorhanden,  wie  es  scheint,  die  der  Annahme 
diiekt  Aviderspräche ; und  wenn  man  ein  ursprüngliches  all- 
ge  neines  Bodenregal  annimmt,  so  würde  man  konsequenter- 
w(  ise  auch  das  Bergregal  einschliefsen  müssen.  Wie  dem  auch 
se  , daran  kann  nach  den  vorliegenden  Zeugnissen  kein  Zweifel 
sen,  dafs  im  12.  Jahrhundert  die  Staufer  das  Bergregal  be- 
anspruchen, wie  es  andererseits  ebensowenig  zweifelhaft  ist, 
diit’s  dieser  Anspruch  nicht  erst,  wie  man  gemeint  hat,  etwa 
auf  Grund  der  Ronkalischen  Konstitution  (wlioben  worden  ist. 
D ifs  das  Bergregal  eben  in  dieser  Zeit  erst  deutlicher  hervor- 

S(  liAvapjiach,  Hamlbm-h  der  Forst-  und  Jagdfjesdnc-lite  Deutschlands, 
Hirlin  1S86,  S.  109—121  und  die  hier  S.  111  Anm.  4 fjegebene  Litteratur. 

’ MB.  29:i  289  (1146)  iSt.  35l8i  f.  Jleilbronn:  per  totam  silvam 
nr  -itro  iuri  et  iiroitrietati  addictam  libere  ab  omni  boinine  pastus  et 
di.  cursus  perniittatur.  — Scliöpflin,  Als.  dipl.  I 246  (1158)  (St.  3800)  f. 
Kl.  Neuburg:  ut  aniinalia  eorum  utantur  paseuis  in  sacra  silva, 
ovd)us  tantuni  exeojitis,  ligna  vero  ad  omnium  officinarum  suarum  ignem 
fa  iendum  similiter  eis  concessiinus,  ad  aedificationem  autem  domoruin 
lieiia  non  nisi  ex  consignatione  et  permissioue  ministri 
ncstri  aceipiant  (desgl.  1196  (St.  5016),  Würdtwein,  NS.  10,  178);  älm- 
licii  für  Hagenau  1164  (St.  4019),  Schöpflin  I 256i;  f.  das  Stift  zu  Kaisers- 
\V(  rth  iin  Forste  Ap,  St.  4837  (Lacomblet  I 377,  z.  J.  1193). 

- Ad.  Arndt,  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Bergregals,  Halle 
18 19,  S.  56  ff.,  181  f.,  209-218 ; ihm  folgt  darin  Schröder,  Deutsche 
Ib  cht.sgeseh.  2,  S.  192  u.  523  ff.  — Gegen  die  Regalität:  z.  B.  Inama- 
Sterneirij  in  der  Recension  HZ.  NF.  12,  522  f..  Zur  Verfassungsgescli.  d. 
deutschen  Salinen  iin  MA.  (=  SBW.  Bd.  111  (1885),  S.  569  ft.),  S.  9 f. 
I)  ‘iitsche  Wirtschaftsgeschichte  II  331  ft. 

=*  Waitz  VIII  269  ft. 


tritt,  erklärt  sich  wohl  aus  der  steigenden  Bedeutung  und  Aus- 
dehnung, die  eben  jetzt,  im  Zusammenhang  mit  dem  Ausbau 
der  Gebirgswälder,  der  llergbau  gewann. 

Schon  aus  einer  Urkunde  Konrads  III.  für  Kloster  Chem- 
nitz ergiebt  sich,  dafs  bereits  Lothar  Anspruch  auf  den  Gewinn 
aus  Salinen  wie  Bergwerken  erhoben  hatk  Auch  Konrad  111. 
scheint  die  Regalität  der  Salinen  zn  bezeugen,  wenn  er  in  einer 
Urkunde  für  den  Bischof  von  Bamberg  diesem  das  Recht  an 
einer  Salzquelle  zuerkennt,  welche  auf  einem  vom  Bischof 
weiterverliehenen  Grundstück  entstanden  war-.  lOersellie  ge- 
währt dem  Kloster  Corvey  das  volle  IMetallregal  in  einem  dem 
Kloster  zu  eigen  gehörendem  Berge 

Weit  entschiedener  lietonen  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI. 
ihre  Regalitätsansprüche  in  allen  hierher  gehörigen  Urkunden. 
Friedrich  I.  spricht  von  „seinem  Recht“,  Erz  zu  graben,  das 
er  dem  Kloster  Biburg  für  dessen  Gebiet  gewährt^;  dem  Erz- 
bischof von  Trier  giebt  er  eine  Silbergrube,  an  der  durch  den 
Spruch  der  Fürsten  die  kaiserlichen  Gerechtsamen  festgcstellt 
worden  waren,  zu  Lehen  mit  den  „übrigen  Regalien  “,  zugleich 
cediert  er  alle  Rechte,  die  er  an  jeder  in  Zukunft  etvv'a  aut 
dem  Boden  des  Erzbistums  gefundenen  Silbergrube  habe’’’. 
Dem  Bischof  von  Gurk  erteilt  er  alle  Rechte  des  Reichs  an 
den  Gruben  und  Salinen  des  Bistums*^;  dem  Bistum  Trient 
schenkt  er  alle  Metallgruben,  die  dort  wie  in  den  anderen 

1 Cod.  di])l.  Sax.  II  6,  263  (1143)  (St.  3452):  docrevit  iiiporator  idem 
Lotbai’ius  — si  qua  lucra  in  venis  argeiiti  vol  salis  ad  eameriun  regalem 
pertinentia  aliquando  ibi  invenirentur  vel  ossent  inventa,  iisui  eorum 
man  ereilt. 

2 MB.  29  a 307  (1152),  St.  3599.  Vgl.  Arndt,  S.  149. 

3 Wilmans  II  311,  St.  3572;  die  Urkunde  ist  allerdings  selilecht 
überliefert  und  formell  auffällig.  Venas  metalli  videlieet  anri,  argenti, 
eupri,  plumbi  et  stamni  et  ornnein  peeuniam  sive  rudern  sive  formatam 
que  intra  montem  Ere.sburch  qui  Corb.  eccl.  iure  proprietario  pertinere 
noscitur,  latet,  tibi  et  per  te  Corb.  eccl.  concedimus  etc. 

♦MB.  29a  426  (1177),  St.  4195,  Kl.  Biburg:  concedimus  — ins 

nostrum  de  fodiendo  aere  sicubi  in  ipsius  ccclesiae  terminis  aliijua 

metalli  vena  reperiatur.  , , 

Beyer  I 673,  St.  3808  (1158  Apr.  28,  also  vor  den  Ronkali.'^clien 

Bcsclilüssen):  omnem  iusticiam  quam  in  argentaria  in  Ulmeze  et  in  toto 
monte  adiacente  de  iudicio  principum  habere  A'idcbamur  — cum  ceteris 
regalibus  in  beneficio  libere  babendam  concessiinus;  nicliiloininns — ue 
munificentia  imperii  si  aliquam  forte  postmodum  in  aliquo  fiindo 
ecclesiae  tue  invenire  contigerit  argentariam,  quidquid  iuris  in  eadem 
habere  deberemus  tibi  tuisque  successoribus  — in  perpetuum  coiibr- 
mamus. 

6 Böhmer,  Acta  S.  136  (1184)  (St.  4372):  donayinius  — omnes  todinas 
cuiuscunque  metalli  et  salinas,  quas  in  presenti  invenerunt  et  quas- 
cuiiciue  in  ])osteruni  inveiituri  sunt  — uuivorsuiu  lus^  nd  nnpeiiuin 


St.  Lambrecht,  für  alle  Arten  Metall,  .speziell  auch  Kupier,  und  Salinen. 


38 


GoLieten  des  Reichs  nach  altem  Recht  und  Gewohnheit  zum 
Rec  ite  des  Kaisers  gehörten , und  zwar  am  h die  in  Zukunft 
erscldosseiieu ; dieses  Recht  erstreckt  sich  üher  das  ganze  Ge- 
biet des  Bistums  mit  Ausualnue  der  Allodialgüter  der  Grafen 
von  dhrol  und  Ep]>an  ' : man  sielit  hieraus,  d.ifs  die  Verleilmug 
sici  nicht  auf  die  unmittelbaren  Besitzungen  des  Beliehenen 
zu  beschränken  brauchte , sondern  das  Bergregal  auch  unter 
den  Besitzungen  anderer  Grundbesitzer  eines  Gebietes  mit 
verl  ehen  sein  konnte. 

Ebenso  energisch  wie  Friedrich  I.  betonte  Heinrich  VI. 
seil  Recht.  Im  Jahre  1189  erliefs  er  ein  Verbot  an  die  Bischöfe 
von  Minden,  Paderborn  und  Osnabrück  und  au  die  weltlichen 
Ileiren  der  Gegend,  dafs  niemand  sich  an  einer  dort  kürzlich 
ent(. eckten  Silbermine  ein  Recht  anmafse,  da  alle  Silbergruben 
zu  den  Gerechtsamen  des  Reichs  gehörten  und  unter  die 
Re^  alieu  zu  zählen  seien,  dem  Kaiser  allein  die  Verfügung 
dar  iber  zustche;  der  Überbringer  des  Schreibens  sollte  im 
Au  trage  des  Kaisers  zu  dessen  Vorteil  ül)er  die  neuentdeckte 
Gri  l)e  verfügen“.  Immer  Avieder  bemerkt  er,  dafs  alle  Gi'uben 
auf  Metall  und  alle  Salinen,  ja  überhau})t  alles,  was  durch 
unt  mirdische  Adern  zum  Nutzen  der  Menschen  hervorgebracht 
weiden  könne,  zum  Reclite  des  Reichs  gehöre^. 

Auch  von  Seiten  der  Fürsten  linden  Avir  das  ausschliefs- 
liclie  Recht  des  Königs  anerkannt*,  soAvohl  <ler  Markgraf  von 
Me  fsen  k als  z.  B.  der  Erzbischof  von  Salzburg  und  der  Herzog 
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1 Ridimia-,  Acta  150  (1189),  St.  4512:  de  avj^entifodinis  apud  opis- 
tum  Tvidentinum  cpias  iuri  nostro  tarn  ibi  quam  in  aliis  iinporii 
ri  ^tinibus  ropertas  antiqui  iuris  et  consuetudinis  colobritas  adiudicavit 
Über  den  darum  gidTdirten  Prozefs  vgl.  Arndt  § 16,  s.  a.  Zts.  f. 
O'ecbt,  Bd.  28  (1887),  S.  844  ff. 

“ Constit.  I jSr.  827  (1189),  St.  4688:  Cum  omnis  argentifodina  ad 
pei'tineat  imjierii  et  intor  regalia  nostra  sit  comjmtata,  nulli  vonit 
ubium,  quin  ea  ijue  nui>or  in  oi»iscopatu  Mindensi  dicitur  inventa 
lostram  totaliter  spoctet  distributionem.  Undo  ni  oa  nulli  liominiim 
(|uam  iuris  recognoscimus,  nisi  hoc  a nostro  liberalitatis  muni- 
icia  valeat  specialitor  impetrare  etc. 

3 MB.  29a  459  (St,  5085):  Nulli  — ilubium  t^.sse  credimus  quod 
niae  (Gruben)  cuiuslibet  rnetalli  et  salinae  et  quecumque  per  venas 
erraneas  ad  usus  hominum  ]>rovenire  possunt,  iuris  sint  iinporii.  — 
;ia  454  (1194),  St.  5087:  Quia  vero  salinas  catinias  et  quiequid  uti- 
is  in  foresto  suo  subterraneae  venae  produxorint  quod  nostri  iuris 
dinoscitur.  — Vgl.  ib.  7,  106,  St.  8709:  Omnia  vero  quecunque 
lit  humus  sita  sid>  fossa  liumi  sive  sint  veno  salis  vel  ferri  vel  ar- 
i vel  cuiuscunque  rnetalli  eidem  loco  stabilimus  (1155,  Pri(‘dricli  I. 
Benediktbeuern;  in  der  Urk.  Konrads  III.,  ib.  100,  St.  3455,  fehlt 
er  besondere  Schutz  der  Gruben),  ib.  81  a 445  (1198),  St.  4814:  que- 
|ue  generantur  in  humo  vel  que  latent  sub  terra,  sive  sint  vene 
vel  ferri,  vel  argenti,  vel  auri  vel  cuiuslibet  rnetalli. 

^ Bez.  der  ca.  116270  entdeckten  P^’reiberger  Silberminen  (1185); 
. di])l.  Sax.  II  12,  S.  1 Nr.  2:  cum  ab  imperio  cuiuslibet  rnetalli  pro- 
tum  in  nostra  marchia  beneticii  iure  susce])imu.s. 


von  Steiermark^  haben  in  ihren  Privaturkumlen  erklärt,  dafs 
die  in  ihrem  Besitz  betindliclieu  BergAverke  iliuen  durch  könig- 
liche Verleihung  gehörten. 

Aus  den  angeführten  Urkunden  geht  zugleich  hervor,  dals 
das  Regal  sich  auf  die  GcAvinnung  der  vcrsciiiedensten  Arten 
der  Metalle  erstreckte,  nicht  etwa  nur  auf  die  Edelmetalle 
Gold  und  Silber  k und  dafs  die  Salinen  den  BergAverken  völlig 
gleichgestellt  AA^erden,  also  nicht  nur  ein  IMetall-,  sondern  auch 
ein  Salzregal  bestand. 

Die  Verleihungen,  die  sich  meist  auf  alle  Metalle  Ijeziehen 
und  zugleich  auf  die  SalzgeAAÜnnung  innerhalb  des  betreffenden 
Gebiets,  übertragen  allerdings  in  der  Regel  alle  Nutzungsrechte 
des  Königs  an  den  Beliehenen,  auch  das  Recht,  neue  Gruben 
zu  öffnen  und  für  sich  auszunutzen^ : aber  in  allen  Fällen  ge- 
hört dazu  doch  die  Privilegierung  durch  den  König.  BisAveilen 
aber  hat  sich  der  König  auch  einen  Teil  des  Ertrags  der  ver- 
liehenen, bereits  vorhandenen  oder  noch  zu  rindenden  Grul)en 
Vorbehalten.  Friedrich  1.  gcAvährt  z.  B.  dem  Bischof  von 
Brixen  die  Gnade,  die  Hälfte  des  Ertrags  von  den  in  seinem 
Bistum  gefundenen  Silbergruben  für  sich  zu  behalten,  die 
andere  Hälfte  nimmt  er  jedoch  für  sich  in  AnspruclU;  Hein- 
rich VI.  giebt  von  der  im  Bistum  IVIindeu  neuentdeckteu  Mine 
dem  Bischof  “/3  aller  Nutzungen,  fa  behält  er  sich  vor*’. 

Es  ei-Aveist  sich  also  das  Bergregal  in  dieser  Zeit  als  ein 
kräftig  gehandhabtes  Recht  des  Königs,  das  nicht  allein  auf 
den  direkten  Besitzungen  des  Kiüiigs  geübt  Avird®,  sondern 


1 Arndt  S.  138,  156,  195. 

2 Wie  man  nach  Ssj).  I 35,  1 u.  2 vermuten  könnte  (Eichhorn, 
Deutsche  Htaats-  n.  Keclitsgescli.  11  412  u.  Anm.  k).  — argentifodina 
bedeutet  nicht  nur  Silbergrube,  sondern  auch  andere  Metallgruben;  ge- 
nannt Avu'rden  in  den  Beispielen  neben  Silber  und  Gold:  Eisen,  Kupier. 
Blei,  Zinn;  auch  GoldAA'äschereien  gehören  dazu:  Wilmansir343  in  auri 
fodinis  vel  auri  üuentis. 

2 Bes.  Wilmans  II  343  f..  St.  4667  (1192):  damus  — auctoritatem 
et  potestatem  plenam  regio  iure  sine  diminutione  a nostra  serenitate 
collato  — cum  decima,  advocatia  et  omni  utilitate,  ut  ubicumque  in 
tenimento  monasterii  tui  sive  de  iure  possessorio  sive  de  iure  sit  jiro- 
prietatis  sive  utriusque  inveniantur  auri  fodine  etc.  — iiotestatem 
habeatis  in  fodiendo  et  exquirendo. 

^ MB.  29a  457  (1189),  St.  4519:  mediam  jiartem  utilitatis  ijise  inde 
percipiat,  reliqua  autem  medietas  nobis  accedat. 

Wilmans  11  340,  St.  4639:  concessiinus  — duas  partes  eiusdem 
argenti  fodinae  cum  omni  fructu  et  iure  exinde  rationabiliter , tertiam 
A'^ero  partem  totius  argenti  fodinae  et  totius  fructus  siA'’c  iuris  ii'de 
provenientis  six'e  ex  decima  que  in  aliis  locis  recii>i  solet  siA*e  ex  iuris- 
dictione  vel  iudicio  vel  alio  quocunque  modo  proA'eniat,  nobis  totaliter 
et  integre  sah^am  esse  volumus. 

® z.  B.  auf  dem  Reichshof  Eekenhagen,  der  1167  an  Köln  kam 
(St.  4086,  Lacomblet  1 296);  besonders  aber  bei  Goslar,  A*gl.  Neubnrg, 
Goslars  Bergbau  bis  1552,  Hannover  1892,  S.  10  t.,  17  f.,  23—33.  — 
Waitz  VIII,  271. 
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dessen  Wesen  als  Regal  sich  allgemein  geltend  macht  und 
Miicli  nocli  als  Quelle  direkter  Einkünfte  in  Betracht  kommt. 

Eine  so  lebhafte  Hervorhebung  des  königlichen  Reservat- 
r2chts  in  den  Urkunden,  wie  wir  sie  hier  fanden,  begegnet 
Isaum  bei  einem  anderen  Regal  wieder.  Man  darf  wohl  ver- 
1 luten,  dafs  hierin  sich  die  steigende  Bedeutung  des  Bergbaus 
i 1 dieser  Zeit  Aviderspiegelt,  der  gegenüber  das  kräftige  Regi- 
1 leut  der  Staufer  nicht  gezögert  haben  wird,  seine  alten  Rechte 
A ieder  energisch  zur  Geltung  zu  bringen. 

Kann  man  die  bisher  genannten  Regalien  als  unmittelbare 
beste  und  Teile  eines  allgemeinen  Bodenregals  auftassen,  so 
scheinen  auch  diejenigen  Königsrechte,  die  sich  auf  das  Ge- 
1 ict  des  Verkehrs  beziehen,  damit  in  Zusammenhang  gebracht 
A /■erden  zu  können. 

Es  kommt  hier  in  Betracht  ein  gCAvisses  polizeiliches  Über- 
j ufsichtsrecht  des  Königs  über  den  öffentlichen  Verkehr  und 
feine  Verkehrsstrafsen  überhaupt,  verbunden  mit  dem  Rechte 
mir  Erhebung  geAvisser  „Zölle“,  in  dem  ganzen  weiten  Umfang, 
(,en  dieser  Begriff*  im  Mittelalter  umschliefst  5 Zölle  sind  nicht 
ellein  die  Abgaben,  welche  beim  Passieren  einer  bestimmten 
i'ollstätte  oder  vom  Handel  auf  einem  Markte  erhoben  wurden, 
sondern  dazu  Averden  auch  alle  anderen  Abgaben,  die  iiber- 
haupt  für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Verkehrswege  oder 
(.ein  Verkehr  dienender  Anstalten,  Avie  Brücken,  Fähren, 
] läfen  u.  s.  av.,  zu  zahlen  sind,  gerechnet  h Es  ist  also  ganz 
: llgemein  die  Nutzung  des  Bodens  oder  des  Wassers  zum 
/.wecke  des  Verkehrs,  die  zu  Grunde  liegt  und  ursprünglich 
als  königliches  Regal  gedacht  ist.  ln  Wirksamkeit  zeigt  sich 
dieses  Recht  nur  in  einzelnen  Beziehungen  und  räumlich  be- 

! chränkt  als  wirkliches  Regal. 

Der  König  beansprucht  ein  allgemeines  Oberhoheitsrecht 
über  alle  grolsen  Strafsen  zu  Wasser  wie  zu  Lande.  Für  den 
V^erkehr  AA'ichtig  Avaren  in  allererster  Linie  die  grofsen  Ströme, 
ind  die,  Staufer  erklären  daher  nicht  nur  in  dem  Ronkalischen 
/erzeicimis  alle  schiffbaren  Flüsse  mit  ihren  grofsen  Zuflüssen 
’ür  königliclU,  sondern  auch  in  Deutschland  ist  derselbe  An- 
spruch erkenntlich;  die  Hauptverkehrsader  des  Reichs,  der 
Rhein,  Avird  von  Friedrich  direkt  als  „freie  und  königliche 


' Di<*.  A^crsclüodonon  Arten  Averden  anfgezäldt  in  der  Constit.  de 
egalib.  (Constit.  I Nr.  17ö):  iiortns  ripatica,  vectigalia  quae  vulgo  di- 
aiutur  tliolonea;  llalieAvin  IV,  7:  tlieolonca  — v^ecdigalia,  portns,  peda- 
ica,  pontes  oimiemquc  ntilitatem  ex  decursii  fluminum  provenientem.  — 
/■gl.’  auch  ötiunpf,  Acta  122(1152),  St.  3656:  nec  in  civitate  nec  in  Aulla 
lec  super  aquas  nec  super  pontes  nec  in  ahquo  regni  nostri  loco  thelo- 
leuin  aut  tributum  idlum  persolvant. 

2 Const.  de  regalibus:  Adejiublice,  Humina  navigabilia  et  ex  quibus 
iunt  naAMgabilia.  — DFr.  I für  Asti  (Constit.  Nr.  175):  Aoe  publice  aqua- 
ica,  Üuniina  pidjlica.  — Schon  unter  Lothar  Avird  dieses  Flufsregal  an- 
•rkannt:  Waitz  VlII,  302,  Aum.  3 (Beyer  1 530J. 
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Strafse“  bezeichnet  k Der  König  liehält  sich  die  oberste  Rege- 
lung des  Verkehrs  darauf  vor,  er  kann  ihn  z.  B.  sperren,  als 
Strafmafsregel  gegen  gcAvisse  Stromamvohner“;  Wasser- 
bauten, die  den  Strom  verändern,  bedurften  seiner  besonderen 
BeAAÜlligung , Avie  z.  B.  Friedrich  1165  die  Herstellung  eines 
Kanals  an  der  Rheinmündung  beAvilligt  und  einen  gegen  die 
Übersehwemmungsgefahr  erbauten  Damm  genehmigt,  Avährend 
ein  anderer  Dammbau,  den  der  Graf  von  Holland  errichtet 
hatte,  durch  Fürstenspruch  als  unrechtmäfsig  erklärt  Avird  und 
niedergerissen  Averden  solU. 

Wie  die  Wasserstrafse  selbst,  so  Avird  auch  der  sogenannte 
Leinpfad  am  Ufer  des  Stromes,  auf  Avelchem  die  Schiffe  an 
Seilen  aufwärts  gezogen  werden,  für  königlich  erklärt,  also 
von  den  Rechten  der  FlufsanAvohner  ausgenommen  ^ ; nur  durch 
besondere  PriAulegierung  können  die  Rockte  der  Uterherren 
auch  auf  den  Flufs  selbst  in  einem  geAvissen  Bezirk  ausgedehnt 
werden 

Zu  diesen  Rechten  gehört  insbesondere  die  Errichtung  Amn 
Brücken  und  Fähren  und  die  Erhebung  eines  Brücken-  oder 
Fährgeldes.  Doch  lassen  sich  nur  wenige  Zeugnisse  für  eine 
Regalität  dieser  Rechte  anführen.  Konrad  HL  schenkt  z.  B. 
die  Brücke  über  die  (Maas  in  Maastricht  mit  allen  Einkünften 
davon  dem  dortigen  Stifte**,  aber  die  Brücke  Avurd  zu  dem 
dortigen  königlichen  Domänenkomplex  gehört  haben,  und  die 
Urkunde  giebt  daher  keinen  BcAveis;  ebenso,  Avenn  Friedrich  I. 


’ Constit.  I Nr.  228:  aqua  Eheni  libera  ct  regia  strata. 

2 Chron.  Keg.  Col.  ed.  Waitz  S.  136  = öS.  17,  792  (1187)  a fosto 
sancti  Jacobi  Renuni  claudi  iussit  Coloniensibus,  ne  frumenta  A'el  A’ina 
solito  ad  eos  descendei’ent.  De.sgl.  Heinrich  VI.  1192,  ib.  802  (=  Waitz 
S.  155). 

3 Constit.  Nr.  228,  St.  4056:  hanc  gratiam  indulsimus  eisque  nostra 
imperiali  auctoiätate  benigne  concessimus,  nt  terra  — ad  tacienduin 
a/pieductum  ab  incolis  proA’ineie  perfodiatur.  — Pretcrea  obstrnctionein 
illam  Rheni  que  vulgo  dicitur  Dam  — nos  propeticione  — ratainlia- 
b ein  US  et  nostro  inqieriali  edicto  confirinamus.  — Aliain  ([uoque  ob- 
structionem  Rheni,  quam  comes  Ilollandie  — iniuste  et  A'iolenter  erexerat 
et  fecerat  — nos  ex  iudicio  curiae  nostrae  cassaAumus  et  penitus  destrui 
precepimus. 

* ib.  Nr.  162  (1157),  St. 3767:  perMogum  ascondentes  seuperripam 
fluminis  que  Aua  regia  esse  dinoscitur,  funes  trahentes. 

'■>  Vgl.  UB.  der  Stadt  Lübeck  I S.  9:  ut  usque  ad  locum  ad  quem 
in  inundatione  ascendit  fluA'ius  qui  trax^ene  dicitur,  eadem  qua  et  inti’a 
civitatem  fruantur  per  omnia  iusticia  et  libertate.  — Hier  ist  auch  an- 
zuführen das  sog.  Grundruhrrecht,  d.  h.  der  Ansprucli,  den  die  Uter- 
anAAmhner  Av^ohl  an  das  Gut  der  gestrandeten  Kaufmannsschiffe  erhoben; 
doch  AA’^urde  von  Heinrich  VI.  dieser  Anspruch  überhaupt  für^  ein  jgra- 
vamen  et  contra  iuris  rationem  statutum'  und  ,consuetudo  inonlinate 
statuta'  erklärt  und  A^erboten,  also  auch  nicht  etAva  dem  König  Aur- 
behalten  (St.  5009,  Constit.  I Nr.  373). 

6 Miraeus,  Opp.  dipl.  II,  870  (1139),  St.  3395:  Pontem,  qui  supra 
Mo.sam  situs  est  in  ipso  Traiecto  <piem  nostri  iuris  indubitanter  esse 
constat. 
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aul  Bitten  der  Bürger  von  Regensburg  mit  Zustimmung  des 
Ibschofs,  des  Herzogs  von  Baiern  und  anderer  Fürsten  die 
Ali^abenfreilieit  der  dortigen  Donaubrücke  bewilligt,  denn  auch 
Re  ^'ensburg  war  eine  königliche  Stadt  k Ein  gewisses  öffent- 
lidies  Recht,  wenigstens  ein  Oberaufsichtsrecht,  scheint  sich  zu 
ei’^eben,  wenn  er  dem  Bischof  von  Merseburg  das  Recht  er- 
teilt, auch  auf  den  dortigen  Brücken  Markt  abzuhalten  die 
Beichränkung  des  Verkehrs,  die  Nutzung  der  Brücken  zu 
diesem  besonderen  Zweck  erscheint  von  einer  besonderen  Be- 
wil  ligung  abhängig. 

Wenn  ferner  Friedrich  eine  bisher  freie  Fährstelle  dem 
Grifen  von  Pfullendorf  als  Lehen  zur  Erhebung  eines  Fähr- 
geldes bewilligt,  dann  aber  auf  Bitten  der  Fürsten  die  Ver- 
lei  Hing  rückgängig  gemacht  wird  so  spricht  sich  auch  darin 
eire  Verfügungsgewalt  über  die  Errichtung  von  Fähren  aus, 
di(  wohl  als  Regal  bezeichnet  iverden  kann,  wobei  sich  aber 
au  *h  zeigt,  wie  beschränkt  die  Übung  desselben  w'ar.  Einen 
un 'zweideutigen  Aufschlufs  über  die  theoretische  Inanspruch- 
na  ime  des  Brückenregals  giebt  eine  merkwürdige  Urkunde 
K.  Rhilijtps,  deren  Anschauungen  wohl  ohne  weiteres  auch  auf 
die  Zeit  Friedrichs  I.  und  Heinrichs  VI.  Anwendung  finden 
dürfen "^5  Philipp  sagt  ausdrücklich,  dafs,  wie  Münze  und  Zoll, 
au  dl  das  pontomium,  d.  h.  hier  sowohl  Brückenzoll  als  Fähr- 
ab  'abe,  zu  den  Regalien  gehörten,  mit  denen  die  Bischöfe  von 
K(  nstanz  vom  König  beliehen  zu  werden  yiflegten ; er  giebt 
da  'auf  seine  Genehmigung  zu  einer  Befreiung  von  diesen  Ab- 
ga  len , die  der  Bischof  nur  mit  Bewilligung  des  Königs  vor- 
ne imen  dürfe.  Scheint  hiernach  der  Regalitätsanspruch, 
wenigstens  soweit  die  Erhebung  von  Abgaben  in  Betracht 
kommt,  sicher,  so  wird  doch  anzunehmen  sein,  dafs  er  von 
priktischer  Bedeutung  für  den  König  wTjld  nur  in  Bischofs- 
st;  dten  wuirde,  w'elche  an  grofsen  Strömen  lagen;  hier  war 
ein  solches  Recht  wuihl  noch  durchführbar;  gegen  weltliche 
G ’ofse  kam  es  sicher  nicht  zur  Anwendung. 


1 MB.  29*^  446  (1182),  St.  4347. 

2 Sclmltes,  Directoriiim  dipl.  II  333  (1188),  St.  4506:  ut  forum  in 
itate  sua  Mersebiirc  usque  ad  pontem  extendat.  — Insuper  ultra 

po  item  — inter  duos  pontes  de  novo  forum  instituat,  et  non  solum  inter 
1)0  des,  sed  etiam  super  pontes  etc. 

3 Dümge,  Regesta  Bad.  S.  146,  Nr.  99  (1179),  St.  4281. 

* Fiekler,  Quellen  u.  Forsch,  zur  Gesch.  Solnvabens  und  der  Ost- 
scl  weiz,  S.  70.  Ein  Graf  Mengold  von  Rohrdorf  hat  gegen  eine  Ent- 
schädigung vom  Bischof  von  Konstanz  die.  Aufhebung  des  Fährgeldes 
ur  1 Brückenzolls  auf  der  Rheinbrückc  bei  Konstanz  erlangt.  Vernm 
quam  in  biis  rebus,  sc.  pontomio,  moneta  et  theloneo  ab  imperiali  in- 
fe<  dantiir  rnaiestate  qui  in  episco])OS  eliguntnr  in  Constaneiensi  ecclesia, 
no  I poterat  episcopus  libertatem  dare  pontomio  in  preiudieium  impera- 
to  ie  dignitatis  nisi  specialem  nostre  sanctionis  super  facto  suo  peteret 
au  itoritatem. 
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Wie  die  grofsen  W^asserstrafsen , so  galten  auch  die  ein- 
zelnen grofsen  Landstrafsen  als  königlich  ^ ; sie  standen  zur 
direkten  Verfügung  des  Königs  als  die  Heerstrafsen  des  Reichs; 
erst  Friedrich  11.  scheint  auch  hier  das  Recht  des  Königs  auf- 
gehoben zu  haben-.  In  welcher  Weise  in  unserer  Periode 
dieses  Hoheitsrecht  gehandhabt  wurde,  ist  nicht  ersichtlich. 

Ein  weiterer  Teil  des  allgemeinen  Verkchrsregals  ist  die 
Ausübung  des  Geleitsrechts  auf  den  Land-  und  Wasserstrafsen 
im  ganzen  Reiche.  Als  Regal  erscheint  es  insofern,  als  der 
König  es  überall  ausübt,  ungeachtet  gewisser  besonderer  Ge- 
leitsi^chte  anderer^;  auch  erscheint  das  Recht  anderer  noch  als 
ein  persönliches,  nicht  weiter  zu  vergebendes  k Bei  der  Stif- 
tung des  Herzogtums  Westfalen  verleiht  der  Kaiser  mit  anderen 
Rechten  auch  das  Geleitsrecht,  als  einen  Zubehör  der  herzog- 
lichen Gew^alt“^.  , ’i-  1 1 

Wiclitiger  als  diese  verschiedenen  Abgaben  vom  v erkeiir 

im  allgemeinen  sind  die  als  Zölle  in  unserem  »Sinne  zu  be- 
zeichnenden, die  an  bestimmten  Zollstätten  von  den  durch- 
passierenden Handelstreibenden  erhoben  wurden '5  ^ Da  die 
Haupthandelsstrafsen  die  grofsen  Flüsse  bildeten,  so  linden  sich 
solche  Zollstätten  hauptsächlich  an  ihnen  gelegen;  die  Zölle 
w'erden  als  Durchgangszölle  von  den  passierenden  Schilfen 

erhoben.  ^ , 

Diese  Zölle  sollten,  wie  Konrad  TH.  im  Hofgericht  wueder 

bestimmen  läfst’^,  allein  von  den  Kaufleuten  gelordert  w'erden, 

1 Stumpf,  Acta  Nr.  133  (1158)  eine  rej'ia  strata , die  bei  Weifseu- 
fols  vorbeiführt,  und  auf  die  versebiedene  Seitenwege  münden.  — \ gl. 
auch  Jaffe,  Bibi.  rer.  germ.  III  637,  Vita  Arnold! : gradicbatur  dominu.s 
Mosruntinus  via  rcLÖa  über  den  St.  Bernliard  nach  Italien. 

- Statutum  in  favorem  princii)um  (1232)  S 4 (MG.  LL  II  291). 

3 Constit.  I Nr.  239  (1173),  § 9 (St.  4146):  Idem  mc'rcatores  sub 
nostro  conduetu  .salvis  rebus  et  pei*,<onis  habebunt  ascensum  et  descensum 
in  Reno  et  in  aliis  aquis  sive  terris  in  inqierio  nostro  constitutis.  — 
Schüpflin,  Als.  Dipl.  I 255  (St.  4019):  befreit  die  Kaufleute  von  Hagenau 
ab  omni  ducatu. 

* Vgl.  Stumpf,  Acta  Nr.  124  (1153),  St.  3662,  für  die  Kanoniker  m 
Besan^on : conductum  in  civitate  libere  et  tertiae  potestati  niillatenus 

subiacere  confirmamus.  .....  •,  i- 

Constit.  I Nr.  279  (1180):  cum  omni  iure  et  lurisdictione,  videlicet 

cum  — condiictibus. 

G Vgl.  Waitz  VIII  287-292.  — Lamprecht,  WL.  II  2il  Ü.  -- Hüll- 
niaim,  Urs])rinig  der  Kegalicii,  S.  41  ff.,  ff.  lalke,  (itoscliu'lite  dos 
deutschen  Zollwesens,  S.  26  ft*.,  30—32.  --  liraunlioltz , Das  deutf^clie 
Keichszolhvesen  während  der  Regierung  der  Jiolienstauteu  unu  ues 
Interregnums.  Berlin,  Diss.,  1890.  — AVetzel,  Das  Zollrecht  doi 

deutschen  Könige  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gohienen  Bulle.  ^ i eil 
1:  IJis  zum  Ausgang  des  12.  Jahrh.  Berlin  1892  (vollständig  bj 
Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgesciuchte  , liett  43). 
— Zöllner,  Das  Zollregal  der  deutschen  Könige  bis  zum  Jahre  123;> 
(Progr,  des  Realgvmn.  zu  Chemnitz  1888),  eine  Zusammenstellung  der 


b'ogr,  des  Realgvmn.  zu  Chemnitz  1888),  eine  Zusammenstellung  der 
önigh  Zoll-  u.  Marktjunvilegien  seit  der  Merovingerzeik 

Constit.  1 Nr.  12ö  (1149)  - in  pn^sentia  nostra  auiudicatum  est: 
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1.  h.  allen  Personen  weltlichen  oder  geistlichen  Standes,  die 
les  Handels  wegen  Waren  mit  sich  führen.  Dasselbe  ergiebt 
iich  aus  den  zahlreichen  Befreiungsurivilegien  von  solchen 
'Zöllen 

D ie  Erklärung  aller  dieser  Zölle  als  Regalien  geht  deut- 
ich  hervor  aus  jener  bekannten  Urkunde  Friedrichs  I.  über 
lie  Mainztdle  vom  Jahre  1157^.  Es  wird  darin  erzählt,  wie 
nach  der  Rückkehr  Friedrichs  vom  Romzuge  1155  auf  einem 
Joftage  in  Würzburg  (Okt.  29)  Kaufleute  und  Bürger  vor 
lein  Kaiser  Klage  erhoben  über  Bedrückungen  „durch  neue 
ind  ungewohnte,  jedes  Rechtsgrundes  entbehrende  Zölle“,  die 
luf  der  Strecke  von  Bamberg  bis  Mainz  von  den  Kaufleuten 
3rprefst  würden.  Das  Hofgericht  bestimmt  darauf,  dafs  zu 
Weihnachten  alle  Zollinhaber  dieser  Strecke  sich  dem  Kaiser 
üellen  sollten,  um  ihre  Berechtigung  durch  Vorzeigen  der 
caiserlichen  Privilegien,  die  sie  zur  Übung  des  Zollrechts  er- 
:nächtigten,  zu  beweisen;  die  Zölle,  welche  der  kaiserlichen 
Bestätigung  entbehrten,  sollten  dann  sofort  beseitigt  werden. 
\ls  sich  zu  Weihnachten  keiner  der  Beklagten  einfand,  wurden 
wieder  durch  den  Spruch  der  Fürsten  alle  jene  Zölle  kassiert 
lufser  denen  zu  Aschaffenburg , Neustadt,  der  auf  die  Zeit 
70111  8. — 22.  August  fixiert  wird,  und  dem  kaiserlichen  Zoll 
iu  Frankfurt.  Um  jede  Gelegenheit  oder  Vorwand  zu  neuen 
Erpressungen  zu  beseitigen,  wird  in  d(U’  vorliegenden,  erst 
1157  April  6 ausgestellten  Ürkunde  noch  verfügt,  dafs  auch 
oei  der  Bergfahrt  von  den  durch  Ziehen  auf  dem  Leinpfiide  be- 
wegten Schiffen  keine  unrechtmäfsigc  Abgabe  verlangt  werde 

(juod  theloneum  a nullo  exigi  debet  nisi  a mercatoribus  qui  oausa  nego- 
tiandi  vadunt  et  redeunt.  Mit  Braunholtz,  S.  8,  die  Bestimmung  nur 
auf  Marktzölle  zu  beziehen  liegt  kein  Grund  x or. 

' Lacomblet  IV  772  (1145)  (St.  3500):  ubicumque  ipsi  negotiandi 
causa  venerint.  — Lünig,  EA.  13,784  Nr.  2 (1170)  (St.  4119):  quoeumjue 
iverint  ad  negotiationes  suas.  — ib.  Nr.  3 (1190)  (St.  4658):  per  totum 
Imperium  transeuntes  vel  negotiantes  etc. 

2 Constit.  I Nr.  162.  — Vgl.  dazu  Wetzel  a.  a.  O.  S.  25  -30.  — 
Brauidioltz  S.  10.  — Falke  S.  31.  — Gegen  ein  ursprüngliches  Zollregal 
erklärten  sich  Hüllmann  a.  a.  0.  S.  41;  neuerdings  Sommerlad,  Die 
Eheinzölle  im  MA.,  Halle  1889,  der  das  Vorhandensein  eines  Zollregals 
vor  Mitte  bez.  Ende  des  11.  Jahrh.  (deutlich  erst  1111)  leugnet. 

^ Wetzel  a.  a.  O.  S.  28  flF.  weist  mit  Eecht  darauf  hin,  dafs  die 
V'’erordnung  vom  6.  April  1157  erst  mit  den  Worten  ,ad  tollendam  igitur‘ 
beginnt,  nicht  schon  mit  ,ad  quam  durntaxat  curiam'.  Die  Folgerung,  die 
er  daraus  jedoch  zieht,  dafs  nämlich  jene  ungesetzlichen  Zölle  nur  von 
stromauf  fahrenden  Schiflfen  erhoben  worden  seien,  folglich  auch  die 
kaiserliche  Aufliebung  nur  die  sog.  Bergfahrt  treffe , da  auf  der  Thal- 
fahrt vielleicht  überhaupt  keine  Zölle  erhoben  worden  seien,  scheint 
mir  nicht  zu  billigen;  vielmehr  erblicke  ich  in  der  Bestimmung  von 
1157  nur  eine  Ergänzung,  die  das  Verbot,  um  jede  Gelegenheit  zu  Er- 
pressungen zu  verhindern,  auch  auf  die  Bergfahrt  und  zwar  speziell 
auf  die  Abgaben  auf  dem  Leinpfade  erstreckti-.  Die  Verfügung  kann 
daher  sehr  wohl  sich  auf  die  ganze  Mainschiffahrt,  stromauüvie  stromab, 
beziehen. 


^ V. 
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Es  ist  also  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  die  Er- 
hebung dieser  Zölle  nur  auf  Grund  besonderer  urkundlicher 
Verleihung  des  Königs  von  anderen  als  dem  König  selbst  er- 
folgen dürfe,  und  dafs  nur  die  Fähigkeit,  eine  solche  Königs- 
urkunde als  Beweismittel  vorzeigen  zu  können,  das  Recht 
sichere.  Es  ist  derselbe  Grundsatz,  der  auch  in  den  Ron- 
kalischen  Beschlüssen  wieder  begegnet. 

Damit  ist  aber  ohne  weiteres  jede  Errichtung  einer  neuen 
Zollstätte  abhängig  gemacht  von  der  königlichen  Privilegie- 
rung; aber  auch  jede  Änderung  in  der  bisherigen,  durch  den 
König  beAvilligten  Erhebungsart,  also  etwa  eine  willkürliche 
Elrhöhnng  des  Zolls  scheint  dadurch  ausgeschlosseiD. 

Die  Zunahme  des  Verkehrs  und  damit  die  steigende 
Wichtigkeit  der  Zölle  spricht  sich  zunächst  aus  in  der  Zu- 
nahme der  königlichen  Zollprivilegien,  die  einerseits  zwar  nur 
Bestätigungen,  andererseits  aber  auch  eine  bedeutende  Anzahl 
Neuverleihungen  umfassen. 

Die  meisten  enthalten  Befreiungen  von  bestehenden  Zöllen, 
und  zwar  sehr  oft  verbunden  mit  der  Freiheit  von  allen 
anderen  Verkehrsabgaben  zu  Wasser  und  zu  Lande,  in  diesem 
Falle  erstreckt  sich  dann  die  liefreiung  über  das  ganze  Reich, 
als  Ausdruck  des  allgemeinen  Oberhoheitsrechts  des  Königs 
über  den  Verkehr. 

Diese  Befreiungen  beziehen  sich  teilweise  aut  Kautleute, 
namentlich  auch  der  königlichen  Pfalzorte,  die  also  auch  erst 
durch  solche  besondere  Privilegien  Handelsfreiheit  genossen. 
Konrad  Hl.  befreit  z.  B.  schon  1145  die  Kaufleute  von  Kaisers- 
werth von  den  Zollabgaben  nicht  nur  an  zwei  königlichen  Zoll- 
stätten am  Rheine,  sondern  auch  an  allen  andern  Orten  im 
Reiche,  damit  sie  dieselbe  Freiheit  wie  die  Aachener  genössen“; 
dasselbe  Recht  verleiht  Friedrich  den  Bewohnern  seiner  Pfalz 
Hagenau^.  Die  Kaufleute  des  neu  gegründeten  Gelnhausen 
befreit  er  anfangs,  Avie  es  scheint,  mir  vom  Zoll  an  den  kaiser- 
lichen Orten,  dann  aber  im  ganzen  Reich,  Avas  Heinrich  VI. 
bestätigt^.  Auch  die  Bürger  von  Wetzlar  erhalten  dieselbe 
Freiheit,  Avie  sie  die  von  Frankfurt  schon  haben'’;  und 
den  Kaufleuten  der  bischöflichen  Städte  Bamberg  und  Am- 


. !“ 


* Wetzel.  a.  a,  0.  8.  26. 


habitaiiteni  in  quoeumque  loeo  nostri  iniperii  ab  omni  thelonio  ub- 
solutiim. 

^ Lünig,  KA.  13,  784  Nr.  2 (1170)  (St.  4119):  nullum^solvont  telo- 
neum  in  loeis  iinperialibus.  — Böhmer,  Acta  154  (St.  4572);  per  Uni- 
versum imperiuin.  — Lünig,  a.  a.  O,  Nr.  o (1190)  (St.  4658):  per  totum 
imperium. 

^ Böhmer,  Cod.  Moenofranc,  1 17  (1180),  St.  4300. 
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b3i'g  erteilt  Friedrieli  die  ALgabenfreiheiten,  ■vvelclie  die  Kauf- 
1(  Ute  der  königlichen  Stadt  Nürnberg  geniefsenk 

Andererseits  erhalten  auch  Klöster  ini  ganzen  Reiche  gänz- 
liche Zollfreiheit,  wie  Gembloux^,  St.  Bavo  bei  Gent^  und  die 
X btei  Altenberg  am  Rhein 

Neben  diesen  Klöstern  und  Kaufleuten  wird  diese  völlige 
\ erkehrsfreiheit  im  ganzen  Reiche  noch  gewährt  von  h ried- 
r ch  1.  den  Römern^,  den  Angehörigen  des  Johanniter-  und 
d emplerordens  **  und  den  Juden  von  Worms 

ln  anderen  Fällen  ist  die  Befreiung  ])eschränkt,^  wird  nur 
für  alle  königlichen  oder  auch  nur  für  einzelne  Zollstätten 
e nes  gewissen  Verkehrsgebiets  erteilt^:  in  letzterem  Falle  teils 
mit  Beschränkung  auf  die  königlichen  Zollstätten,  teils  mit 

Finschlufs  ])i'ivater  Zollstätten. 

Von  sämtlichen  königlichen  Zöllen  beireit  Konrad  III. 
]• 'loster  Reinhausen Heinrich  VI.  Kloster  Neuburg  imFlsafs^^; 
Friedrich  I.  gewährt  dasselbe  den  Bürgern  von  Speyer  und 
H’^orms^^.  — Auf  ein  einzelnes  engeres  V(U’kehrsgebiet  bezieht 
s ch  die  Verleihung  Konrads  III.  für  Kloster  Springiersbach, 
A 'clches  in  Cochem  und  überhaupt  aut  der  Mosel  zollfrei  sein 
solP^.  Derselbe  sichert  dem  Kloster  Werden  freie  Schiffahrt 
auf  der  Ruhr^^. 


1 MB.  3D  416  (1163),  St.  3977. 

‘•i  Stumpf,  Acta  122  (1152),  St.  3656. 

3 Stum]>f,  Acta  Nr.  191  (1193),  St.  4836.  per  totum  Imperium  tarn 
i i terra  quam  aipui. 

i.acomlilet  I 380  (1195),  St.  4965. 

Cou.stit.  1 324  (1167):  iion  auferri  Romanis  in  toto  imperio  suo 
1 latcaticmm,  portaticum,  rijiaticum  aut  peüagiiim. 

ä Stumpf,  Acta  Nr.  347  u.  528  (1158  u.  1181),  St.  3818«  u.  4400a. 
Coustit.  I Nr.  163  4:  Intra  ambiturn  regni  uostri  libero  ac  jiaci- 

fee  aiscurrant  etc.  et  nuÜus  ab  eis  tbeloneuin  exigat,  nullam  exaccionem 
I ublicam  vel  privatam  repetat.  Iii  der  Urkunde  für  die  Regensburger 
, uden  find(‘t  sieb  davon  niclits:  IMOeG.  10,  459. 

3 Braunboltz  S.  7.  Waitz  VIII  307  f. 

Leibnitz,  SS.  Brunswic._  I 706  (1144),  St.  3480:  ab  omni  fuuetione 
] uldica  et  vi'ctigalibus  regni  über  sit  et  absolulus. 

J*»  Sdiöpflin  I 306  (1195),  St.  4960:  quocumque  ad  loca  nostra 

I evenerint.  . , . n 

n MB.  31«  419  (1182),  St.  4341:  in  toto  ypiscopatu  aut  in  locis  hs- 

( alibus,  id  est  ad  utilitatem  imperii  singulariter  pertinentibus. 

Stumpf,  Acta  Nr.  160  (1184),  St.  4370:_  ip  locis  imperio  pertinen- 
t _ iiominatim  vero  in  bis  (8  meist  rbeinisebe  kgl.  Zollstätteu)  et 
1 )cis  reliquis  ad  imperium  sjiectantibus. 

13  Beyer  I 590  (1144),  St.  2,460:  Insuper  tbeloneuin  quod  in  castello 
Coebema  eadem  constitutione  prefatis  fratribus  remissum  est . eis  per- 
I etua  donatione  remittimus,  ut  naves  — moua.sterio  pertinentes  et  res 
t -atrum  vel  victualia  vebeutes  niillum  in  descensu  vel  in  asctnisu  fluminis 
^3u  ripae  tbeloneuin  seu  publicam  seu  jirivatam  pensionem  persolvant. 
1151  wurde  Koebem  von  Konrad  III.  besetzt;  Otto  Fris.  GF.  I.  c-  68. 

i3  Lacomblet  I 245  (St.  3552):  de  cetero  bberuin  esse  iteryiavigii 
1 on  soluin  us({ue  ad  inonasterium , ,s('d  <“t  ulterius  — • iiidicio  principum 
legni  ])Osito  banno  precepinuis.  Über  die  Ecbtbeit  der  dureb  ibre 
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Ausdrücklich  nur  für  die  königlichen  Zollstätten  des  Rheins 
und  Mains  gilt  die  Freiheit  der  Kirche  Gottesthal  bei  V inkel 
im  RheingaiC;  nur  an  den  rheinischen  Zollorten  des  Königs 
soll  befreit  sein  Kloster  Eberbach  ^ und  die  Kaufleute  aus 
dem  neugegründeten  Ilerzogenbusch^,  dabei  soll  die  Befreiung 
Eberbachs  in  Boppard  auch  dann  nocli  gelten,  wenn  dieser 
Zoll  in  andere  Hände  als  die  des  Königs  kommt.  Nur  in  Kaisers- 
werth frei  sind  durch  Verleihung  Friedrichs  die  Bürger  von 
Utrecht“^,  durch  Heinrich  VI.  die  der  Städte  Köln  und  Neids 
und  der  andern  direkt  dem  Erzbischof  unterstehenden  Orte, 
die  in  Boppard  auch  eine  Zollvergünstigung  geniefsen^  ferner 
die  Klöster  Corvey'’  und  Kapjienberg  mit  Wesel k 

Wie  sowohl  durch  die  für  das  ganze  Reich  geltenden  Be- 
freiungen, als  auch  durch  die  allgemein  für  ein  engeres  Gel)iet 
gegebenen  die  an  Private  verliehenen  Zollrcchte  beschränkt 
werden  durch  die  Oberhoheit  des  Königs,  so  finden  sich  auch 
direkte  Befreiungen  von  einzelnen  territorialen  Zöllen  durch 
den  König  verfügt,  ohne  dafs  nur  eine  besondere  Zustimmung 
des  ZolHnhabers  erwähnt  wäre,  die  nur  aus  dem  Regalrechte 
des  Königs  sich  erklären. 

So  erklärte  z.  B.  Konrad  HI.  in  der  schon  angeführten 
Urkunde  Kaiserswerth  frei  von  den  Zöllen  in  Utrecht,  der 
bischöflich,  und  in  Neufs,  der  erzbischöflich  kölnisch  war®. 


aiiffälligon  Ui'k.  vgl.  Ficker,  Urkuiulenlebvc  II  142  u.,  etwas 
abweichend,  Bernliardi,  Konrad  III.,  8.  448,  Anm.  42. 

' Bodmann,  Rbeingauisebe  Altert.,  S.  f77  Anm.  ji  (1186)  <bt.  4471): 
nt  omnia  bona  sua  que  per  alveuni  Reni  vel  Mogi  snrsum  et  deorsnin 
navigio  dedueuntur,  in  eis  locis,  nbi  nobis  et  imperio  telonium  sohd 
solet,  ab  omni  buius  modi  exaetione  libera  sint  et  immunia. 

Beyer  II  183  (1195)  (St.  fehlt)  bestätigt  ein  Privileg^  Friedrichs  I. : 
iit  — per  alvenm  rbeni  d(‘sceiidentes  et  ascendentes  liberi  sint  penitus 
et  immnnes  apud  Bobardiam  et  in  omnibus  locis  qni  nostre  sunt  iuris- 
dictionis  — hoc  adicientes,  si  forte  tbeloneum  bobardie  alicui  fuerit 
commissum  vel  expositum,  ne  ali(juam  potestatem  babeat  prefatos  Iratres 
gravandi  aut  quiequam  ab  eis  exigendi. 

3 Stumpf,  Acta  Nr.  203  (1196),  St.  5001:  a tbeloneis  nostris  (pie 
nos  ul)icum(|ue  in  Reno  ad  manus  nostras  babemus  — absolvimus. 

* Mieris  I 125  (1174),  St.  4168:  Durch  Weistum  der  Schöffen  des 
Reiebsbofes  in  Thiele  wird  der  BcAveis  erbracht,  dafs  die  Utreebter 
dort  zollfrei  geAvesen  seien.  Quia  igitur tbeloneuin  de  Tbiela  consilio 
curiae  nostrae  apud  Werdam  transtulimus,  so  sollen  sie  auch  hier 
oder  Avobin  sonst  einmal  der  Zoll  übertragen  Avird,  frei  bleiben^  — ex- 
cepto  marino  tbeloneo,  quod  A'ulgo  dicitur  zeetolb*.  Dieser  „Seezoll“ 
AA  urde  erhoben  von  der  Einfuhr  überseeischer  Waren,  Avobl  das  einzige. 
Beispiel  eines  Einfuhrzolles  des  Reichs,  s.  V aitz  A’^llI  293. 

•>  Lacomblet  I 376  (1193),  St.  4820:  — apud  Bobardiam  nullum  de 
cetero  nisi  antiquum  persoUmnt  tbeloneum.  Apud  M erdam  vero  ab 
omni  tbeloneo  liberi  sint  et  absoluti. 

e Wilmaiis  II  342  (1190),  St.  4652;  a tbeloneo  no.stro  quod  apud 
Werdam  colligi  solet,  liberam  dimittimus  et  exemjitam. 

3 Böhmer,  Acta  173  (1193),  St.  4838:  a tbeloneo  nostro  in  Verde 
jirorsus  absolvimus. 


Il3inricli  VI.  bestätigt  dasselbe.  Die  Bürger  der  Pfalzstadt 
D.iisburg  befreit  Friedrich  vom  Zoll  in  der  Stadt  und  im 
L inde  Utrecht  ^ ; Lübeck  behielt  auch  als  königliche  Stadt  die 
ih  n von  Heinrich  dem  Löwen  gewährte  Zollfreiheit  im  Herzog- 
tum Sachsen  mit  Ausnahme  des  Zolls  zu  Artlenburg^;  Ham- 
burg erhielt  die  Zollfreiheit  auf  der  Strecke  vom  Meere  bis 
ZI  r Stadt  und  innerhalb  der  Herrschaft  des  Grafen  Adolf  von 
Holstein 

Das  Recht,  Befreiungen  von  den  in  ihrer  Hand  betind- 
liihen  Zöllen  zu  gewähren,  wird  jetzt  allerdings  auch  selb- 
st üidig  von  einzelnen  Zollinhabern  geül)t,  ohne  dal’s  sich 
w dirnehmen  liefse,  dafs  dies  von  seiten  des  Königs  als  Mifs- 
bi  auch  des  verliehenen  Zollrechts  aufgefafst  wurde 

Den  zahlreichen  Befreiungen  von  Zöllen  stehen  in  dieser 
Z3it  nur  wenige  Schenkungen  bisher  königlicher  Zollstätten 
oder  Verleihungen  neuer  Zollrechte  gegenüber. 

Konrad  III.  erhöhte  zwar  dem  Abte  von  Burtscheid  den 
Anteil  am  Aachener  Zoll  um  ein  Pfund,  aber  er  tauschte  als 
Entgelt  sich  einen  Hof  der  Abtei  ein^.  Eine  gröfsere  Ver- 
hihung  vollzog  nur  EViedrich  für  Rainald  von  Köln  durch 
d e Schenkung  des  Königshofs  in  Andernach  mit  allen  seinen 
hechten,  auch  dem  Zolle”;  dem  Bistum  Brixen  gab  er  das 
liecht  zur  Erhebung  von  Zoll  und  allen  andern  Verkehrs- 
ajgaben’^;  dem  Grafen  von  Holland  verlieh  er  den  Zoll  zu 
Gervliet,  wie  Heinrich  VI.  bestätigt,  der  auch  den  Tarif  dieses 
Zolles  genehmigt^. 


1 Lacomblet  I 295  (1166),  St.  4058. 

UB.  der  Stadt  Lübeck  I S.  9 (1188). 

Lappcnberg  I 253  (1189),  St.  4522, 

* z.  B.  Lacomblet  I 196  der  Erzbischof  von  Köln,  schon  1125-,  ib. 
3 cO  (1183):  Der  Graf  B.  von  Wertheim  befreit  Abtei  Altenberg  vom 
Zjll  innerhalb  seiner  Grafschaft.  — Beyer  1 516:  Pfalzgraf  Wilhelm 
e -läfst  dem  Kl.  Springier.sbach  den  Zoll  von  Kochein  (vgl.  Anin.  ^3 
S 46);  die  A^erfügnngen  Heinrichs  des  Lioven  Inr  Lübeck  bestätigt 
Friedrich  I.  sjiäter:  Lajipenberg  I 253.  Vgl.  auch  Beyer  II  113:  Ver- 
fi  gnng  des  trierischen  Zöllners  in  Coblenz  über  den  dortigen  Zoll  zu 
(,  misten  Kl.  Ebersbergs  bestätigt  vom  Erzbischof.  — Andere  Befreiungen 
g dien  nur  auf  Marktzölle. 

Lacomblet  I 216  (1138),  St.  3369:  ternpore  abbatis  Folchardi  ex 
11  )stro  iure  addidimus  tres  libras  de  thelonio,  de  quo  ante  nos  duas 
t.  in  tum  libras  habuerunt.  — abbas  — in  concarnbium  tradidit  quaudam 
c irtem  — quae  non  modieum  utilitatis  ipsi  ecclcsiae  couferebat. 

« ib.  296  (1167),  St.  4086. 

MB.  29a  431  (1179),  St.  4292:  contradidimus  — licentiam  et 
p itestatem  habendi  theloneum,  pedagium. 

Van  den  Bergh,  Oorkondenb.  I 1 , S.  107  (1195),  St.  4966:  Be- 
siätigung  Heinrichs  VI.,  wie  Friedrich  I.  dem  Grafen  Florenz  (1162  - 
1 90)’  den  Zoll  bewilligte  ,in  feodum  ab  omnibus  transeuntibu.s' ; folgt 
d n-  Tarif.  — Die  Urk.  Friedrichs  I.,  St.  4345,  die  ich  in  den  angeführten 
J rbeiten  über  das  Zollwesen  <lieser  Zeit  benutzt  finde,  Bondam  I 236, 

V onach  der  Kaiser  dem  Grafen  von  Geldern  vom  königl.  Zoll  in  Nim- 

V egen  jährlich  300  Mark  köln.  Denare  zu  Lehen  giebt,  ist  in  der  vor- 
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In  einer  Reilic  von  einzelnen  Verfügungen  zeigt  sich  this 
Streben,  die  Ordnung  im  Zollwesen  nufrecht  zu  erhalten,  nament- 
lich ungerechte  Auflagen,  Raubzölle,  wie  sie  damals  schon  zahl- 
reich vorgekommen  sein  müssen,  zu  beseitigen,  gemäfs  den 
Grundsätzen  über  das  Zollrecht,  wie  sie  Friedrich  1155  aus- 
sprach. 

Selbst  Konrad  III.  war  nach  dieser  Seite  thätig,  wie  sein 
Vorgehen  gegen  die  Bedrückungen  der  Schiffahrt  auf  der  Ruhr 
beweist,  zu  welchem  Zwecke  er  einen  Grafen  in  seinem  Kamen 
mit  der  Beseitigung  der  Hindernisse  beauftragte  k 

Friedrich  hat  wiederholt  energisch  eingegriffen.  In  dem- 
selben Jahre,  in  welchem  er  sich  gegen  die  Usurpation  der 
Mainzölle  wandte,  veranlafste  er  auch  den  Erzbischof  von 
Mainz,  selbst  eine  Regulierung  des  Mainzer  Zolltarifs  vorzu- 
nehnien,  um  die  unrechtmäfsigen  Mehrforderungen,  die  zu  Un- 
gunsten der  Kaufleute  von  Duisburg  erhoben  wurden,  wieder 
abzuschaffen  “ : zwar  entscheidet  der  Kaiser  die  Sache  nicht 
selbst,  sondern  läfst  sie  durch  den  Erzbischof  durch  Ver- 
handlung mit  den  Kaufleuten  erledigen,  aber  er  wahrt  sich 
doch  sein  Oberaufsichtsrecht.  Weniger  zurückhaltend  vertidir 
er  gegen  den  Bischof  von  Utrecht,  über  den  sich  ebenfalls  die 
Duisburger  wegen  ungerechter  Zollforderungen  beschwerten; 
hier  liefs  der  Kaiser  im  Hofgericht  das  Urteil  über  den  Bischof 
fällen  und  gewüihrtc  den  Kaufleuten  die  Zollfreiheit^.  Ebenste 
veranlafste  er  den  Herzog  Bernhard  von  Sachsen  wegen  der 
Klagen  der  Goslarer  Bürger,  diese  vom  Zolle  in  Artlenburg  zu 
befreien^.  In  demselben  Jahre  zerstörte  er  eine  Anzahl  Raub- 
schlösser an  der  Weser,  die  unrechtmäfsige  Zölle  erprelsten 

Aber  auch  Heinrich  VI.  fand  noch  Gelegenheit,  in  der- 


liogeiidcii  Form  mizwoiüühaft  unoclit  und  dadurch  auch  <lcr  thatsäch- 
lichc  Inhalt  niindeston.s  zweifelhaft;  vgl.  die  langen  Auslührungen 
Bomlams  a.  a.  ().  und  Ficker,  Urkundenlehre  1 331. 

' Lacomblet  l 245  (1147),  St.  .3552:  omnia  obstacula  per  vio- 

lentiam  impo.sita  misso  tune  tenq)ori.s  coniite  herimaumj  cradicari 
iussiinus. 

- ib.  264,  Urk.  Arnold.s  von  Mainz  (11.35). 
ib.  295  (1166),  St.  40.38:  burgenses  (le  Dasburg,  quos  epi.scoiiU' 
Traiect.  G.  j)cr  iniuriam  et  per  violentiam  sepius  vexaverat,  et  ila 
theloneum  indebitum  cum  ad  nos  tantum  modo  et  ad  solum  pertineanf 
imperium  pro  voluntate  sua  iam  diu  compulerat  etc.  Man  dart  au.s  den 
Worten  cum  ad  nos  tantum  etc.  nicht  schliefsen,  dafs  die  iyuitleute 
königliclier  Städte  als  solche,  als  direkte  Unterthanen  des  Königs  oline- 
hin  zollfrei  gewesen  seien;  dem  Avidersjtrechen  die  besondeien  l>etieiuug.>- 

iirivilemen  für  (‘inzelnc  Orte.  . 

* Stumpf,  Acta  Nr.  391  (1188),  St.  4.304:  cos  — absolvi  et  in 
iminiim  nostnini  fidelitev  proinisit,  (jiiod  deiiicops  iiullus  jirudictonuii 
civiuin  ajnid  Ertineburch  telouuuin  per  eum  vel  i>er  äuos  peiboivuio 

coinpelletiir.  .r,  .noo.  t 

^ Cliron.  Reg.  Col.  cd.  Waitz  S.  140  *"-  SS.  17,  /Od  (UBb):  Impe- 
rator totain  estatem  circa  Wisarain^  exegit,  castella  et  imuutione.'? , de 
ii‘»o  flii'lmioM  iiiiiista  tiebaiit,  destiuxit. 
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11)011  Woiso  eiiizuöchi’citeii.  Zu  Gunsten  der  Aachener  lud 
den  Graten  von  Ahr  vor  sieh  und  zwang  ihn  zu  der  Er- 
iirung,  dafs  er  den  betrertendon  Zoll  unreehtniäisig  oeeupiert 
die  und  nicht  zu  liecht,  d.  h.  also  nicht  aut'  Grund  könig- 
•her  Verleihung  besitze  b Audi  Uber  einen  dein  Bischof  von 
trecht  gelnirigen  Zoll  liefs  Heinrich  eine  Untersuchung  an- 
ellen,  ob  derselbe  rechtinUfsig  jenem  gehöre;  erst  als  auch 
erbei  die  ehemalige  königliche  Verleihung  erwiesen  w'ar,  bo- 
iltigte  er  ihn  aufs  neue“.  Andererseits  sicherte  er  dem  Stift 
Simeon  zu  Trier  den  Coblenzer  Zoll  von  den  Schiffen,  wde 
Ml  lange  in  Vergessenheit  geratenen  von  den  Saumtieren 
ieder  zu  und  traf  Bestimmungen  über  die  Gestaltung  des 
olltarifs^. 

Zeigen  diese  Beispiele  die  Könige  bemüht,  ihre  alten 
jheitlichen  Hechte  im  Zollwesen  aufrecht  zu  erhalten  und  ins- 
.‘sondere  auch  die  Kaufmannschaften  ihrer  eigenen , z.  T. 
len  erst  sich  entwickelnden  Ptalzstädte  nicht  nur  vor  un- 
erechten  Forderungen  zu  scliützcn , sondern  auch  durch 
rivilegien  zu  b("günstigen , so  linden  sicli  wenigstens  unter 
einricliVI.  auch  Mafsnahmen,  die  darauf  hinzudeuten  scheinen, 
afs  auch  das  Königtum  danach  strebte,  seine  eigenen  Zoll- 
iiinahmen  zu  bessern  und  zu  vermehren,  wenn  das  auch  nicht 
löglieli  war  auf  Grund  der  gebliebenen  regalischen  Rechte, 
[atte  vielleicht  schon  Friedrich  bei  der  Verlegung  der  Zoll- 
-ütte  Thiel  nach  dem  weniger  entlegenen,  anderen  königlichen 
ollstätten  benachbarten  Kaiserswerth  das  tinanzielle  Interesse 
icht  aufser  Acht  gelassen“^,  so  versucht  Heinrich  VI.  durch 
,rwerbung  neuer  Zölle  seine  Einkünfte  zu  mehren,  nicht  durch 
as  Büttel  der  Errichtung  neuer  königlicher  Zollstätten,  hier- 
011  verlautet  nichts,  wohl  aber  durch  Tausch  und  Kauf.  So 


^ Liicomblet  I 379  (1194),  8t.  4854:  Gcrardu.s  comes  de  are  in  ])re- 
s Mitia  nostra  constitutiis  ex  diligenti  ainmonitione  nostra  rccognovit  ct 
1 lanitcste  coiifessns  (>st  tlicloneum  illud  in  Eekendorf  iniuste  se  occu- 
1 assc,  et  nun  nitiunabiliter  possedisse  et  ae,c('])isse. 

2 Uondani  1 253  (1193),  8t.  4819;  ([uaestionem  (juani  de  tlieloniu 
!■  niithuysen  habuiinu.s,  penitns  diniisiinus;  et  — dictum  tbeloniuin 
tcclesiae  Traiect.  ab  antocessoribus  nostris  indultuin  et  postinodinn  a 
( uodam  Conrado  ej)iscopo  Traiect.  ecclesiae  sanctae  Dei  genetricis  in 
1'r.  sitae,  concessum  — confirmamus  et  praesentis  scripti  munimine 
r iburannis. 

^ I5eyer  II  184  (1195),  8t.  4962;  antocessores  nostri  — ad  petitionein 
\ eneraltiliuin  Trevirorum  arcbiepiscoporum  inducti  tlieloneum  quod 
( onfliieiitie  — delieri  cognoscitnr  — ecclesiae  I).  Symeunis  contulerunt. 
--  Vb’riim  theloneuin  (piod  videlicet  mercatores  de  (|uolil)et  suinmario 
--  persolveve  didnierant,  diu  neglectum  fuit  et  iiitermissuin.  Nos  itacpie 
etc.  ini])eriali  aiictoritate  renuvantes  et  dari  precipieiites — ^ conti ruiainus. 
A gl.  ib.  I 556  (1138),  093  (1162),  It  ISO  (1195)  u.  H 92. 

Vgl.  Anm.4  8.  47.  — Vielleicht  war  auch  die  Itückerwerbung  von 
< 'berwest'l  durcli  'rausch  mit  Magdeburg  ( I 16(i)  mit  Wi«‘dcr(‘rwerbuug 
' es  ehemalig(!u  dortigen  Zolls  vrOundeii.  ()r.  (luelf.  III  590  (8t.  4066). 
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erwarb  er  den  alten  Zoll  von  Boppard  vom  Wormser  Bischof 
gegen  Verleihung  der  Vogtei  iiber  Dirmstein  ^ ; der  Zoll  trug 
bisher  jährlich  ca.  1(3  Ftund  \\  ormser  l\Iünze,  abei  Heini  icli 
führte  nun  einen  neuen,  offenbar  höheren  Zolltarif  ein“.  Von 
dem  Kloster  Sinsheim  liefs  er  sich  ferner  mit  Zustimmung  des 
Bischofs  von  Speyer  die  Hälfte  von  dessen  Zoll-  und  i\lünz- 
rechten  und  der  (leriehtsbarkeit  schenken  und  zw  ar  als  i>ersön- 

liches,  unverlehnbares,  erbliches  Eigen 

Kanu  man  hieraus  wohl  schliefsen,  dafs  die  eben  damals 
mit  der  Zunahme  des  Handels  wenigstens  am  Rhein  gesteigerte 
finanzielle  Wichtigkeit  der  Zölle,  aucli  dem  Könige  nicht  ent- 
gangen ist,  so  scheint  andererseits  die  Art  seines  Vorgehens 
darauf  hinzLUveisen , dafs  als  Einnahme<iuelle  für  den  König 
nur  die  Zölle  in  Betracht  kamen,  die  sich  noch  in  seiner  un- 
mittelbaren Gewalt,  auf  den  Domänen  liefandeiD,  widircMid  das 
Regal  über  alle  Zölle  w’ohl  noch  in  einzelnen  hoheitlichen 
Verfügungsrechten  zum  Ausdruck  kommt,  dagegen  pekuniäre 
Vorteile,  wie  sie  noch  beim  Bergregal  erscheinen,  nicht  mehr 
nachzuw'cisen  sind.  Infolgedessen  sehen  WM'r  die  Staufer  be- 
müht, einerseits  die  direkten  königlichen  Zölle  sich  zu  erhalten, 
Verleihungen  von  Zollrechten  zu  vernnüden,  andererseits  die 
hoheitlichen  Rechte  zu  Avahren  und  z.  T.  auch  zum  Vorteil 
der  emporblühenden  königlichen  Pfalzstädte  zu  benutzen. 

Eng  mit  dem  Zollrecht  ist  das  Marktrecht  verbunden  ^ : 
als  nutzbares  Recht  kommt  es  in  Betracht  w'egen  der  Erheluing 
gewMsser  auch  „Zölle“  genannten  Abgaben  vom^  iMarktverkehr 
und  wegen  der  Gefälle  des  IMarktgerichts.  Zur  Ausübung 
dieser  verschiedenen  königlichen  Rechte  bedurfte  es  (Kr^  be- 
sonderen Icöniglichen  Verleihung^.  Von  früh  an  hatten  fieilich 


1 MB.  3H)  439  (1190),  8t.  4651  u.  Scbaimat,  Hist.  Worin.  90  (1196), 

8t.  5003.  . , 

2 Lacomblet  I 376  (1193),  8t.  4820;  s.  Anm.  o 8.  47. 

Österreich.  Notizeiiblatt  II  181  (1192),  St.  4738;  abbas  — me.lie- 

tatoiii  iurisdictioiiis  - — cuiii  iiioiieta  et  tbeloiu“o  coiiseiisu  U.  tuiu  8pi- 
rensis  ecclesiae  ejilscopi  iiobis  sub  gratia  nostra  — ubtulit  et  ilonavit 

iiiliibpie  de  hi.s  — in  fendo  conferainus,  sed  ad  Jieredes  nostros 

transire  faciamiis.  Zöllner  und  Münzer  und  Scliultlieils  sollen  der  Abt 
und  der  Kaiser  gemeinsam  einsetzen,  der  Ertrag  aus  der  \ei'\altung 
zur  Hälfte  dem  Kloster,  zur  andern  dem  Kaiser  zufallen. 

* Vgl.  den  bezeichnenden  Ausdruck:  in  locis  hscalibiis,  id  e.st  ad 
utilitatem  imperii  singulariter  pertinentibus,  s.  o.  Anm.  11  8.  46. 

Waitz  VIII  282  ff.  Lamprecht,  WE.  II  262  ff. 

« Vgl.  z.  B.  MB.  29^431,  8t.  4292,  das  Privileg  lur  Bri.xen:  nun, 
(lue  — civitates  consueverunt  ab  imperiali  gratia  jiostulare  et  teneie, 
seil.  - habendi  fori  facultatem  loco  et  tempore  eivitati  congruo.  - 
Böhmer,  Acta  187  (1196),  8t.  4989;  .piodcunnpie  mcrcatum  nostra  yel 
antecessorum  nosti’orum  aiictoritate  constitutum  vel  coiisrituemnun.^^  ii- 
dererseits  vgl.  z.  B.  Würtemb.  UB.  II  102  (1150):  der  Bischot  von  M urz- 
burg  verleiht  dem  von  ihm  gegründeten  Münstcrhall  tain  episcopatus 
(piam  ducatus  nostri  potestate  sollemne  toruin,  allerdings  auch  annuente 
imperatorc  Eridrico  ibidem. 
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daneben  auch  weltliche  wie  geistliche  Orumlherren  sich  das 
liecht  angemalst,  selbst  auf  ihrem  Gniiul  und  Boden  Märkte 
jbzuhalten,  ohne  dafs  das  Königtum  die  Mittel  gehabt  hätte, 

( iese  Bildungen  zu  verhindern.  W'ohl  ab<  r hält  es  daran  fest, 

{ als  die  volle  Markthoheit  ein  Regal  sei,  insofern  als  nur  der 
König  die  gerichtlichen  und  iinanziellen  R(!chte  verleihen  dürfe, 
A, 'eiche  dieselbe  begründen. 

Die  Verleihungen  von  Marktreehten  dauern  daher  auch 
jetzt  fort;  der  gröfste  Teil  derselben  ist  für  kleinere  Klöster 
irlassen.  Sie  erteilen  dem  Beliehenen  das  Recht,  überliau})t 
(inen  IMarkt  abhalten  zu  dürfen;  di(;ser  Markt,  der  meist  als 
. ötfentlicher“  oder  „freier,  allgemeiner“  u.  ä.  bezeichnet  wird^, 
und  alh;,  die  auf  demselben  verkehren,  stehen  unter  dem  Schutz 
und  Frieden  des  Königs,  dessen  Verletzung  mit  dem  Bann  be- 
legt ist,  und  dessen  Verwaltung  der  Belicdiene  empfängt. 

Die  Verleihung  bezieht  sich  nur  auf  einen  bestimmten,  meist 
namhaft  gemachten  Ort  und  einen  gewissen  Umkreis,  inner- 
halb  dessen  sieh  der  Marktbann  erstreckt,  und  wo  insbesondere 
jede  Errichtung  eines  anderen  Marktes  ausgeschlossen  ist^. 

Bisweilen  finden  sich  indessen  auch  Ih'ivilegierungen  ohne 
.genauere  Fixierung  des  Ortes,  so  dafs  dem  Privilegierten  noch 
eine  gewisse  Freiheit  in  der  Anlage  blieb 

Verlegungen  des  Marktes  oder  Weiterausdehnung  desselben, 
n räumlicher  oder  auch  zeitlicher  Beziehung  bedurften  gewifs 
‘benso,  wie  die  Einrichtung  eines  neuen  Marktes,  der  könig- 
iclieii  Genehmigung,  wenn  sie  auch  wohl  selten  noch  ein- 
;;eholt  wurde 

Stets  sind  in  unserer  Zeit  die  Rechte  und  die  Nutzungen, 


1 Bc'Züichnuiigtm  sind:  foriiin  publicuin,  eelebre  et  liberum  f.;  iini- 
ersales  (>t  solleinpnes  lumdimie,  inuidinae  publicae;  einmal  forum  quod 
11  viifcari  Wiebiletlie  dieitnr  (Erliardt,  Cod.  dijd.  Westjdi.  II  156  [1181]). 

- Bülniier,  Acta  Nr.  ÜtJ  (1151),  St.  857U  f.  Kl.  St.  Walburg  bei 
Hagenau:  eoncessimus  ut  ad  villam  - DiiiTinbaeb  eelebre  et  liberum 
'oriim  liabeant.  Aiietoritate  etiani  regie  maiestatis  eidem  ville  et  t'oro 
(laeeni  et  libertatein  scanextimus  (!).  Stumpf,  Aeta  122  (1152),  St. 
>656  f.  Geinbloux : nundinas  publieas  et  monetae  pereussuram  cum 
laniiü  liliere  eis  habere  liceat.  — Laeomblet  1 288  (1166),  St.  4062  für 
Aaclien : Omnes  — ad  bas  nundinas  venientes  vel  inde  redeiuites,  vel 
bideni  coinmorantes  in  rebus  et  ])orsonis  firmam  pac ein  liabeant. 
— Seliöpflin  I 256,  St.  4010  für  llagenau:  eundo  vel  redeundo  infra 
n i 1 i a r i a t r i a circum(|ua(pie , tani  p e r s o n i s propriis  (luam  r e b u s 
-iiis,  imjieriall  maiestate  pacem  firmam  indicimu.s.  Vgl.  die  Be- 
itätigung für  Siegburg  Laeomblet  I 815  (1174),  St.  4159:  in  nullo  loco 
ntra  duo  miliaria  lieeat  a (juo(]uam  forum  sive  mereatum  publi- 
•iim  de  novo  eonstitui.  — Comstit.  1 Nr.  289  § 9.  Erhardt,  Cod.  dipl. 
(Vestl.  II  156  (St.  4831):  nostra  pace  et  protectione  gaudere 

.olumu.s  etc. 

So  in  der  Urk.  f.  Bi'ixen,  MB.  29^481  (St.  4292):  loeo  et  tempore 
‘ivitati  eongruo. 

^ Dies  zeigt  z.  B.  die  angeführte  Urk.  fiir  Merseburg,  Sehultes, 
Dir.  dipl.  11  838  (St.  4506). 
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die  Befugnis,  Abgalien  von  den  Handeltreibenden  zu  erheben 
und  die  Piufsen  und  Gefälle  des  IMarktgerichts  für  sich  cin- 
zutreibmi,  ausdrücklich  in  den  königliclien  IMarktjirivilegien 
mitverliehen  L Alle  diese  Einkünfte  vom  [Markte  werden  auch 
als  Zoll  bezeichnet  und  ihrerseits  nicht  streng  geschieden  von 
den  wirklichen  Zöllen,  den  Durchgangszöllen;  namentlich  die 
königlichen  Befreiungsprivilegien  verbinden  oft  alle  solche  Ab- 
gaben unterschiedslos  in  ganz  allgemeinen  Ausdrücken.  Es 
ist  bisweilen  nicht  möglich  zu  bestimmen,  was  unter  dem  all- 
gemeinen Wort  theloneum  im  einzelnen  Falle  verstanden  ist. 
Nur  auf  Marktabgaben  scheint  sich  eine  allerdings  für  das 
ganze  Reich  geltende  Befreiung  zu  beziehen,  welche  Konrad  111. 
dem  Kloster  Chemnitz  erteilt^;  ebenso  eine  Urkunde  Hein- 
richs VI.  zu  Gunsten  der  Halberstädter  Kaufleute^.  ln  anderen 
Fällen  sind  auch  andere  Verkehrsabgaben  und  Zölle  inbegriffen, 
z.  B.  in  dem  Privileg  Friedrichs  für  Lübeck'*  und  anderen 
oben  angeführten  Urkunden. 

Friedrich  1.  richtete  auch  in  den  königlichen  Orten  Aachen 
lind  Duisburg  je  zwei  neue  [Märkte  ein,  zur  Begünstigung  des 
Handels  mit  Flandern  ''^.  Die  zu  Duisburg  sollten  zu  ISt.  Bartho- 
lomäi  (24.  August)  und  zu  Lätare  beginnen;  sie  waren  für 


1 Waitz  VIII  282,  28.5.  — Cod.  dipl.  8ax.  II  6,  268,  St^8452:  forum 
publicum  — coiistruaut,  cum  omni  libertatc.  — Loibniz,  SS.  Brunswic. 

I 706  (1140),  St.  8480:  poto.statem  mereatum  in  codem  loco  babendi, 
puldicas  nundinas  institmmdi , jicrcussuram  monotac  ordinandi  , tliclo- 
noum  sumendi,  boc  seil,  rationis  tc.norc  ut  quicipiid  ex  pnicdictis  rebus 
utilitatis  vel  compositionis  accreverit,  in  usus  fratrum  — cedat.  — Zabn, 
Steiermärk.  UB.  I 478  (1170),  St.  4110:  — forum  pro  suue  yoluntatis 
arbitrio  ordinäre  et  ad  ipsius  ecclesiae  commodum  forensia  in  0(.  sibi 
iura  constituere.  — Fontes  rer.  Austr.  II,  Bd.  84,  S.  48  (1177',  St.  4220; 
cum  omni  forensi  iure  et  utilitate.  — Sehultes,  Dir.  dipl.  II  888  (1188), 
St.  4-506:  commodit.ates  et  utilitates  suas  — disponat  — siv(.:  m eon- 
cambio  sive  in  tlieloneo  aut  aliis  proventibus  (pii  ex  nep;ociationibus 
diversis  sobmt  provenire. 

- Cod.  dipl.  Sax.  II  6,  268  (1143),  St.  84.52:  per  omnes  regni  nostri 
provincias  incole  — absque  telonci  oppressione  cum  mcrcatu  et  sarcinis 
suis  intrent  et  exeant. 

Böhmer,  Acta  187  (1196),  St.  4989:  (piodcumque  mereatum  — 
intraverint  — in  ipsis  mereatis  res  suas  vendcmli  et  emendi  \'c!  (pio- 
libet  modo  commutaiuli  sine  alieuius  tbelonei  exaetione  perpetuam  lilicr- 
tatem  et  omnimodam  facultatem  liabeant. 

* UB.  der  Stadt  Lübeck  I S.  9 (1188):  ut  cum  mercibus  suis  libere 
cant  et  redeant  per  totum  ducatum  Saxonie  absijue  liansa  et  absijuc 
tlieloneo.  — Über  die  Bedeutung  von  „liansa ‘‘  in  diesem  Gebrau cb 
vgl.  Koebne,  Das  Hansgrafenamt,  Berlin  1898,  S.  .528  f.,  S.  1201b 
Auf  Marktzölle  neben  andern  Abgaben  bezieht  sich  z.  B.  auch  di(j  \ er- 
leihung  an  die  Wormser  Juden,  Constit.  I Nr.  168  •,  das  Privileg  für  die 
Regensburger  Juden  bestätigt  nur  das  Recht  des  Handelns  und  V cchsidns 

im  allgemeinen.  MOeG.  10  (1889),  S.  4-59  f. 

'■>  Constit.  I Nr.  289  (1178),  St.  4146:  ex  pytieione  dilecti  nostri 
Philippi  comitis  Flandrie  quattuor  fora  mercatoribus  h landrensibus  sta- 
tuimus,  duo  (juidem  Aipiisgrani  jier  ti'rram  et  alia  duo  ajnid  Diisburch 
per  .aquani  certis  temporibus  observanda. 
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feil  (liireli  flie  Schiffe  vermittelten  ITaiidf^lsverkelir  bestimmt. 
A.'ülireiid  für  den  Laiidlmndel  Aaclien  dienen  sollte,  wo  um 
l'astnaclit  und  JMichaelis  Jahrmärkte  statti'aiiden.  Jeder  Markt 
( aiierte  14  Ta^^-e;  die  beiden  Aachener  jMärktc  hatte  Friedrich 
1 ereits  1166  eingerichtet  und  zwar  auf  Rat  der  Fürsten  auch 
1 ebt  er  hervor,  dafs  durch  diese  Märkte  den  benachbarten 
I larktortcn  kein  Eintrag  geschehe,  sondern  Vorteil  erwachse, 

1 nd  erläfst  alle  Marktabgaben.  Findet  sich  bei  der  Gründung 
( er  jRärkte  in  Duisburg  diese  Beschränkung  und  besondere 
1 [ücksichtnahme  auf  die  Rechte  benachbarter  Märkte  oder  den 
Rat  der  Fürsten  auch  nicht,  so  ging  doch  hier  die  An- 
legung vom  Grafen  von  Flandern  aus,  cs  war  zunächst  eine 
sirGunsten  der  flandrischen  Kaufleiitc  getroffene  Mafsregel. 
Aber  sie  steht  vereinzelt  da.  Eine  regere  Thätigkeit  in  diesem 
(iebicte  entfalteten  die  Staufer  offenbar  nicht;  auch  von  der 
Geltendmachung  hoheitlicher  Rechte,  wie  im  Zollwesen,  flndet 
Hfh  nichts. 

Sehr  oft  erscheint  in  den  Urkunden  mit  dem  Markt- 
1 echt  zugleich  verliehen  das  Milnzrecht".  Auch  das  Münz- 
wesen bleibt  eines  der  unveräufserlichen  Hoheitsrechte  des 
ICönigs;  aber  eine  ergiebige  Auslieutung  flesselben  im  Interesse 
( .es  Königtums  ist  auch  hier  Aveder  nach  der  finanziellen,  noch 
j uch  nur  nach  der  rein  hoheitlichen  Seite  hin  zu  erkennen; 
ja  fast  erscheinen  die  Reste  königlicher  Befugnisse  noch  weniger 
‘gewahrt  als  im  Zollregal.  Wenn  die  Zahl  der  Neuverleihungen 
1-eine  grofsc  ist,  so  ist  der  Grund  einerseits  wohl  in  einer  ge- 
rissen Sparsamkeit  mit  den  gebliebenen,  ertragsfähigen  Rechten 
; u suchen,  andererseits  aber  und  vielleicht  in  höherem  Grade 
in  der  bereits  eingetretenen  Sättigung  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Grolsen  mit  solchen  Rechten,  was  sich  unter  anderem 
i-uch  darin  bemerkbar  macht,  dafs  die  neuen  Verleihungen 
mit  wenigim  Ausnahmen  an  kleinere  geisiliche  Stiftungen  und 
i eltencr  auch  kleine  Aveltliche  Herren  erteilt  sincU. 


1 Liieomblet  1 283  (1166),  St.  4062:  Unde  est  quod  bis  jn  anno 
I '.niA’orsalos  ot  sollemj)nes  nnndinas  aqnisgrani  colobravi  decreAdmus  ex 
I onsilio  mercatovnm  Aneinarum  ciAdtatuni.  — Ex  consilio  itaque  princi- 
)iuin  nostrornin  — hanc  donanms  liljortatem,  nt  in  bis  nnndinis  et  per 
iotum  annnin  in  boe  regali  loco  ab  omni  tbeloneo  sint  immunes  etc. 

2 AVaitz  A^rn  318  ff.  — Lampreebt,  AVL.  II  351  ff.  — Inama- 
.‘iternegg,  Deubsebe  AAdrt.sebaftsgescb.  II  392  ff.  — Ebeberg,  Über  das 
i lt(‘r(“  doiitscbe  Alünzwesen  und  die  Hausgenossen,  in:  Staats-  u.  social- 
''.•issenscbaftlicbe  Forsebungen  , brsgeg.  \'.  Scbmoller,  Hd.  II,  Heft  5 
( 1379). 

^ Die  Avenigen  mir  bekannten  N eu A’erleibungen  Amn  Münzreebten 
find  diese:  MIb'4,  132  (1141)  (--  31«  398;  St.  ;i431)  an  Graf  Eckbert 
mAii  Fütten  forum  et  monetam  in  Neunkireben.  — St.  3480,  Leibniz, 
bS.  Hrunswic.  1,  706  (1144)  f.  Kloster  Reinbausen;  St.  4062,  Lacomblet 
1 284  (1166)  für  Aacben;  Constit.  I Nr.  239  (St  4146)  (1173)  für  Duis- 
1 urg.  — MH.  29«  431  (1179),  St.  4292:  angcblicb  neu  mit  Markt-  und 
5,olh-ecbt  A'erliebeu  an  Hisfum  Hrixen,  AAgabrscbeinlicber  aber  nur  eine 
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Die  ersten  IMünzvcrleihungen , Avie  sie  im  Fi'.ankenreiche 
und  später  bis  ins  10.  Jahrhundert  geübt  Avurden.  liatten  nur 
den  ZAveck  Amrfolgt,  den  Handel  und  \"ei’kchr  eines  gCAvissen 
Ortes  zu  heben,  die  Geschäfte  durch  das  Vorhandensein  einer 
die  nötige  Handelsmünze  geAvährenden  Jh’ägeanstalt  zu  er- 
leichtern;  sie  Avaren  also  lediglich  für  die  ZAVccke  des  IMarktes 
berechnet.  Markt  und  Münze  erschienen  daher  stets  Amrbunden 
in  den  Urkunden,  derart  dafs  nie  das  eine  ohne  das  andere 
verliciien  wird,  ja  dafs  beide  Rechte  sogar  identifiziert  werden 
und  man  da,  avo  in  einer  Urkunde  etAva  nur  eines  A'on  beiden 
genannt  ist,  berechtigt  ist,  auch  die  A^erleihung  des  anderen 
als  inbegriflen  anzunehmen  k 

Diese  Verbindung  dauert  auch  in  den  Verleihungen  unserer 
Periode  noch  fort,  Avenn  auch  soAVold  die  Motitm  der  Verleiiiung 
als  der  Inhalt  der  A’erliehenen  Rechte  ganz  andere  gcAvor- 
den  sind,  ln  den  Avenigen  Avirklich  neuen  Münzverleihungen 
dieser  Zeit  wird  stets  das  Marktrecht  ausdrücklich  mit  A’cr- 
liehen;  nur  den  Königshof  in  Andernach  scheidet  Friedrich  an 
Köln  mit  Münz-  und  Zollrecht,  ohne  des  Älarktes  zu  gedenken”, 
aber  eben  aus  dem  Vorhandensein  jener  beiden  andern  Rechte 
wird  man  auch  das  Vorhandensein  eines  Marktes  entnehmen 
dürfen.  Umgekehrt  Averden  freilich  auch  einige  Marktrechte 
A'erliehen,  ohne  dafs  A’om  jMünzrechte  die  Rede  Aväre:  auch  in 
diesen  Fällen  kann  man  Avohl  vermuten,  dafs  nur,  Aveil  es  zur 
Ausstattung  und  Übung  des  Marktrechtes  selbstverständlich 
gerechnet  Avurde,  seine  besondere  ErAvähnung  unterblieb®. 

Aber  cs  wurden  damals  unter  diesem  Namen  schon  Be- 
fugnisse verstanden,  die  dem  ursprünglichen  »Sinn  dieser  Privi- 
legien z.  T.  direkt  Avidersprachen.  Wenn  man  mit  Soetbcer'^ 
Auer  Stufen  in  der  EntAvickelungsgcschichte  des  IMünzregals 
annimmt,  so  bezeichnet  die  Zeit  der  ersten  Staufer  bereits  den 

He.stütiguiig,  A^gl.  Loitzmauii,  Deut.scbe  Münzkuiiüo,  S.  605.  — Nitr  j>c- 
stütigmigcn  iilteror  Reebtc  sind  aucdi  z.  I>.  die  PriA'ilegien  für  die  Ab- 
tissin Amu  EseliAvege  (L(‘debur,  AreliiA*  11.  12,  273),  St.  4493,  A om  .Jalire 
1188;  für  Gembloux,  St.  3656,  Stumpf,  Aeta  122  (1152);  für  Selz,  St. 
3457,  Seböpflin,  Als.  Dij)!.  I 224  (1143);  St.  CA'riak  zu  Altorf,  ib.  238 
0153),  St.  3659,  u.  a.  — A>1.  aucdi  Ebel»erg,  a.a.O.  S.  1821'.,  Anhang  1, 
u.  S.  37  f. 

1 Ebeberg  16-19.  — AAbiitz  AHII  320. 

2 Laeomblet  I 296  (St.  4086). 

2 Solcbe  einzelne  Alarktreebte  für  kleinere  Klfister  sind:  f.  Kloster 
Cbemnitz  a..a.  ().,  das  mit  der  Ausnutzung  des  Ib'rgTegals  umso  leieliter 
ein  Münzreebt  bandbaben  konnte;  für  St.  Walburg  i.  Eis.,  llolimi'r,  Aeta 
Nr.  92  (St.  3579)  (1151),  f.  St.  Lambert  in  Kärnten  (St.  4110,  St(‘ierm. 
UH.  I,  478)  1170,  f.  St.  IMaria  in  Hrixen  (Fontes  rer.  Austr.  II  ;11,  S.  48. 
St.  4220)  1177;  für  Kloster  Obernkireben  in  Westfalen  (Cod.  dipl.  estf. 
II  156,  St.  4331)  (1181);  bier  Avird  das  .Münzreebt  im  allg<mieinen  seine 
ursprünglitdie  (dngesebränkte  Hedeutung  als  blolsi'  V('rk('brserleicbterung 

bebalten  baben.  ..  . 

■*  ln  FDG.  VI,  bes.  S.  31  ff’.  Abnlieb  Ebeberg,  S.  7 IV.  — U aitz 

VIII  319,  A.  1. 
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Bl  ginn  dor  letzten,  vierten  Periode,  d.  li.  des  Schwindens  der 
ki  nigliclien  Befugnisse  und  Ansprüclie  nicht  nur  in  finanzieller 
II  nsicht,  sondern  aucli  in  den  wichtigsten  Punkten  des  Oher- 
hc  heitsrechts,  wie  wir  es  kaum  hei  anderen  Rechten  in  dieser 
7a  it  schon  ausgeprägt  finden, 

^^^ar  anfangs  der  Inhalt  dieser  Verleihungen  vielleicht  nur 
der  gewesen,  einem  Orte  den  Vorzug  einer  königlichen  Münz- 
sti  tte  üherliaupt  zuteil  werden  zu  lassen , ohne  dafs  dem  Be- 
lie  ieuen  direkte  Rechte  am  Ertrage  der  Münze  zugestanden 
wirden,  vielmehr  sein  Nutzen  nur  aus  dem  durch  die  Grün- 
dung der  Münze  entstehenden  belebteren  Verkehr  und  Handel 
flii  fsen  sollte,  so  kam  es  allerdings  schon  sehr  früh  dahin, 
das  ein  direkter  Ertrag  aus  der  Münze,  Einkünfte  <aus  der 
Pr  igung  und  dem  Wechsel,  dem  Privilegiei-ten  entweder  ganz 
od3r  doch  zum  Teil  abgegeben  wurden;  schon  damit  hörten 
also  die  Einkünfte  des  Königs  aus  einzelnen  Münzstätten  ganz 
auf  oder  wurden  doch  stai’k  ven-ingert.  Es  war  nur  ein  Schritt 
wn’ter,  dal’s  alsbald  die  nunmehrigen  Münzherren  begannen 
da 5 Recht  zu  üben,  unter  ihrem  eigenen  Namen  zu  prägen; 
diiisor  Anspruch  drang  durch  schon  im  10.  Jahrhundert,  zuerst 
be  den  Stammesherzögen , vor  allem  in  Bayern,  dann  in 
Schwaben,  schliefslich  auch  in  Sachsen,  ohne  dafs  eine  könig- 
liche Vei’leihung  anzunehmen  wärek  Wui'de  hierdurch  auch 
da«  Oberhoheitsi’echt  des  Königs  in  einem  wichtigen  Punkte 
eil  geschränkt,  war  also  schon  im  11.  Jahrhundert  der  König 
vo  n der  finanziellen  Nutzung  der  verliehenem  Münzrechte  i.  A. 
ausgeschlossen,  so  begann  sieh  nunmehr  eine  eigene  territoriale 
M inze  neben  der  ursprünglich  allein  vorhandenen,  überall 
geprägten  königlichen  zu  entwickeln.  Noch  blieb  aber  das 
Iloheitsrecht  des  Königs  insofern  bestehen,  als  er  allein  überall 
M inzstätten  errichten,  Münzrechte  verleihen  konnte,  und  das 
]\I  inzsystem  nicht  geändert  werden  sollte  ohne  seine  Zu- 
sti  Innung. 

In  unserer  Periode  hat  auch  dieses  Recht  sich  geändert. 
Zi-'ar  wird  im  ganzen  Mittelalter  an  dem  Grundsatz  fest- 
gelialten,  dafs  der  König  der  oberste  Münzherr  sei,  dafs  das 
R<  cht  auf  den  Besitz  und  die  Nutzung  der  Münze  allein  von 
ih  u herrühre;  aber  die  Ausdehnung,  welche  dem  verliehenen 
R(  eilte  gegeben  wird,  macht  diese  Abhängigkeit  unwirksam. 

Der  Münzherr  übt  jetzt  das  Recht  aus,  nicht  nur  unter 


I Waitz  VIII  322.  — Elieberg  S.  24  ff.  — Nach  Or.  Giielf.  III  424 
ve;  lieh  Ileiiiricli  der  lalAve  dem  Kloster  in  Nordheim  die  iura  thclonei 
et  iiercnssuram  proprii  nnmismati.s,  vf^l.  Bode,  Das  ältere  Münzwesen 
dei  Staaten  und  Städte  Niedersachsens  (1847),  S.  15.  Doch  ist  dielJrk. 
wo  Id  unecht,  s.  Stumpf,  Acta  Mog.  S.  78.  — Anffällipf  ist  ferner  die 
Uri.  eines  Grafen  Siej^fried  von  Boynehurf^  (vf'l.  Or.  Guelf.  IV  523, 
Bo  le  S.  17,  Anm.  4),  wonach  dieser  Graf  1141  dem  "en.  Kloster  diese 
Redite  j^egi'hen  Imhe. 


» 
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seinem  Namen  zu  prägen , sondern  auch  Bestimmungen  über 
die  Prägung  zu  treffen,  Änderungen  im  Gepräge,  im  ISchrot 
und  Korn  der  Münzen  vorzunehmen,  namentlich  auch  das  Recht 
des  Münzverrufs  im  rein  finanziellen  Interesse  auszubeuten,  so 
dafs  Handel  und  Verkehr  darunter  leiden. 

Allerdings  haben  die  Staufer  einigemal  versucht,  wenigstens 
gegen  geistliche  Fürsten  auf  diesem  Gebiete  vorzugehen,  um 
die  ärgsten  Mifsbräuche  zu  beschränken,  namentlich  die  ]\Iünz- 
verschlechterung,  die  den  Handel  drückte,  aufzuheben,  Schrot 
und  Korn  und  den  Münzfufs  ein  für  allemal  für  die  betreffende 
Münzstätte  zu  bestimmen.  Friedrich  I.  gebot  z.  B.  dem  Bischof 
von  Basel,  den  Stand  seiner  Münze  zu  bessern  im  Schrot  und 
Feingehalt  der  Ausmünzung  und  in  Zukunft  an  diesem  ge- 
besserten Verhältnis  keine  Änderung  vorzunehmen  k Hein- 
rich VI.  entschied  ähnlich  in  Sjieyer,  indem  er  von  sich  aus 
den  Münzfufs  ein  für  allemal  fcstsetzte  und  jede  fernere 
Änderung  an  demselben  und  an  der  Prägung  verbot,  mit  Aus- 
nahme des  einen,  dafs  der  Bischof  alljälirlich  auf  die  Denare 
ein  neues  Zeichen  ])rägen  dürfe 

Das  Recht  des  Münzverrufs  Avird  von  diesen  Verfügungen 
nicht  getroffen.  Die  eben  erAvähnte  Bestimmung  Heinrichs  VI. 
in  dem  Erlafs  für  den  Bischof  von  Sj)eyer  kann  doch  nur  den 
Sinn  haben,  dafs  es  dem  Bischof  erlaubt  sein  sollte,  alljährlich 
einen  Münzverruf  zu  erlassen.  Im  anerkannten  Besitze  dieses 
Rechts  finden  wir  auch  sonst  Münzberechtigte  dieser  Zeit; 
z.  B.  trifft  Friedrich  I.  für  die  Abtissin  A'on  Esclnvege  eine 
Bestimmung  wegen  des  Anteils,  den  der  Klosteiwogt  an  dem 
Gewinne  aus  dieser  Mafsregel  beanspruchte^. 

Der  König  erkennt  also  die  Berechtigung  der  Münzherren 
zu  solchen  Operationen  an  und  greift  nur  selten  gegen  allzu- 
grofse  Willkür  ein.  Dagegen  erläfst  er  Schutzprivilegien  zu 
Gunsten  der  Münzherren,  welche  diesen  innerhalb  ihres  Terri- 
toriums die  ausschliefsliche  Handhabung  des  Münzrechtes  ge- 
Avährleisten ; es  wird  durch  Sjnaich  der  Fürsten  ausdrücklich 
bestimmt,  dafs  niemand  innerhalb  eines  Bistums  ohne  Wissen 
und  Willen  des  betreffenden  Bischofs  ein  Münzrecht  ausüben 
solle  Richtet  sich  dies  Verbot  auch  gegen  die  unberechtigten 


’ Trouillat  I 323  (1154),  St.  3683:  nt  pniidoro,  piiritatc  in  molins 
nmitata,  eadem  ot  iindolata  in  praodictis  porinaneat  omni  tomiion*. 
Statnentes  nt  nec  praefatus  episcopus  nnllnsAm  snccossor  eins  in  preno- 
niinatis  eam  alterare  presnmat  ete. 

2 Constit.  I Nr.  374  (1196),  St.  5011:  ut  de  cetero  Spirensis  inoneta 
libralis  .sit,  quod  Aailgo  phundieli  dicitur. 

Ledebur,  Allgem.  Archiv  für  die  Geschiclitskunde  des  prenfs, 
Staats,  Bd.  12,  273  (St.  4493):  Qiiotienscumque  anteni  vetns  moneta  re- 
probabitur  et  nova  endetiir,  advoeatns  non  de  in.stitia,  sed  amicabili 
ei  eompetenti  seiwicio  eom]>lacandns  est,  (piia  banno  inonetam  continnare 
et  stabilire  debet. 

Constit.  I Nr.  194  (1160,76):  in  presentia  eurie  nostre  ab  oinnibus 
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X aclimünzungon  und  die  P’alsclimünzer,  so  kam  es  docdi  aucli 
s^hon  dahin,  dafs  durcdi  diese  territorialen  Münzreclite  das 
1 echt  des  Königs  zu  Verlciliungen,  ja  seine  eignen  Ih'ägnngs- 
r H*hte  immer  mehr  beschränkt  wurden. 

Schon  jetzt  tritt  die  königliclie  Münze  ganz  in  den  Ilinter- 
ii  rund. 

Zwar  prägt  der  König  noch  an  einei-  Iveihe  von  eigenen 
]Hünzstätten ; aber  die  Bedeutung  der  königliclien  Münze  als 
1 fandels-  und  Verkehrsgcld  ist  offenbar  nur  eine  geringe  im 
^ crgleich  mit  der  der  grofscn  Ib'schofs-  und  Handelsstädte, 
vor  allem  der  Kölner  Münze.  Die  kölnische  Münze  dient  be- 
rnts  auch  dem  König  als  Wertmesser  und  Rechnungseinheit; 
rach  ihr  bestimmt  z.  B.  Friedrich  den  Münzfiils  der  neuen 
j^lünze,  die  er  1166  ,ex  consilio  curie‘  in  Aachen  einrichtete, 
niid  zwar  so,  dafs  die  königliche  Aaclnmer  Mark  nur  den 
halben  Wert  der  kölnischen  haben  soll* ; und  dieses  Verhältnis 
s )11  ebenso  wie  Scbrot  und  Korn  und  die  PMrm  der  Aus- 
I rägung  unverändert  bleiben.  Ebenso  wird  auch  bei  der  p]r- 
r chtung  der  IVIünze  in  Duisburg  die  Kölner  Mark  als  Wert- 
messer erwähnt“.  Ja,  als  nach  dem  Pb'ieden  von  Venedig  den 
(leutschen  Reichskirchen  vom  Kaiser  eine  Bede  auferlegt  wird, 
verlangt  er  ausdrücklich  Zahlung  in  kölnischer  Währung’*; 
also  eine  für  alle  Teile  des  Reichs  gütige  Verfügung  nimmt 
nicht  die  königliche  Münze,  die  eigentliche  Reichsmünze, 
s )ndern  die  kölnische  Handelsmünze  als  Rechnungsgcld  für 
das  ganze  Reich  an.  Die  königliche  Münze  wird  dadurch  der 
landesherrlichen  kölnischen  nicht  nur  ghüchgestellt,  sondern 


1 ir  sogar  untergeordnet. 


Selbst  das  Vorrecht  der  königlichen  IMünze,  innerhalb  der 
f Irstlichen  Älünzbezirke  allgemein  kursieren  zu  können,  wird 
Ixöln  gegenüber  in  dieser  Zeit  nicht  mehr  aufrecht  erhalten. 


] nncijiibiis  indicatum  esse,  qnoü  in  episcliopatii  alicuiu.s  episeopi  nnllus 
einnino  aliquam  inonetam  veram  vel  falsam  absque  conscientia  et 
\oluntate  episeopi,  enins  ipsa  dyocesis  est,  faeere  pote.st  vel  liabere.  — 
V^d.  aueji  die  Strafaiidroliuno-en  für  Falseliinünzev  1>.  Trouillat  I 823. 

’ Über  die  Folgen  der  Mindei'wertigkeit  der  königliclien  Ans- 
] rägnngen  auf  die  Ausbildung  des  territorialen  Münzrechts  s.  Ijani- 
] recht,  WL.  II  8-52  ff.  — Inania-Sternegg,  Wirtsch.-Ueseb.  II  400.  — 
J laconiblet  I 284  (St.  4062):  ex  consilio  curiae  nostre  inonetam  inibi 
c idi  fecimus  in  eadein  puritate,  gravitate,  forma  et  numero  iierpetuo 
d iiraturam.  De  marea  cudentur viginti  quatnor  solidi,  duodeciin  solidis 
oloniensium  seniper  eqnipollentes.  Zugleich  wird  das  Wccliselrecbt  der 
J acliener  Münzstätte  beschränkt,  die  Aachener  Kanfleute  dürffn  extra 
domum  monetariam  et  tectuin  cambire  argiuitnm  vel  monetam,  quando 
a 1 negotiationes  suas  exire  proposuerint. 

2 Constit.  I Nr.  239  (St.  4146),  § 3:  quoruni  marcha  pi’eponderabit 
n 110  denario  Coloniensis  monete. 

^ ib.  Nr.  258  (St.  4227):  in  pondere  Coloniensi  de  puro  argento. 
y ucli  Heinrich  VI.  forderte  z.  B.  von  Bicliard  von  England  das  Löse- 
geld ad  pondus  Colonie  (ib  Nr.  355,  § 1). 
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Heinrich  VI.  giebt  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Erzbischof 
nicht  nur  das  Recht  preis,  innerhalb  der  Plrzdiöcese  weitere 
königliche  jMünzstätten  zu  unterhalten,  aufser  den  beiden  bereits 
bestehenden  in  Duisburg  und  Dortmund,  sondern  er  versjiricbt 
auch  1)  das  Münzwesen  an  diesen  beiden  Orten  in  Zukunft 
nicht  mehr  zu  ändern,  2)  weder  hier  noch  auch  aufserhalb  des 
Erzbistums  IMünzen  nach  Kölner  Währung  und  Gejiräge  zu 
schlagen  oder  3)  wenn  er  dennoch  solche  Münzen  prägen  lasse, 
so  solle  der  Erzbischof  nicht  verbunden  sein,  diese  an  den 
erzbischöflicben  Orten  zuzulassen,  während  auch  der  König 
die  Münzen  des  Erzbischofs  \mn  den  königlichen  Orten  aus- 
schliefsen  dürfe*. 

Der  König  v’^erzichtet  also  anf  sein  Oberhoheitsrecht,  in- 
dem er  selbst  den  Ausschlufs  der  königlichen  IMünze  unter 
gewissen  Voraussetzungen  gestattet;  dem  Erzbischof  dagegen 
wird  die  volle  Ausübung  des  Münzrechts  innerhalb  seines 
Territoriums  gewährleistet,  selbst  gegenüber  dem  König,  alle 
konkurrierenden  Rechte  desselben  werden  beseitigt. 

Wenn  auch  diese  weitgehende  Preisgabe  königlicher  An- 
sjirüche  in  diesem  PMllc  noch  als  eine  Ausnahme  und  in  den 
speciell  niederrheinischen  Verhältnissen  begründet  erscheint,  so 
findet  sich  doch  auch  nirgends  auch  nur  eine  energischere 
Inanspruchnahme  des  Münzrechts  als  Regal,  wie  wir  sie  noch 
im  Zollwesen  und  mehr  noch  im  Bergregal  fanden. 

Nur  in  einer  Beziehung  zeigt  sich  nach  wie  x'or  der  alte 
Charakter  des  Regals  auch  praktisch  wirksam,  darin  nämlich, 
dafs  die  verliehenen  Zoll-  und  IMünzrechte  dem  König  ledig 
werden  sollten  an  dem  Orte,  an  welchem  er  sich  aufhielt. 
PVeilich  auch  dieses  Recht  ist  schon  beschränkt  in  seiner  Aus- 
übung auf  die  bischöflichen  Städte,  die  weltlichen  Fürsten 
bleiben  thatsächlich  völlig  unbehelligt“. 

Die  Übung  des  Rechtes  wird  auch  in  dieser  Zeit  bezeugt 
durch  das  Vorkommen  von  kaiserlichen , an  verschiedenen 
bischöflichen  Münzstätten  bei  Anwesenheit  des  Kaisers  ge- 
prägten Münzen  Aber  selbst  hierbei  scheinen  bereits  mannich- 

’ Laeomblot  I 365  (1190),  St.  4650:  eoncediinu.=!  — nt  de  cctoro  in 
diocosi  oolon.  archiopispopatus  imllas  monotas  liaboamus  111.“^!  duas,  sp. 
apud  dusburpli  et  apud  tremoniam,  easqiie  de  eetero  pudi  non  perniit- 
teinus  nisi  secundum  antiquain  cnnsnetmlinem,  inliibentes  etinm  ne  tarn 
in  arpbiepispopatu  pol.  quam  extra  enndem  — aliqua  moneta  fiat  se- 
cundum valentiam  et  fonuam  et  ymaginem  pol.  monete.  Si  vero  extra 
dioce.sim  poloniensis  archiepispopatu.s  monetam  pudi  fepmünius  (jue  in 
pondere  et  puritate  argenti  equivaleat  col.  monete  et  pol.  arpliiepis- 
Popus  inbibuerit,  ne  recqnatur  in  civitatibus  et  oppidis  suis,  idj^raviter 
non  feremus. 

2 Eheberg  S.  29  f. 

^ Ein  Beispiel  bei  Beysphlag,  Ycrsuch  einer  Münz^escluplite  Augs- 
burgs, S.  25:  Heinrieli  VI.  berührte  auf  seiner  Rückkehr  von  Italien 
1192  Augsburg  und  liefs  bei  dieser  Gelegenheit  prägen  iTab.  II  Nr.  20). 
Vgl.  Bode,  Das  ältere  Münzweseu  der  Staaten  u.  Städte  Niedersachsens: 
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fae  K*  Einschränkungen  bestanden  zu  liaben,  wie  eine  Urkunde 
Fr  edrichs  I.  für  die  Wormser  Münzer  lehrt,  worin  zwar  das 
Re  dit  selbst  noch  beansprucht  wird,  abei  in  Wahrheit  be- 
scl  rankt  erscheint  auf  gewisse  Dienstleistungen  der  bischöf- 
lic  len  Münz-  und  Zollbeamten  für  den  Fall,  dafs  der  König 
dai  elbst  prägen  lassen  wilD;  nicht  die  ]<]inkünfte  aus  der 
bischöfliclien  Münze  selbst  stehen  dem  König  zu  Gebote,  nur 
Ar  )citskräfte  und  Geräte  ist  der  Bischof  verpflichtet  zu  stellen. 

Nach  den  Worten  Friedrichs  II.  in  seinem  Vertrag  mit 
den  geistlichen  Fürsten  von  1220  hat  bereits  Friedrich  I.  die 
Ausübung  der  kaiserlichen  Rechte  an  Gericht,  Münze  und  Zoll 
du  ch  kaiserliche  Beamte  in  den  Bischofsstädten  beschränkt 
au]  die  Zeit  von  8 Tagen  vor  Beginn  und  8 Tagen  nach 
Scldufs  eines  in  der  Stadt  abgehaltenen  Reichstags^-  auch 
wä  irend  dieser  Zeit  sollte  jede  Überschreitung  der  Befug- 
nisse oder  Eingriffe  in  die  Gewohnlieiten  der  Stadt  vermieden 
we  -den.  Es  ist  aber  wahrscheinlich,  dafs  nur  ein  Teil  dieser 
Bestimmung  der  bereits  unter  Friedrich  I.  geübten  Gewohn- 
heit entspricht,  abgesehen  vielleicht  von  einzelnen  besonderen 
Pr  vilegierungen ; es  mag  immerhin  eine  gewisse  gewohnheits- 
inäfsige  Vereinbarung  über  den  Umfang  chn-  königlichen  An- 
spi  üche  bestanden  haben,  und  etwaige  Willkür  der  kaiser- 
lichen Beamten  Avird  natürlich  auch  unter  Fi-iedrich  I.  verboten 
genesen  sein.  Dagegen  scheint  die  zeitliche  Begrenzung, 
namentlich  die  Beschränkung  auf  die  Reichstage,  für  die  Zeiten 
Vv  edrichs  I.  und  Heinrichs  VI.  noch  nicht  zuzutreffen,  also 
ein  neues  Zugeständnis  Friedrichs  II.  zu  sein:  dafs  nämlich 
au'-h  bei  nur  vorübergehendem  Aufenthalt  in  bischöflichen 


Tii  el  II  Nr.  6 Denar  Friedrichs  I.  ans  Magdeburg,  Nr.  8 ßrakteat 
Ko  irads  III.  aus  Erfurt  (oder  Helmstädt?),  Nr.  9 Mrakteat  Friedrichs  I. 
am  Erfurt  (c.  ll^f)). 

^ .Scliaiinat,  Hist.  AVorm.  II  188  (1165),  St.  4{>52:  nur  Transsumpt 
Ka  -Is  IV\  V i;>72  in  Übersetzung:  wie  offt  ein  keyser  oder  ein  Roiniscber 
kuiiig  gen  Wormss  fjueme  und  einem  Müntzmeister  silbers  als  vil  als 
er  vvolde  tun  antworten,  und  wolde  ein  summe  pi'enig  und  dasselbe  ge- 
wi(  hte  des  silbers,  das  der  Muntzmeistor  genomen  bette,  widernemen, 
als  es  mit  dem  eydt  bestetiget  ist,  so  sol  der  czolner  kolen  darzu  geben 
und  der  Muntzmei.ster  der  sol  dorzu  sebicken  wercklude  und  ysern  ge- 
zufe,  domit  man  die  bilde  uf  die  pfening mache;  ferner:  ob  cm  keyser 
od(  r konig  mit  grossem  volcke  zu  Worms  ynqueme  und  ein  ßischoff 
voi  Wormsse  nicht  diener  genug  bette,  einem  keyser  oder  kunig  zu 
die  len,  so  sollent  die  mnnzer  Amn  der  mnntz,  die  do  ist  eines  keyser s 
ka  11  e r,  der  diener  gebresten  u.  stat  erfüllen  etc. 

- MG.  LL.  II  p.  2,86  f. : Item  inhibemus  ad  imitationem  aA’’i  nostri 
feli  :;is  memorie  imp.  Friderici,  ne  quis  officialium  nostrorum  in  civitatibiis 
eor  indem  priiicijuim  iurisdictionem  aliqnain  si\'c  in  theloneis  siA'C  in 
mo  letis  seu  in  aliis  ofticiis  quibiiscunque  sibi  vendicet,  ni.si  per  octo 
die  1 ante  curiam  no.stram  ibidem  publice  indictam  et  per  octo  dies  post 
eai  1 finitam.  Nec  etiam  per  eosdem  dies  in  ali((iio  excedere  presumant 
iiir  sdictionem  principis  et  consuetudines  ciAutatis.  — S.  bes.  Ficker, 
Ke  chskirchengut  8.  109. 
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Städtcii  damals  noch  bisweilen  von  den  Rechten  an  den 
Regalien  Gebrauch  gemacht  Avorden,  scheinen  die  schon  er- 
Avähntcn  Münzen  zu  beweisen,  von  denen  Avenigstens  die 
jMünze  Heinrichs  VI.  von  Augsburg  sicher  bei  einem  ganz 
kurzen  Aufenthalt  geprägt  ist. 

Es  ist  gCAvifs  bezeichnend,  dafs,  Avic  es  scheint,  gerade 
das  IVIünzregal  so  Avenig  mehr  zur  Geltung  kommt  in  der  Zeit 
der  beginnenden  GeldAvirtschaft,  ja,  dafs  das  Königtum  selbst 
freiAvillig  sich  noch  eines  Teils  der  gebliebenen  Befugnisse  im 
MüiizAA'cscn  in  einzelnen  Fällen  entäufsert.  Eben  dieses  Recht 
kam  zur  vollen  Entwickelung  erst  in  der  städtischen  Kultur. 
Das  Königtum  stand  aber  dieser  A’on  A’ornherein  fremd  gegen- 
über; seine  finanzielle  Existenz  Avar  Amn  jeher  begründet  ge- 
wesen auf  die  Erträge,  die  aus  der  Naturahvirtschaft,  von  den 
Domänen  ihm  zuflossen;  erst  in  ZAveiter  Linie  kamen  die  Ver- 
kehrsregalien Zoll,  Markt,  jMünze  als  Einkunftsquellen  in  Be- 
tracht und  im  Avesentlichen  auch  nur  dann,  AV'enn  sie  mit  der 
Verwaltung  der  Krongüter  direkt  verlmnden  Avaren.  Diese  alte 
Grundlage  Avieder  neu  zu  festigen  Avar  besonders  Friedrich  I. 
thätig  gewesen,  und  es  Avar  ihm  in  heiworragendem  Mafse  ge- 
lungen. Nichts  kann  besser  die  Richtung  seiner  finanziellen 
Mafsrcgeln  kennzeichnen,  als  sein  Vorgehen  in  der  bereits  ganz 
in  städtischer,  geldAA'irtschaftlicher  EntAvickelung  begriflenen 
Lombardei : hier  Avicderholen  sich  genau  dieselben  Forderungen 
auf  Naturallieferungen,  Avie  sie  in  Deutschland  die  fiskalische 
Wirtschaft  befriedigten.  Die  LandAAÜrtschaft  AA-ar  immer  noch 
die  Hauptquelle  der  königlichen  Einkünfte.  Nur  im  Zusammen- 
hang hiermit  scheint  sich  auch  das  kräftigere  Vorgehen  des 
Königtums  hinsichtlich  des  Bergregals  zu  erklären;  die  Er- 
trägnisse dieses  Rechts  Avaren  gCAvissermafsen  ein  Teil  der 
Bodenkultur,  sie  AA-arcn  Naturalicm,  die  zum  grofsen  Teil  Ver- 
wendung linden  konnten  für  Bedürfnisse  im  Rahmen  der 
Naturahvirtschaft.  Anders  das  j\Iünzregal,  das  nur  im  Handel 
und  Verkehr  seine  Bedeutung  geAvann,  innerhalb  städtischer 
Gemeinwesen,  von  denen  nur  Avenige  in  der  unmittelharen 
GcAA-alt  des  Königs  standen,  die  nicht  im  stände  Avaren,  auch 
Avenn  das  Königtum  hierfür  ein  gröfseres  Interesse  gezeigt 
hätte,  mit  den  bischöflichen  Städten  zu  konkurrieren.  Es  Avar 
also  nur  eine  natürliche  Folge  des  Festhaltens  an  den  alten 
Grundlagen  der  finanziellen  VerAvaltung,  dafs  das  Königtum 
dieses  Recht  vernachlässigte,  z.  T.  sich  selbst  desselben  be- 
raubte in  derselben  Zeit,  in  welcher  sich  eben  durch  die 
EntAvickelung  des  Gehhvesens  Umgestaltungen  vorbereiteten, 
die  die  ganze  bisherige  Grundlage  der  Verfassung  des  Reichs 
verschoben. 

Es  ist  von  Heinrich  V.  überliefert,  dafs  er  den  Plan.ge- 
fafst  habe,  eine  allgemeine  Reichssteuer  aufzulegen,  und  zAvar 
habe  zu  di  -scr  IMahregel  sein  ScliAviegervater,  der  König  vun 
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E iglaiid,  j^eniteii^;  iu  welclicr  Weise  er  sieh  die  Ausfülirimg 
etwa  gedacht  hat,  ist  nicht  bekaiiiit.  In  der  Ihat  ist  es  ein 
den  deutschen  Verhältnissen  ganz  fremder  Gedanke,  an  dessen 
Verwirklichung  bei  der  Art,  in  welcher  das  Königtum  über 
de  Kräfte  des  Reichs  verfügen  konnte,  kaum  zu  denken  war. 
Heinrich  V.  mufste  ihn  denn  auch  aufgeben,  infolge  des  all- 
g. •meinen  Unwillens,  den  er  erregte-. 

Einer  Steuer  ähnliche,  regehnäfsige  Lidstungen  bezog  der 
deutsche  König  nur  von  den  seiner  Herrschaft  direkt  unter- 
st dienden  Gebieten,  auch  hier  aber  nur  in  der  Form  der 
Rjde;  insbesondere  aber  von  der  Reichskirehe,  wie  es  scheint 
auf  Grund  der  königlichen  Anrechte  an  dem  Reiehskirehengut, 

0 ileiitliehe,  fixierte  pekuniäre  Abgaben  allerdings  auch  nur 
v)ii  einigen  Reichsabteien,  während  die  Bistümer  nur  für  be- 
s< Oldere  Zwecke  solchen  Forderungen  unterworfen  scheinen*^. 

Alle  solche  Abgaben  fallen  unter  deiiBegriff  des  ,servitium 
r;gis‘,  der  freilich  nicht  nur  die  Verpflichtungen  zu  Natural- 
oler  Geldzahlungen  umfafst,  sondern  auch  die  persönlichen 

1 ienstleistungeii  aller  Art,  auf  welche  der  König  Anspruch 
h it,  eiiischliefst,  auch  in  Beziehung  auf  die  Fürsten  des  Reichs 
d e Verpflichtung  zur  Hof-  und  Heerfahrt'^.  Diese  letzteren 
\ er]»flichtungcn,  welche  dem  Lehnsverhältnis  oder  dem  all- 
gemeinen Hoheitsrechte  des  Königs  entspringen,  bilden  zwar 
keine  Grundlage  direkter  finanzieller  Forderungen,  aber  sie 
nehmen  doch  indirekt  die  finanziellen  Kräfte  der  Verpflich- 
t' stell  für  den  König  in  Anspruch,  ja  beim  Heerdienst  steht  cs 
s )gar  dem  König  frei  direkt  eine  entsprechende  Ablösung  in 
( reld  zu  fordern.  Allerdings  erscheint  auch  hierbei  die  Kirche 
l ei  weitem  mehr  belastet  als  die  weltlichen  Fürsten,  die  selbst 
(.  urch  die  Pflichten  der  Hof-  und  Heerfahrl  nicht  in  demselben 
Umfang  in  Anspruch  genommen  werden  wie  die  Bischöfe  und 
^ibte  des  Reichs. 

Regehnäfsige,  zeitlich  und  (piantitativ  fixierte  Servitien 
jahlen  auch  in  dieser  Zeit  nur  Reichsabteien.  Lorsch  z.  B. 
tollte  jährlich  100  Pfund  steuern da  die  Abtei  hierzu  nicht 


1 Otto  Fris.,  Chroii.  VII  16  (SS.  20,  250):  consilio  geiieri  sui  (lies 
oceri)  ruicis  Anglorum  totiim  rtigmim  vuctigale  facere  volena,  multum 
1 SU  optiTnatum  odium  eontraxit.  — Waitz  VII  [ 400. 

- Zeumer,  Die  deutschen  Städtesteuern,  insbesondere  die  stadti- 
cdien  Keielissteuern  iin  12.  und  13.  Jahrh.  (Scliinoller,  Staats-  u.  social- 
rissciisdi.  Forsduuigeii  I,  Heft  2 [1878]),  S.  86  ff.  — Ficker,  Eeidiskirdien- 
;ut  S.  116  ff’. 

* VgkHviiitz  vi  406,  VIII  380  ff[  Z.  B.  Fj).  Wib.  Nr.  150,  S.  239 
1149):  si^rvitiuiii  rc^gis  tain  in  expeilitioiie  fpuiii)  in  ciiiia  udcvnulti  et  in 

losnieiis  nrocnriuulis  exuberare.  , . . • 

5 Cliron.  Lanreduun.  SS.  21,  400  (1147):^  qiiod  L.  eed.  tantmn  m 
xterim-ibus  distrada  cd,  nt  servitium  regnun  eentuin  scilicet  libras, 
(uas  anniiatiin  persolvcre  debebat,  sine  inaxiino  sui  detriinento  explere 
lou  sufticeret. 
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mehr  fähig  war,  befreite  Konrad  HI.  sie  zwar  von  der  Zah- 
lung, nahm  aber  als  Entgelt  drei  Klosteiböfe  in  seinen  Besitz 
Von  Corvey*  forderte  er  für  die  Schenkung  von  Kemna.le,’ 
welches  dem  Reiche  weder  Heerdienst  noch  irgend  welclie.'i 
/ Servitium  geleistet  hatte,  ein  Servitium  in  der  Höhe  von 
(3  Mjirk.  — In  Passau  zalilte  die  Marienabtei  jälirlich  zu  Epi- 
l)hanias  40  Pfund  Regensburger  IMünze  an  den  König,  und 
audi  als  1101  das  Kloster  an  das  Bistum  Passau  fiel,  behielt 
sich  der  König  diese  Abgabe,  die  liier  den  Namen  .,Königs- 
steueF  führt,  vor,  nur  dafs  sie  nun  der  Bischof  für  die  Abtei 
bezahlte,  bis  Heinrich  VI.  darauf  verzichtete  gegen  Eintamsch 
eines  bischöflichen  Hofes  Auch  von  Wenleij  erhoben  Fried- 
rich und  Heinrich  VI.  noch  eine  Jahressteucr  von  25  Mark,  die 

erst  Otto  IV.  für  unbillig  und  widerrechtlich  erklärte 'und 
uiiinoö  • 

In  einzelnen  Fällen  verzichteten  auch  die  Staufer  frei- 
willig auf  die  Abgabe,  weil  die  betreffenden  Klöster  zu  arm 
A\aren,  die  Last  zu  tragen,  oder  auch  aus  besonderer  (Jnade 
Lei  diosen  Befreiungen  handelt  es  sich  aber  nicht  allein  um 
die  jährliche  Steuer,  sondern  überhaupt  um  alle  unter  den  Be- 
griff des  Servitiums  fallenden  Leistungen,  vor  allen  auch  um 
die  Leistung  des  Heeresdienstes  bezw.  um  die  für  Befreiung 
davon  gezahlte  Heersteuer 

I Eben  diese  letztere  Leistung  war  wohl  von  allen  hierher 

gehörigen  die  wichtigste  für  das  Reich,  sei  es,  dafb  sie  in  der 
Auftreilning  der  Mittel  durch  die  einzelnen  Kontingentsherren 
zur  Bestreitung  der  auf  eigene  Kosten  zu  leistenden  Heeres- 
jifficht  bcstaiuL  sei  es,  dafs  sie  in  der  Form  der  Loskaufs- 
summen dem  König  direkt  bare  Summen  gewährte. 

Es  fehlt  nicht  an  Beispielen , Avelche  zeigen,  wie  schwer 
V'.  '*'*^'’*^*'  -^‘dt  die  Last  der  Heerfahrt  namentlich  auf  der 
viiciio  lag  wie  .selbst  die  vom  Bischof  erhobene  Ileersteuer 
nicht  ausreichte,  die  Anforderungen  des  Königs  zu  befriedigen. 
Lorsch  war  nur  durch  Zahlung  hoher  Summen  zweimal  vom 
Kriegsdienst  befreit  worden;  der  Abt  hatte  fürsorglich  Geld 

J WilmaiKS  II  302  (1147',  St.  .3.543'4. 

FJy356  (1161),  St.  .mil;  469  (1193i,  St.  48Ü1:  cuin  — servicio 
«fifitnr*  '^iippkiiH'iito  SCH  stura,  ([uo.l  in  vulirari  Kiinegcsture 

■*  Lacomlilot  I 393  (1198). 

z.  B für  Bcncüiktbcnrcn,  MB.  7,  100  (1143),  St.  3455;  ((uoniani 
onnna  rciraha  pcmtu.s  indc  al)lata  sunt  - ali(in,.(l  servitium  vol  servitii 
redemptionem.  - ib.  7,  384  = Constit.  1 Nr.  157  (1155),  St.  3727  für 
I ' iiinin:  ((uccumjuc  servitia  - nobis  iure  pcrsolvenda  imscuntur  — 

iduittmius,  Imzieht  .sieli  wohl  nur  auf  linanzielle  Leistuim<'n ; ebenso 
Faeomblet  I 377,  St.  4837  (1193)  für  das  Stift  in  Kaiserswertli;  .la-eLro,, 
st  . ,e  1 ff.e.rfnbrt  inbegriffen  in  den  DDF.  I.  u.  II.  VI.  für  Tegernsee 

Sl, 

Ficker  a.  a.  O.  S.  121. 
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..•os)art  uiul  für  «ulche  Fälle  zurückgelegt,  um  _ niclit  das 
kii'^lieugut  selbst  schädigen  zu  müssen  . Der  Bischof  von 
Hillesheim  mufste  1166  einen  Hof  verpfänden,  um  die  Ab- 
lösi  ngssumme  von  400  Mark  bezahlen  zu  können  Solche 
Ve  •Pfändungen  tinden  sieh  mehrftich,  und  I nedrieh  hat  wojil 
nie  o-ezi-.gert,  sie  zu  diesem  Zwecke  zu  gestatten.  Aber  nicht 
mu  kinzJilne  Höfe  und  nutzbare  Rechte  mufsten  auch  die 

o-n  lsten  Keichskirchen  hierfür  """"l  7n^ 

kö  n noch  1174  und  1176  zwei  Stiftshöte  mit  Münz-  und  Zoll- 
oin  lahmen  für  eine  Gesamtsumme  von  2000  IHark  verptandete  , 
bis  veilen  sahen  sich  die  Kirchen  genötigt,  wenn  sie  nicht  den 
Giiterbcstand  ruinieren  wollten,  selbst  ^^^n  Ivirchenschatz  a 
zuiülircn  und  davon  zu  versetzen,  um  der  kaiserlichen  lor 
rum>-  des  Heerdienstes  Genüge  leisten  zu  können.  Dies  tliat 
z it.  der  Bischof  von  Würzburg  1161,  und  der  Kaiser  nahm 
da  (Opfer  gern  an  und  versprach  nur,  bis  zur  \\  ledereinlosung 
de  ( Schatzes  keine  weiteren  Forderungen  zu  stellen  Schon 
1 1 75  aber  forderte  er  dieselben  Domherrn  wieder  auf,  uoch- 
m<  Is  den  Kirchenschatz  zu  verpfänden,  damit  der  Bischof  d 
•erirderten  Kriegsdienste  leisten  könnet  Wohl  wenige  geist- 
ricirilerren  wa?en  in  der  Lage  des  Eijb.schots  Arnold  von 
Tiier  (1169-83),  diesen  finanziellen  Anfordenmgen  ganz  aus 
ci  ••cnen  Mitteln  nachkonmien  zu  können,  nicht  einmal  eine 
n’e -'  teuer  aufzulegen'-.  Der  Goslarer  Kirche  gab  Friedrich 

ul  i bcsomloro  Gnudo  das  Privileg,  niemals 

v.rpmuden  zu  dürfen,  aucli  wenn  der  Kaiser  es  foulern  sollte  . 


- o'r*Gmdf  (1166):  qaod  ad  nersolveiidas  (Hiadriiif'entas 

SÄ  “ 

l i'O  cpiscopo  exposueniiit. 

« ?,i“'räln,Irblfeikuemlerwc.ise  besü.ele.s  die  Gesta  Tfvirorum 

^ 91  S‘^2*  h:)so  etiain  tcr  virili  aiiiino  cum  magins  copiis  c g 

; Aufa|  ivit  nee 

:!WhrÄÄÄ!S'rs  »»««.  «...1.».»  ur«. 

. Asteiitiibat  _ nec  (luispiain  alius 

,„gter5^;;pr:^a';^mo.,L^ 

; grollt, ‘ :-„;eed‘J;‘ Vor‘„'e^“era),  nostrae  ad  n„- 

,,iV„oramlum  i.llo  modo  .kriMcdens- 

,,nlontlicli('n  I-aü,  fj"  ^ Friedlich  I.  einmal  eine  allge- 

neine" StUermi^die  d^  keichskirchen  aus:  ut  ah  ecclesiasticis 
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Zur  Leistung  dieses  wichtigsten  Teiles  des  Reiclisdienstes 
forderten  die  Fürsten  von  ihren  Uiiterthanen , soweit  diese 
nicht  selbst  dem  Kriegsdienst  genügten,  regelmäfsig  eine  Steuer; 
namentlich  traf  die.se  die  Städte.  Die  Erhebung  selbst  blieb 
ihre  Saclie,  der  König  jjestätigte  Avohl  bisweilen  ihr  Recht  zu 
solchen  Forderungen,  ohne  aber  sicli  unmittelbar  in  die  Er- 
liebung  einziimischen. 

Da  die  bedeutenderen  Städte  fast  ohne  Ausnahme  noch 
Biscliofsstädte  Avaren,  so  finden  sicli  A'ornehmlich  liier  solche 
Forderungen^;  die  meisten  derselben  erscheinen  jetzt  beitrags- 
pflichtig zu  solchen  Beden,  die  zAvar  dem  Bischof  zuflo.ssen, 
aber  nur  fVtr  ZAvecke  des  Reichsdienstes  erhoben  Avurden, 
neben  der  Heerfahrt  also  fiir  die  Kosten  der  H oftährt  und 
die  Pfliclit  der  Beherbergung  des  Königs  bei  seinem  Aufent- 
halt in  der  Stadt. 

Unter  Friedrich  1.  Avurde  zum  erstenmal  durch  Reichs- 
spruch bestimmt,  dafs  diese  Steuerptlicht  in  den  bischöflichen 
Städten  sich  nur  erstrecke  auf  die  städtische  Bevölkerung, 
welche  öffentlich  Handel  treibe,  Avährend  alle  geistlichen  Per- 
sonen soAvie  deren  Diener  davon  frei  sein  solleiU’. 

Die  Verjjilichtung  selbst  hat  Friedrich  wiederholt  den 
Städten  eingeschärft,  z.  B.  in  dem  Ih-ivileg  fiir  Augsburg 
1156^,  vor  allem  aber  in  dem  bekannten  Prozefs  gegen  die 
Mainzer,  Avelche  1158  dem  Erzbischof  die  Heeressteuer  ver- 
Aveigerten 

Dagegen  sehen  Avir  auch  ihn,  Avie  Heinrich  VI.,  ungerech- 
ten Forderungen  der  Bischöfe  an  die  Städte  cntgig-entretcn, 
z.  B.  gegenüber  dem  Erzbischof  von  Bremen-'';  Konstanz  er- 

lirim-ijjilms  ]ier  terrain  teutniiii-am  nülle  marcarum  smmna  j>or.:^olvatiir ; 
icider  i.ft  nicht  orsiclitlidi,  in  Avelchcr  Weise  dieser  Hesciilufs  zustande 
kam,  und  wie  die  Verteilung  der  Steuer  erfolgte;  möglich  ist,  dafj  nur 
die  in  Deutschland  zurückgcblicljenen  gi>istliclien  Für.st(‘ii  sie  zu  zalilen 
liatten  (Ficker  a.  a.  (>.  S.  l'Jl).  Vgl.  das  Schreiben  an  den  Abt  von 
Kemjden,  auf  dessen  Anteil  10  Mark  lielen,  Coii^^tit.  I Xr.  2öS. 

* Aber  auch  in  Städten  Aveltlicher  Fürstc-n,  z.  15.  Leijizig,  Dod. 
dij)l.  Sax.  1 1 8,  1 Xr.  2.  Zeuimu-  S.  18. 

- (’onstit.  I Xr.  28o  (1182):  a curia  nostra  iiidicatum  fuif:  ijund 
uniA'crsi  ccclesiarum  miidstri  ab  hiiiiismodi  i-x.-ictiimibiis  liberi  e.'^se 
dclu-ant  et  immunes,  hü  A'ididicet  (|ui  fratribus  (d  ecclesiai-  cuflidie  in 
|impria  iiers<ma  des(‘r\iun(  nec  mercimoniis  ojterauidant  nec  fom 
rerum  \'enalium  stud(‘iit  nec  )ir<»  subterfugio  iinslre  C(dh-cte  (dis(*- 
(|uio  Iratrum  si“  a])idicaut.  Xos  ita((ue  omnes  luüii.-uiiodi  eeeiesie  Worin, 
minislros,  qui  certi  et  jiiibliei  mercatores  non  sunt  — alisol- 
A'imns. 

■*  (Jau|)|i,  Dcutsclu“  Stadtn‘cht(‘  II  ‘Jo.'l,  ,5  11:  l^bmciens  ejiiscoims 
ex  precejito  regis  curiam  adierit,  nrbani  X talenta  ad  sti|iendium  ei  da- 
bunt et  (|uando  Itomam  ibit  in  expeditiouem  \'el  ad  suam  consm-rationem 
tune  iustum  est  ipiod  civitatcn'Cs  praebeanf  ei  subsidium  |irout  ajmd 
cos  peticione  jioti-rit  obtinere.  — Also  nur  bei  Komtahrten,  nicht  bei 
allen  Heerfahrten. 

■*  Jatle,  Jlibl.  rer.  germ.  111  02.5,  0'28  If. 

Zeumer  101.  — Jfrem.  UH.  I 70f.,  82. 

Scliulz. 
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hiei  sogar  völlige  Freiheit  von  allen  bischölhchen  und  vogtei- 

licheii  Bedeforderungen  zugesicherth  . , . , . i r w 

Von  der  Stadt  Cambrai  scheint  Friedrich  einmal  due  , 

oh  le  sich  an  den  Bischof  zu  wenden,  eine  Heersteuer  gefordert 

ZU  licibcn,  ub6r  oliiiG  Erfolg  • ^ . i . • i 

Ein  solches  Vorgehen  findet  sich  nicht  wieder.  Ei 

diiekte  Ausnutzung  L städtischen 
licien  Interesse  und  unter  Umgehung 

Stiufern,  denen  es  wieder  gelungen  war  im  Episkopat  ihie 

fei  teste  Stütze  zu  finden,  völlig  fern  Unnjo-bohcu 

Selbst  in  den  ihnen  direkt  unterstelmnden  königlichen 

St  idten  haben  sie  hierauf  keinen  Wert  ^ ^reUl- 

sic  durch  Heranziehung  zu  einer  ordentlichen  und  ie,^el 

m lfsigen  Steuer  als  FiLnzquelle  nutz W zu  machen , feh  t 
v(  llkommen.  In  Hagenau  verzichtet  Friedrich  1.  freiwi  ig  * 

jil  o stGUGrlicliGii  LGistungGii  - • a h 

Dem  König  stand  ursprünglich  ein 
auf  Dienstleistungen  und  Lieferung  von  Unterhalt  fui  sich 
u id  seine  Umgebung  zu,  wenn  er  eine  Provinz  durchzog  od  i 
a i einem  Orte  Aufenthalt  nahmb  War  dies  gevvils  nj^emals 
eine  allgemeine  Unterthanenpflicld , so 

b dd  so  weit  dafs  die  weltlichen  Fürsten  eine  Pflicht  zur  Ue- 
vähruy  von  freiem  Unterhalt  und  Unterkunft  für  den  Hof 
üoerhaupt  nicht  mehr  anerkannten ^ so  dafs  neben  dem  diie^ 

1 Reir  S 150,  Nr.  105  (1192),  St.  4771:  nuUam  petitioiicm 

. collSif  lutvoiato  civitatis  vel  successonbus  suis 

f:  .ccrG  döbcHnt,  nou  euiscopus,  iion  iin- 

rlitti;  sed  hoc  neque  ipse  neque  alius  ante  vel  po.t  illum  tccusc 
* ““Hchöpflin.  Als.  dipl.  I 256,  SJ.  4019;  Cretoi-ca  quicumjue 

TThpr  Reffensburir,  wo  walirscliemlich  der  kon  guuio  j^ui^ 

j S etwaige  tmtet  lleiYieh'l: 

^^1  U 5 754*  st  5007,  in  Niersteiu  (ein  Drittel  davon  an  den  dor- 

nitm*  d'en  f " b" inTÄr  Vheit' (^ 

ien  Beüe„,  .‘.ichte  gemein  int,. 

r>  sclieint  in  die.sem  Zusammenhang^',  v enii 

Otto  kl  Gri^c  47^  sagt:  imperatov  - dies  pentecostes  in 

quodam  Castro  Ottonis  palatini  comitis  privat  us  eiat. 
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teil  Heichsgut  nur  noch  das  Keichskirchengut  in  Betraclit  kam, 
die  Keichsklöstcr  und  vor  allem  die  Bischofssitze.  In  der  That 
hatten  diese  letzteren  von  jeher  die  Hauptlast  des  Unterhalts 
des  Hofes  getragen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  eben  nur 
hier  in  den  meisten  Bischofsstädten  die  Könige  ihre  Pfalzen 
liatten,  aufser  denen,  die  auf  dem  Domäuengut  lagen,  also  nur 
hier  besonders  für  die  Abhaltung  von  Hof-  und  Reiclistagen 
genügende  Unterkunft  finden  konnten. 

Allerdings  finden  sich  auch  den  Kirchen  gegenüber  be- 
reits einzelne  Beschränkungen  dieser  einen  Teil  des  servitium 
regis  bildenden  Pfliclit^. 

Dem  Bischof  von  Konstanz  verspricht  z.  B.  Friedrich  I. 
für  sich  und  seine  Nachfolger,  nicht  mehr  nach  Konstanz  zu 
kommen  und  dort  die  bestimmten  Servitieu  zu  fordern,  aufser 
Avenn  er  vom  Bischof  seihst  gerufen  Averde,  oder  durch  seine 
Reiseroute  dazu  gezAvungen  sei,  oder  um  zu  beten  danach 
scheint  die  Abhaltung  eines  Reichstags  in  Konstanz  fast  aus- 
geschlossen zu  sein,  da  er  unter  keine  der  drei  Bedingungen 
])afst  und  auch  die  gröfsten  Anforderungen  an  den  Bischof 
stellte,  Avas  gerade  verhütet  Averden  sollte. 

Die  Verpflichtung  der  Kirche  in  Goslar  Avird  beschränkt 
auf  die  Reichstage,  die  dort  abgehalten  Averden,  nur  dann  soll 
der  Kämmerer  oder  Marschall  des  Kaisers  einen  Amn  den 
Fürsten  in  dem  klösterliclien  Haupthofe  einquartieren  dürfen, 
jedoch  ohne  berittenes  Gefolge;  Avenn  der  Kaiser  sonst  nach 
Goslar  kommt,  soll  das  Stift  von  allen  Herbergslasten  frei 
bleiben  3.  Ganz  ebenso  Avird  den  Würzburger  Domherren  be- 
willigt, dafs  sie  Avenigstens  in  ihren  innerhall)  des  Immunitäts- 
bezirks liegenden  Wohnungen  nur  bei  Reichstagen  und  wenn 
es  nötig  wird,  einem  der  Aveltlichen  oder  geistlichen  Fürsten 

' Die  Pfliclit  der  lieherherp^iiiij?  erstreckte  sich  auch  auf  die  im 
Aufträge  des  Köiiif^s  hctiiidliche!i  köiiig^lichen  Beamten;  iiocli  Hein- 
rich Yl.  erläfst  diese  Ptliclit  z.  B.  den  Klöstern  Arnsburg  und  Brunne- 
bach;  für  ersteres  Guden,  Cod.  III  1075  (1191):  alle  hospitalitates,  (juibns 
a familia  nostra  ajuid  Frankenvort  in  carte  sua  posset  aggravari,  — für 
letzteres  Mone,  Ztsclir.  f.  Gesell,  des  Oberrheius  XI  17  (vgl.  II  295), 
St.  4S16:  ut  nullus  marscalcus  noster  sive  alius  nuntiiis  noster  in  domo 
illa,  quam  InibcT  sitam  in  Wirzeburc,  jiresumat  alicui  hospitium  dai’C 
vel  Ijosjiitinm  in  eadem  domo  accipere  etc. 

2 Wirt.  UB.  II  95  (1155),  St.  3730:  ut  nec  nos  nec  aliquis  suc- 
cessovum  nostrorum  vegum  seu  iinperatorum  locum  Constantiensem  adeat, 
vel  statuta  servitia  exigat,  nisi  vocatus  ab  episcopo  vel  orationis  causa 

vel  itineris  neeessitate  veniat.  , . 

^ Constit.  I Nr.  320  (St.  4495),  §5:  ut  quotifmscumque  civitatem 
Goslarionsem  — curiam  nou  celebraturi  intraveriinus,  omnes  curtes  clau- 
stralcs  canonicorum  — ab  omniiun  hospituni  (jui  nobiscum  venerint,  man- 
sione  vel  introitu  prorsus  immunes  existant.  — Si  vero  ad  curiam 
celelirandam  predictam  civitatem  nos  adire  contigent  marscalcus  sive 
camerarius  noster  in  curia  claustrali  aliquem  ex  principibus^  locandi 
potestalem  habeat,  ita  tarnen  ut  sine  equitatura  et  absque  omni  lesione 
et  incommodo  domestici  deeeiiter  in  eadem  domo  maneant, 
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<^>u;irtier  die  \"erj»llegiuig  des  CJetolges  wird  auch  liier 

ausgi'scldoötsen  h 

Den  küniglicdien  Städten  lag  dieselhe  IMlidit  oh.  l>e.s- 
lalh  gestattet  /.  I*.  Konrad  III.  Iiereitwillig  den  Ihau  von 
vVohnhäusern  uni  den  Königsliof  und  am  ^Markte  von  Duis- 
mrg,  weil  hierdiireh  für  die  Fürsten  und  Freunde  des  Kiinigs 
geeignetere  Quartiere  geschaffen  würden“.  Unhesehränkt  er- 
■cheint  auch  das  Recht  der  (^uartierung  z.  Ik  in  Hagenau, 
lur  dafs  die  Bürger  nicht  durch  Forderung  von  Lieferungen 
leschwert  werden  sollen,  auch  das  Futter  für  die  Pferde  s(dl 
g-ekauft  werden,  die  Verkäufer  solhm  dabei  selbst  einen  klci- 
len  ^"erdienst  machen  dürfen^. 

Kill  wichtiger  Teil  des  Servitium  regis  ist  die  persönliche 
V^erptlichtung  aller  Fürsten  des  Reichs  zur  Leistung  der  llof- 
ahrt  auf  eigene  Kosten,  entweder  durch  den  Besuch  der  Ilof- 
:age  des  Königs,  namentlich  an  den  grofsen  Festen  des  Jahres, 
ivobei  aber  eine  Veigiflichtung  ivohl  nur  für  die  Fürsten  der 
oetreffenden  Landschaft,  in  der  sich  der  König  aufhielt,  be- 
stand, oder  durch  Berufung  zum  Reichstage,  die  dann  für  alle 
Fürsten  gleichmäfsig  galt;  Vertretung  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten ist  in  dieser  Zeit  noch  nicht  gestattet^.  Doch  er- 
hält schon  jetzt,  1156,  der  Herzog  von  Österreich  das  stän- 
lige  Vorrecht,  nur  die  Reichstage  besuchen  zu  brauchen,  ivelche 
in  dem  seinem  Lande  benachbarten  Bayern  abgehalten  würden“. 

Zu  dieser  Pflicht  gehört  auch  die  Übernahme  von  Ge- 
sandtschaftsreisen auf  königlichen  Befehl  und  auf  eigene  Kosten. 
Auch  diese  Last  traf  vornehmlich  die  geistlichen  Herren ; 
eine  Pflicht  des  Königs  zur  Unterstützung  bei  den  oft  sehr 
weiten  Reisen  bestand  nicht , wenn  er  auch  freilich , um  der 
Repräsentation  des  Reiches  willen,  verhüten  mufste,  dafs  seine 
Gesandten  etwa  ärmlich  auftraten.  In  beweglichen  Worten 
klagt  schon  Wibald  über  die  grofsen  Kosten,  die  ihm  der 
Aufenthalt  am  Hofe  und  die  Gesandtschaftsreisen  schon  ver- 
ursacht hätten,  und  dafs  der  König  sein  Versprechen,  ihm 
einen  Teil  zu  ersetzen,  nicht  erfüllt  hab(3;  eben  deshalb  sucht 
er  auch  der  Übernahme  einer  neuen  Gesandtschaft  auszu- 


*  MB.  29»  409  (1172),  8t.  4135:  eosdein  domiios  in  siüs  inansionibus 
iiifra  imnuiuitatein  sitis  sine  gravainine  liospitmn  in  quacninque  eelebri 
enria  esse  statuiinus,  exceptis  solis  jirincipibiis  saeenlaribns  vel  spirita- 
libus,  quos  si  necesse  est  in  corum  liospitiis  oportet  collocari,  equitaturis 
tarnen  oinnibns  exclnsis. 

Lacoinblet  I 242,  8t.  3499. 

^ Scliöpflin,  Als.  Dipl.  I 255  (8t.  4019):  Imperator  villain  si  intra- 
verit  marscalcus  ipsius  abs(iue  civium  detriincnto  de  liospitiis  paeifice 
disponat  - Venditores  pabnli  si  qnando  iinperator  intervenerit  in  quar- 
tali  niuninos  dnos  permittiimis. 

AVaeker,  Reiehstag  8.  20,  22  tf. 

^ Constit.  I Nr.  159:  Aliud  servicium  non  debet  inqierio  nisi  quod 
ad  eurias  ((iias  inqierator  pretixerit  in  Bawaria  evoeatus  veniat. 


weichen  h Ähnliche  Klagen  ertönen  auch  unter  Friedrich  I.-; 
vom  Bischof  von  Minden  erfahren  wir,  dafs  er  eine  Pfandleihe 
vornehmen  mufste,  um  die  Reisekosten  nach  Italien  zum  Kaiser 
bestreiten  zu  können®. 

Völlige  Freiheit  von  allen  Servitien  für  den  Hof  und  das 
Reich  gewidirte  Friedrich  1.  als  besondere  Gnade  für  die  Be-^ 
lelinung  Friedrichs  von  Schwaben  mit  der  A'ogtei  dem  Bischof 
Egino  von  Chur,  alier  nur  ihm  ]iersönlich,  auf  seine  Lebens- 
zeit^. 

Als  eine  besondere  Art  von  Einkünften,  die  auf  ähnlicher 
Grundlage  beruhen,  wie  die  genannten,  kann  hier  erwähnt 
werden  der  Triliut,  welchen  die  Slaven,  insbesondere  Polen 
und  Böhmen,  dem  deutschen  König  zahlen  sollten“.  Gegen 
Polen  machte  Friedrich  seine  Oberlehnsherrlichkeit,  die  unter 
Konrad  Hl.  wieder  verloren  gegangen  war,  kräftig  geltend, 
er  verlangte  wueder  die  jährliche  Tributzahlung  von  angeblich 
500  Mark'’.  Ob  Böhmen,  das  ebenfalls  bisher  eine  feste  Summe 
gezahlt  hatte,  sie  auch  jetzt  noch  fortzahlte,  tinde  ich  nicht 
erwähnt.  Die  dh’ibute  der  Elbslaven  etc.  gelangten  nach  der 
Eroberung  des  Slavenlandes  an  die  Fürsten. 

Grofse  Summen  flössen  den  Staufern  zu  durch  die  glück- 
lichen kriegerischen  Erfolge  in  Italien,  namentlich  durch  die 
Auferlegung  hoher  Kontributionen  von  den  lombardischen 
Städten  ^ ; ferner  durch  die  Erbeutung  des  angeblich  unermefs- 
lichcn  normannischen  Königsschatzes,  den  lleinrich  VI.  aut 
den  Trifels,  „die  Reichsschatzkammer“,  schäften  Hofs®.  Durch 


> Wib.  ep.  Nr.  282  (1150),  v^l  Nr.  280. 

2 Vgl.  bes.  Stumpf,  Acta  Mog.  Nr.  112,  8.  114  ff.,  wo  Erzbi.?cliof 
Konrad  klagt:  imiiiinerabilos  oxpensas  coacti  siuims  facoru  tmn  in  ouriis 
celebrandis  domni  irnperatoris,  tum  in  Loinhardia,  ul»i  longam  moram  in 
obspqiiio  doinni  jiajie  et  doninorum  nostrorum  iinperatoris  et  regis  sc, 
et  domnae  reginae,  tum  etiam  in  gwerris  — feeimus. 

3 Ei’liard,  Keg.  hist.  Westf.  II  S.  91,  Nr.  818. 

IMohr,  Cod.  dipl.  Ractiae  I 198  (1170\  St.  4113:  ab  omni  servitio 
curie  nostre  et  imperii  nostri,  (piamdiu  vixerimus  jicnitus  eum  ab.^ol- 
vimus  et  si  forte  nos  oontigerit  universe  carnis  viam  ingredi,  jiretato 
episeopo  superstite  filius  noster  lieinricus  viee  nostra  eandem  condi- 
tionem  ei)iseopo  dum  vixerit  non  infringat. 

^ Waitz  VIII  372  ff.  — Eine  Art  Scluitzgeld  hatttm  Avohl  bereits 
seit  Friedrich  I.  die  Juden  des  Reichs  an  die  königliclie  Kammer  zu 
zahlen,  Avie  man  aus  der  Bezeichnung  in  den  beiden  Pri\dlegien  Fried- 
richs I.  Avird  schliefseii  dürfen:  cum  ad  cameram  nostram  attineant: 
Constit.  I Nr.  163;  solerter  euram  gereutes  omnium  Judeornm  in  imjierio 
nostro  degentium  qiii  spetiali  prerogati\ui  digiiitatis  nostrue  ad  im])erialem 
eameram  dinoseuntur  jiertinere:  MOeG.  X 4-59. 

® RaheAvin  III  e.  2. 

Vgl.  z.  B.  Constit.  I Nr.  174,  ^ 4:  9000  Mark  Silber  von  Mailand, 
1158;  desgl.  1162,  ib.  S.  279;  Placentia  1162:  6000  Mark  ib.  Nr.  206,  § 6. 
— Cremona  1186  ib.  Nr.  310,  311;  Siena  1186  ib.  Nr,  313,  § 7. 

« Contin.  Sanblas.  SS.  20,  325:  Inestiinabili  igitur  peennia  in 

thesauris  regiis  auri  argentique  reperta,  erarium  publicum  Trivtds^con- 
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(l.  n ülik-ldichen  Zufall  der  Gefaugeiinalimc  KieharcG  von  Eng- 
laad gewann  Heinrich  VI.  die  Summe  von  100  000  Mark 
vS  Iber  kölnisch , wovon  freilich  die  Hältle  der  Herzog  von 

Österreich  erhielt h r,  j-  t?- 

Nicht  unbedeutend  werden  ferner  in  dieser  Zeit  die  ±.111- 

kinfte  durch  die  Geschenke  gewesen  sein,  welche  sowohl 
(1  c P ürsten  des  Reichs,  als  auch  die  des  Auslands  dem  König 
d irbrachteir,  am  staufischen  Hofe  strömten  ja  damals  die 
Gesandten  aus  allen  Ländern  des  Abeinllandes  und  seilet  aus 
diin  Orient  zusammen",  oft  wird  die  Koslbarkeit  der  Gaben, 
welche  sie  mitbrachten,  gerühmt Allerdings  hob  sich  hier 
d e Gabe  durch  die  Gegengabe  des  deutschen  Königs  aut, 

P reigehigkeit  bei  solchen  Gelegenheiten  war  ja  eine  der  Haupt- 
tugenden,  welche  die  Zeit  vom  Herrscher  forderte. 

Wie  diese  bald  gröfseren,  bald  kleineren  Summen,  welche 
gelegentlich  den  Schatz  des  Königs  füllen  halfen,  so  war  auch 
eine  letzte  Gruppe  von  Einkünften  mehr  untergeordneter  Art. 
^'“io  bestand  in  Gefällen  aus  der  Gerichtsbarkeit  und 

cer  sonstigen  Verwaltung  des  Königs.  i tt-  • 

Nach  dem  Rechte  des  fränkischen  Reichs  sollte  der  König 

Non  den  gräflichen  Gerichtsgefällen  überall  im  Reiche  zwei 
Drittel  erhalten.  Doch  ist  kein  Beispiel  bekannt,  dals  dieses 
Recht  im  Mittelalter  noch  weiterhin  anerkannt  worden  sei;  es 
ist  vielmehr,  entsprechend  der  Entwdckelung  der  anderen 
Regalien,  durchaus  wahrscheinlich,  dafs  auch  die  Grafen  das 
(Jericht  ganz  auf  eigne  Rechnung  verwaltet  haben,  sodals 
(in  Anteil  an  den  Gerichtsgelallen  dem  König  nur  noch  aut 

( ein  unmittelbaren  Reichsgut  erwächst^.  , n r 

Dagegen  sind  die  Summen,  welche  der  König  als  Hülsen 
lür  Übertretung  seines  Gebots  forderte,  bedeutend  liöhei  an- 
, gesetzt  wau’den  als  früher.  Der  Königsbann  betrug  nicht  mein 
iio  Schilling,  sondern  es  wuirde  Brauch,  die  Bufse  abzustuten 
lach  dem  Stande,  Fürsten  sollten  100  Pfund,  andere  Freie  und 
dinisterialen  10  Pfund  zahleiD.  Ferner  war  cs  Sitte  geworden, 
lafs  die  Verletzung  einer  durch  eine  Königsurkunde  getrofte- 

Vrtissinuini  reddidit,  ;dia(pie  iiniierialia  tricliiiia  ex  liüs  adinoduin  ditavit. 
_ An.uld.  Lubec.  SS.21,  197,  e.20;  ita  ut  oneratis  eentum  quniquaginta 
;o,naviis  auvo  et  argeiito,  lapidibus  preeiosis  et  vestibus  seneis  gloriose 

id  terrain  suam  rodiret. 

1 Constit.  I Nr.  254,  § 1:  Nr.  355,  § 1 

- z.  15.  Out.  Saublas.  S.  317;  Auu.  Col.  Max.  SS.  17,  S03  (119.:)) 

Nr.  93  (St.  3623).  - Gudeu,  Cod.  V 754 

St.  jj  ^ i(3x  eiiriae  (piod  quiscpiis  de 

online  priueipum  priueipis  sni  iraiu  iiieurreus  . ompositiouein  persohyrci 
co.^itm-;  eeutiun  libraruin  debitor  existat,  caeteri  iniuoris  ordinis  viii 
Tsiiit  int’-oiiuil  sive  libori  vel  ininistri  docotn.  auch  etwas  ab- 

Av.'irbeud  MB.  29*‘446  (1162),  St.  4347;  Fürsten  10  Pfund  Gold,  andere 

5 Pfund. 
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nen  Verfügung  mit  gewissen  Geldstrafen  bedroht  wurde'. 
Dabei  war  in  jedem  Einzelfall  die  Bemessung  der  Strafe  wuihl 
dem  König  überlassen.  Daher  schwanken  die  angedrohten 
Strafen  bedeutend,  das  höchste  Mals,  das  in  dieser  Zeit  be- 
gegnet, scheint  1000  Pfund  Gold  zu  sein;  am  geumlinlichsten 
scheint  die  Bufse  von  100  Pfund  Gold,  häufig  10  Pfund  oder 
noch  weniger^.  Die  Regel  ist,  dafs  die  Summe  geteilt  w-erden 
soll  zwischen  dem  König  und  dem  Verletzten,  und  ZAvar  so, 
dafs  jeder  Teil  die  Hälfte  bekommt;  doch  finden  sich  auch 
andere  Teilungen , bisw'eilen  wird  auch  das  Ganze  für  den 
Fiskus  gefordert^.  In  der  überwiegenden  Anzahl  der  deutschen 
Königsurkunden  fehlt  auch  jetzt  noch  die  Ansetzung  einer 
besonderen  Geldbufse^.  Dafs  so  ungeheure  Summen,  wie  100 
oder  gar  1000  Pfund  reinen  Goldes  überhaupt  hätten  bezahlt 
w^erden  können,  daran  ist  ja  nicht  zu  denken,  es  handelt  sich 
also  um  eine  Strafandrohung,  deren  Verwirklichung  von  vorn- 
herein unmöglich  erscheinen  mufste,  die  durch  ihre  jMafslosig- 
keit  gerade  erkennen  läfst,  wde  gering  in  W'ahrheit  der  könig- 
liche Bann  geachtet  wuirde. 

Auch  für  den  Erw'eis  einer  besonderen  Gnade,  die  Er- 
teilung eines  Amtes,  eines  Privilegs,  finden  sich  bisw'cilen 
Summen  vom  König  für  sich  und  seinen  Hof  gefordert.  In- 
dessen scheint  wenigstens  Friedrich  I.  frei  von  Willkürlichkeit 
und  bestrebt,  Klagen  über  ungerechte  au  seinem  Hofe  erhobene 
Forderungen  nicht  unbeachtet  zu  lassen.  Der  Grat  von  h län- 
dern hatte  z.  B.,  im  Vertrauen  auf  seine  reichen  Geldmittel 
und  seine  venvandtschaftlichen  Beziehungen,  die  Belehnung 
mit  dem  Bistum  Cainbrai  beansprucht  und  allerdings  auch  lie- 
wülligt  erhalten,  als  jedoch  die  geistlichen  Fürsten  über  diese 
Ungerechtigkeit  laute  Klage  erhoben,  nahm  Friedrich  seine 
Verfügung  zurück“.  Schien  er  in  diesem  Falle  mehr  dem 

’ Die  Androhung  solcher  Geldstrafen  im  Einzelfall,  in  den  deutsclien 
Königsurkunden  erst  allmählich  seit  dem  Ende  „des  10.  Jahrh.  nach- 
Aveisbar,  ist  noch  in  dieser  Periode  nicht  im  Übenviegen.  Ficker, 
Forsch,  z.  11.  G.  ltalien.s  I 76  f. 

2 1000  l’fund  Gold  zur  Hälfte  z.  B.  Böhmer,  Acta  S.  82  (DK.  111), 
134  (DFr.  I),  Wirtemb.  UB.  II  98  (DFr.  1).  — 100  Pfund:  Böhmer  S.  NO, 
84,  122,  126,  140,  143,  149;  Wirt.  UB.  II  57,  82,  109,  232,  285,  293,  317; 
MB.  7,  100  etc.  — 100  Mark  Gold;  Wirt.  UB.  II  S.  1 (1138);  vgl.  La- 
comblet  1 379.  — 50  Pfund;  Böhmer  94,  136;  Wirt.  UB.  II  14N,  214; 
Zahn,  Steierm.  UB.  I 532.  — 40  Ptund ; Wirt.  UB.  II  301.  dOPtund; 
MB.  4,  132;  Bondam  I 253.  — 20  Pfund:  Wirt.  UB.  11216.  — 10  Pfund; 
ib.  215,  MB.  29a  406.  — 4 Pfund:  Böhmer  151. 

Halbteilung  in  den  Amrstehenden  Beispielen:  die  ganze  .^umme 
für  den  Fiskus  z.  B.  Böhmer  13o  (10  l’td.);  \Virt.  UB.  II  297  (30  Ptd.); 
LacombletI  284  (1166)  u.  Dümge  150  Nr.  105  (je  lOOPfd.);  eine  ungleiche 
Teilung:  10  Pfd.  an  den  Fiskus,  die  AÜerfaclie  Strafe  an  den  Gesehädigten : 

MB.  3Ü  416.  . ...  , „ 

* Ohne  Geldstrafenbedrohung  sind  z.  B.  bei  Bolimer,  Acta  D vnn 

30  Urkunden,  im  Wirt.  UB.  II  aber  23  Aum  38  Urkunden. 

Ann.  Camerae.  KS.  16,  .523  f.  Der  Bischof  A'on  Cambrai  angiistiari 
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Drucke  der  Fürsten  zu  weichen , so  zeigt  sicli  hei  einem 
anderen,  an  sich  ganz  unbedeutenden  Vorkommnis  besonders 
deutlich  seine  Absicht  das  Recht  zu  wahren.  Nachdem  der 
neugewählte  Abt  von  Ottenbeuern  in  Ulm  die  Investitur  mit 
den  Regalien  empfangen  hatte,  forderte  der  königliche  Kanzler 
eine  ^exactio"  oder  ^remuneratio',  und  der  Kaiser  selbst  unter- 
stützte anfangs  diese  Forderung;  als  aber  der  Abt  sich  da- 
gegen auf  die  Privilegien  seines  Klosters  berief,  vermied  es 
Friedrich,  weil  er  nur  von  wenigen  Fürsten  umgeben  war, 
jetzt  zu  entscheiden  und  lud  den  Abt  vor  den  künftigen  Reichs- 
tag in  Würzburg,  wo  auch  schliefslich  durch  den  Spruch  des 
Trierer  Erzbischofs  die  Sache  zu  Gunsten  des  Abtes  ordnungs- 
mäfsig  erledigt  wurde  b Man  sieht  also,  dafs  derartige  Geld- 
zahlungen bei  der  Erteilung  der  Regalien  wohl  als  rechtmälsig 
angesehen  wurden,  dafs  auch  Friedrich  darauf  Anspruch  er- 
hob, aber  doch  nicht  Willens  war,  etwaige  entgegenstehende 
Ansprüche  zu  verletzen,  und  sogar  den  Reichstag  anriet , um 
die  sicherste  rechtliche  Grundlage  zu  gewinnen. 

Pline  Forderung  auf  eine  Gegenhnstung  in  Geld  findet 
sich  wohl  auch  bei  Verleihungen  an  Aveltliche  Fürsten,  aber 
doch  nur  in  besonderen  Fällen , wie  l)ei  der  Erhebung  der 
Grafschaft  Hennegau  zur  Markgrafschaft,  wofür  der  Kaiser  in 
einem  besonderen  Artikel  des  Vertrags  sich  eine  grüfsere  Geld- 
leistung ausbedang  b In  anderen  Fällen  forderte  Friedrich 
nicht  Geld,  sondern  eine  andere  Gegenleistung,  z.  B.  eine  er- 
höhte militärische  Hülfe , wie  die  Beispiele  der  Erhebung 
Bertholds  von  Zähringen  und  Böhmens  zeigen. 

Öfter  boten  auch  Fürsten  selbst  dem  Kaiser  Geld  an  für 
die  Erteilung  gewisser  Lehen,  z.  B.  boten  Graf  Dietrich  VH. 
von  Holland  und  der  Herzog  von  Brabant  je  5000  Mark  Silber, 
Aveil  sie  einige  flandrische  Gebiete  als  Lehen  zu  emi)fangen 
AvünschteiU,  doch  schlug  Heinrich  VI.  die  Bitte  ab.  Dagegen 
zeigte  sich  dieser  keinesAvegs  unzugänglich  gegen  den  Einflufs 
des  Geldes  bei  der  Entsclieidung  der  BischotsAvahlen  in  (Jambrai 
lind  in  Lüttich,  in  beiden  Fällen  Avaren  3000  IMark  der  Preis, 
den  er  sich  heimlich  für  seine  Entscheidung  zahlen  liels^. 

ln  den  Aveitaus  meisten  Fällen  aber  erfolgten  die  könig- 
lichen Verleihungen  doch  ohne  weitere  Bedingungen,  aulser 
den  allgemeiium  Verpilichtungen , Avelelie  die  lelmsrechtliehcn 

sujK'r  pliirilms  corpit,  siijuidem  aes  fainili.ire  sihi  aliorat;  ast  coiiio.s 
(ÜA-itiis  parciitibiisiiuo  in  regis  curia  pcrpitllcbat. 

’ .Aiui.  Otti-nbur.  min.  SS.  17,  31G  (llsO). 

- (kmstit.  I Nr.  293,  §4:  llae  (lonationc  comidcta  comes  Ilainoeiisis 
teiicliitur  soha-re  ibnnino  imperatori  ct  doinino  Ilcnrico  regi  — et  curie 
octingentas  marclias  argonti  et  domine  imperatrici  (piiiuiue  marchas 

auri. 

^ Gisleberti  Cliron.  SS.  21,  577. 

4 ji,_  ;-,77_  _ Vita  Alberti  e]»isc.  Leod.  SS.  25,  142.  \'gl  4 oeclic 
S.  222  ff. 
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Grundsätze  enthielten.  In  Verleihungen  und  Geschenken^  zur 
Belohnung  geleisteter  Dienste  und  zur  Aneiferung  für  Aveitere 
bestand  der  gröfste  Teil  der  Ausgaben  des  Königs,  und  da 
die  Vergabungen  ja  meist  in  Gütern  oder  Rechten  bestanden, 
deren  Erträgniisse  bisher  dem  Fiskus  zugeflossen  Avareii,  so 
Avurden  die  Quellen  der  königlichen  Einkünfte  dadurch  immer 
mehr  beschränkt.  Allerdings  Averden  derartige  Verleihungen 
an  Aveltliche  Grofse  in  dieser  Zeit  sehr  selten^;  dagegen  Avird 
die  Reichskirche  auch  noch  von  den  Staufern  reichlich  be- 
dacht. Bei  den  ausgedehnten  Rechten,  die  gerade  jetzt  Avieder 
das  Königtum  am  Reichskirchengut  geltend  machte,  Avaren 
Verleihungen  dieser  Art  oft  ebenso  im  Interesse  des  Königs, 
der  dadurch  die  Kosten  der  eigenen  Verwaltung  sparte,  ohne 
viel  von  seinen  Nutzungsrechten  preiszugeben,  Avie  in  dem  der 

Kirche. 

Grofse  Summen,  auch  an  barem  Gelde,  erforderten  jetzt 
auch  die  häufigen  und  langwierigen  Kriegszüge  nach  Italien. 
ZAvar  boten  hier  die  Beisteuern  der  Reichskirchen,  die  Los- 
kaufssummen und  schliefslich  die  Kontributionen  der  Besiegten 
nicht  unbedeutende  Beihülfen;  aber  bisweilen  reichten  diese 
jMittel  nicht  aus,  und  Friedrich  sah  sich  selbst  einmal  zu  einer 
Anleihe  beim  Bischof  von  Lüttich  genötigt,  Avofür  die  jenseits 
der  iMaas  gelegenen  Reichsgüter  Amrpfändet  Avurden-. 

Die  Kosten,  Avelche  der  Unterhalt  des  Hofes  verursachte, 
konnten  Avohl  aus  den  Einkünften  vom  Reichsgiit,  besondeis 
aber  durch  die  Servitien  der  Reichskirche  gedeckt  Averden. 

Dagegen  hatte  der  König  ganz  aus  eigenen  Mitti'ln  die 
oft  gewifs  grofsen  Ausgaben  zu  bestreiten , _ Avelche  ihm  ans 
der  Bewirtung  und  Bcschenkung  der  fremden  (lesandt- 
schaften  und  anderer  Gäste  erwuchsen.  Es  Avar  die  Blütezeit 


1 Von  Verleilmngon  mmer  Güter  und  Roclite  an  weltlielm  (-Irofsc 
bemerke  icii  ans  .li(‘ser  Zeit  mir  iV.i-emb- ; 1) 

Graf  Ekbert  amoi  Pötten  Markt  und  .Miinze,  MB.  4,  132,  M.  -G.>  : an 
lIii«-o  von  Kranichberii:  ein  Gut  mit  Immnnitilt!  (1142),  St.  344(>,  lau  ewig, 
KeL  4 242-  an  Graf  G.  von  Arnslierg  das  Iküestigungsreelit , ilmans 
II  fSt  3G0Ü)  — ‘2)  unter  FritHlrieli  1.:  an  Markg*rat  Horinann  von 

Baden  einen  Hof,  Wirt.  UB.  IL  70  (1154);  Stiftung  des  Herzogtums 

Österreich;  an  Graf  Engelbert  von  Berg  ein  Gut,  Lacomlilet  J 297(1108  , 
St.  4094;  ferner  Investiturreehte  für  lleinricli  den  Löwen;  ' 

die  Markgrafen  A'onMeifsen  und  A’onSteiernuirk.  — 3)  unter  Hoinnch  \ 

für  Rudolf  Aum  Steinfurt  ein  Leben  im  Werte  von  300  Mark:  W dnn^n=- 
II  343  _ Ferner  für  die  künigliehen  Ministerialen:  1193  einen  Hot  dem 
Sehultiieifscn  von  Frankfurt,  St.  4812,  Biilinier,  Cod.  Moeno-tnincoL 
19.  — 1194  an  Kuno  A'on  Minzenberg  die.  Haltte  derl-iankfuita  .Münze 


19.  — 1194  an  Kuiu 
als  Lehen,  St.  4858. 
22,  814  (St.  5075).  - 


- Belehnung  Heinrichs  A'on  Ivalden:  Luiiig,  RA. 
Endlich  1197  an  Graf  Albert  von  Sponheim  das 


auf  dem  Kreuzzuge  Avar:  Wib.  ep.  Nr.  90  (1148). 


des  Rittertums,  mit  seinen  oft  prunkhaften  Festen  und  kriege- 
rischen Schaustellungen;  man  braucht  sich  nur  an  das  so  laut 
gerühmte  Maifest  zu  erinnern,  welches  Friedrich  zu  Ehren 
der  Schwerleite  Heinrichs  VI.  drei  Tage  lang  feierte^,  um  zu 
der  Vorstellung  zu  gelangen,  dafs  auch  in  dieser  Beziehung 
die  Anforderungen  an  die  ^milte"  des  Königs  keine  geringen 
waren. 

Aber  auch  neben  solchen  freiwilligen  Geschenken  hatte 
der  König  selbst  noch  eine  Reihe  dauernder  Abgaben  an  ein- 
zelne Klöster  und  Stiftungen  zu  bezahlen,  wenn  auch  von 
rechtswegen  das  Königsgut  von  allen  derartigen  Zahlungen 
frei  sein  sollte.  Auch  hierin  hielten  die  Staufer  nicht  zurück: 
Konrad  111.  erneuerte  mehrfach  Zehntabgaben  von  Königsgut 
an  Klöster“;  ebenso  rühmt  Rahewin  von  Friedrich,  dafs  er 
den  Kirchen  den  Zehnten  gewährte^.  Friedrich  wies  u.  a. 
auch  dem  in  Hagenau  gestifteten  Hospital  die  Zehnten  von 
allen  königlichen  Einnahmen  in  Naturalien  und  Geld  im  ganzen 
Elsafs  an,  was  Heinrich  VI.  allerdings  abänderte,  indem  er 
hierfür  eine  Kirche  schenkte^. 

1 Vgl.  z,  13.  Ann.  Col.  Max.  781.  — Contin.  Sanblas.  c.  26,  S.  817. 

- Weiick  II  89  (1143),  8t.  8451:  deciinam  iiostram  — concessimus. 
ib.  91  (1144,:  decimationem  de  indomiiiicatis  nostris  in  Ingelnheim  für 
Uersfeld. 

^ Raliewin  IV  e.  86.  Elemosinas  in  ministerio  pauperum,  plermn- 
(pie  ipse  manu  sua  distribuit,  pecuniariim  suarum  decimam  aecclesiis  et 
monasteriis  tideliter  dividit.  Vgl.  111  c.  15 ‘i-. 

* Scliüpflin,  Als.  Dipl.  I 291  (8t.  4517):  dofavimus  — onmibus  etiam 
decimis  quae  de  vietualibus  et  pecuniis  nostris  pi’oveniunt  per  totam 
Alsatiam.  ib.  800  (1192),  8t.  4748:  dafür  die  Kirche  in  Balbninn. 


VITA. 


Cleboren  am  0.  Januar  1872  in  Dresden  als  Sohn  des 
Kaufmanns  Raimund  Scholz  und  seiner  Ehefrau  IMarie,  geh. 
Gräfe , verlor  ich  meinen  Vater  bereits  in  meinem  dritten 
Lebensjahre.  Von  Ostern  1882  ab  besuchte  ich  das  Gym- 
nasium zum  Heiligen  Kreuz  in  Dresden,  welches  ich  Ostern 
1891  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verliefs,  um  die  Universität 
Leipzig  zu  beziehen,  wo  ich  seitdem  mich  hauptsächlich  ge- 
schichtlichen und  philologischen  Studien  Avidmete.  Ich  hörte 
Vorlesungen  bei  den  folgenden  Herren  Docenten:  Arndt, 
Biedermann,  Brugmann,  Bücher,  Gardthausen,  Heinze,  Hot- 
mann, Lamprecht,  Maurenbrecher,  Ratzel,  Roscher,  Schinarsow, 
E.  Schmidt,  Seydel,  Sievers,  Strümpell,  Volk  eit,  V achsmuth 
und  Wundt.  Aufserdem  war  es  mir  gestattet,  teilweise  während 
mehrerer  Semester,  teilzunehmen  an  den  historischen  Übungen 
der  Herren  Dr.  Gefs,  Proff.  Arndt,  Lamprecht,  Mareks  und 
Wachsmuth,  den  germanistischen  des  Herrn  Prof.  Sievers,  den 
geographischen  des  Herrn  Prof.  Ratzel  und  den  philosophisch- 
pädagogischen des  Herrn  Prof.  Volkelt.  Allen  diesen  Herren 
fühle  ich  mich  zum  gröfsten  Danke  verpflichtet,  vor  allem 
aber  Herrn  Prof.  Arndt  und  Herrn  Prof,  Lamprecht,  Avelche 
mir  wiederholt  mit  liebenswürdiger  Bereitwilligkeit  ihren  Rat 
zu  teil  werden  liefsen. 
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